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1. Einleitung 
 
Sicherheit bzw. richtiger das Gefühl von Sicherheit ist ein Grundbedürfnis eines jeden 
Menschen, die Abwesenheit von Gefahr für die körperliche Integrität und in Erweiterung 
davon die Bewahrung der Besitzverhältnisse, stellen, wenn nicht den wichtigsten, einen der 
bedeutendsten Faktoren der menschlichen Existenz dar. Ein Umstand, der sich selbstredend 
auch in jegliche Form des sozialen Zusammenschlusses hinüber leitet, was für den Einzelnen 
derart integralen Charakter annimmt, muss zwangsläufig auch in der Gruppe oberste Priorität 
haben. Alle (stabilen) Gemeinschaften und Gesellschaft in der Geschichte wiesen 
Einrichtungen organisierter Sicherheitsherstellung auf, Verteidigung gegen äußere Feinde, als 
auch gegen innere Bedrohungen.  
 
Die Belange letzterer stehen in der folgenden Analyse zur Auseinandersetzung, wobei sich 
ihre Verfasstheit auf den zweiten Blick komplexer darstellt, als die ersten Assoziation damit 
verraten mögen, denn diese dürften bei den Meisten sofort die Verhinderung von (illegitimer) 
Gewalt heraufbeschwören. Auch wenn jener Aspekt tatsächlich als hauptsächliche Sorge zu 
identifizieren ist, beinhaltet die Produktion von Sicherheit soviel mehr signifikante 
Problemstellungen, ganz zu schweigen von der Herangehensweise zu ihrer Lösung. 
Dahingehende Fragen sind die längste Zeit vorrangig, zumindest im westlichen Kulturkreis, 
vom modernen Staat behandelt und beantwortet worden. Er war es der die Gefahrenpotentiale 
in der Gesellschaft ausmachte und gleichzeitig die Strategien und Methoden zu ihrer 
Bekämpfung formulierte, zwar in Korrelation zur öffentlichen Meinung, jedoch war er das 
unbestrittene Zentrum aller Angelegenheiten Sicherheit. Damit ist es in jener Absolutheit 
vorbei. In den letzten 50 Jahren sind private Akteure zunehmend auf der Bildfläche der 
Sicherheitsbereitstellung erschienen. Nicht nur in Reaktion auf die Diversifizierung 
diesbezüglicher Bedürfnisse seitens Privatpersonen als auch Unternehmen, sondern ebenfalls 
weil staatliche Behörden Kompetenzen und Entscheidungsbefugnisse innerhalb der 
Verantwortlichkeit der öffentlichen Sicherheit bereitwillig abtraten. In jenes Spannungsfeld 
zwischen öffentlicher und privater Sphäre, wie seinen entsprechenden Implikationen, fällt das 
forschungsleitende Interesse dieser Arbeit.  
 
Dazu wurde das Beispiel der Verhältnisse in den USA mit bedacht ausgewählt, zum einen da 
in jenen Gefilden die Privatisierungstendenzen im Bereich der inneren Sicherheit ihren 
Anfang genommen haben, jedenfalls erfuhren sie in Amerika zuerst ihre wissenschaftliche 
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Aufarbeitung. Zum anderen, wegen des fortgeschrittenen Stadiums der Entwicklung, unter 
den äußerst komplexen Verhältnissen des US - amerikanischen Föderalismus und dessen 
rechtlichen Einflussnahmen. Insofern sollte sich an den USA, das zur Analyse vorliegende 
Phänomen gut erläutern lassen. 
 
1.1 Forschungsfrage und weiterführende Interessensbereiche  
 
Der gegebenen Thematik lassen sich verschiedenste faszinierende Facetten abgewinnen, doch 
in Anbetracht der Nähe der Sicherheitsbereitstellung zur Grundveranlagung des Staates, 
allgemein gültige Entscheidungen zu fällen und durchzusetzen, sowie der dafür notwendigen 
Voraussetzung der alleinigen legitimen Verfügung über Gewaltveräußerungen, scheint die 
bedeutendste Frage jene zu sein:  
 
Inwiefern tangieren Privatisierungen im Bereich der inneren Sicherheit die 
Staatsgewalt und in weiterer Folge dessen Kern das Gewaltmonopol, stellen sie 
gar eine Gefahr für dieses dar? 
 
Damit sollte es aber nicht getan sein, sind doch wichtige Rahmenbedingungen und  
Implikationen zu erörtern, um die nötigen Klarheiten zu schaffen. 
 
a) Alles hat Ursache und Wirkung, insofern sollten die konstituierenden Faktoren der 
Privatisierung der Sicherheitsbereitstellung genau unter die Lupe genommen werden.  
 
b) Mit der Tatsache einer pluralisierten Landschaft an Sicherheitsanbietern ist Kooperation 
zwischen diesen eine essentielle Angelegenheit und somit untersuchungswürdig. 
 
c) Privatisierung ist eine inhärent ökonomische Kategorie, dahingehend sollten wirtschaftliche 
Einflusssphären abgesteckt werden. 
 
b) In Anbetracht der Abtretung von Aufgaben und Entscheidungsbefugnissen an private 
Akteure sind der staatlichen Kontrolle darüber hohe Bedeutung beizumessen, deswegen sind 
Einsichten über das Regulationsregime vonnöten. 
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1.2 Methodik  
 
Die Methodik dieser Arbeit lässt sich relativ simpel erklären, basiert sie doch hauptsächlich 
auf einer intensiven und umfangreichen Literaturrecherche mit anschließender 
Dokumentenanalyse. Weitere Varianten der Informationsbeschaffung ohne weitere Reisen 
antreten zu müssen, gestalteten sich als schwierig. Speziell im Zusammenhang mit den USA 
wären Experteninterviews von Vorteil gewesen, dies hätte sich aber nur über einen längeren 
Aufenthalt in Übersee bewerkstelligen lassen und ein derartiges Unterfangen stand nicht im 
finanziellen Rahmen des Machbaren. Jedoch wurden Interviews mit hohen Vertretern der US 
- Sicherheitsindustrie von Sekundärquellen herangezogen, kein hervorragender Ersatz, 
nichtsdestotrotz brauchbar. Die Literaturrecherche erfolgte über zwei Schienen, traditionell 
über den Erwerb von physischen Kopien bzw. deren Entlehnung aus dem Wiener 
Bibliotheksnetzwerk, speziell für US - Schriftgut kam dabei des öfteren die Fernleihe zum 
Einsatz, da in anderen europäischen Ländern üppigere Bestände zur Thematik der Arbeit 
vorhanden zu sein scheinen. Zweitens, die Möglichkeiten des Internets nutzend, wurden vor 
allem Zeitschriften in Online - Datenbanken abgefragt, was in Anbetracht der spärlich gesäten 
Informationen über die amerikanischen Verhältnisse in Österreich von unschätzbarem Wert 
war. Darüber hinaus war Google Scholar ein ständiger Begleiter, sowie Einsichten in 
branchenspezifische Homepages von Sicherheitsunternehmen und Gewerkschaften von 
„private security guards“. 
 
1.3 Gliederung der Arbeit und Kapitelübersicht 
 
Grundsätzlich teilt sich die Arbeit in zwei Großbereiche ein, den Begriffserklärungen und 
theoretischen Rahmenbedingungen, darauf folgend, zur Veranschaulichung, die spezifischen 
Verhältnisse in den USA. Trotz ihres Charakters als fundamentale Kategorien sind sie nicht in 
die Durchlaufnummerierung integriert. Es gibt 7 Inhaltskapitel mit abschließender Conclusio, 
die ersten 3 fallen auf die Begriffsdefinitionen und Theorie, die restlichen 4 auf das Beispiel 
der USA.  
Das erste Inhaltskapitel, aufgrund der Einleitung als zweites nummeriert, beschäftigt sich 
ausgiebig mit dem Staat, demnach auch die Betitelierung. Nur in Abgrenzung zu einem genau 
umrissenen Verständnis von der Verfasstheit des Staates und seines Entstehens ist die 
Privatisierung der Sicherheitsbereitstellung in all ihren Facetten zu erfassen. Nach der 
Auseinandersetzung mit dem Staat erfolgen die Erläuterungen zu Gewaltmonopol und innerer 
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Sicherheit, ersteres als Kern des Herrschaftsanspruches des Staates und zweitere als dessen 
Hauptaufgabe, beide sind unverzichtbare Begriffe für die weiterfolgende Analyse. Im 4. 
Kapitel kommt die konturengebende Theorie zur Ausführung, zuerst eine Definition von 
Privatisierung, dann die innergesellschaftlichen und globalen Faktoren der Entwicklung und 
zuletzt generelle Erklärungen zur privaten Sicherheitsproduktion. 
 
Mit dem nächsten Kapitel, dem 5., vollzieht sich der Sprung zum zweiten großen 
Teilabschnitt, es behandelt in Übersichtsmanier die historischen Abläufe der privaten/ 
kommerziellen Bereitstellung von Sicherheit und ihrer seit dem 19. Jahrhundert in den USA 
existenten Kontinuität. Als nächstes stehen die regulativen Maßnahmen in den USA zur 
Debatte, welche sich im Allgemeinen sehr bescheiden ausnehmen und sich in traditionelle 
amerikanische Auffassungen von staatlicher Kontrolle einfügen, deren geringst mögliche 
Involvierung. Das 6. Kapitel speist sich aus den Darlegungen zum Wachstum der US - 
Sicherheitsindustrie, welches sich unzweifelhaft enorm ausnimmt, jedoch gibt es auch 
Schattenseiten, denn im Preiskampf zwischen den Unternehmen stagnieren die Löhne. Im 
letzten vollinhaltlichen Kapitel werden Phänomene des „mass private property“ sowie private 
Gefängnisse zur genaueren Betrachtung herangezogen, denn der Überzeugung dieser Arbeit 
nach stellen sie die größte Herausforderung der Staatsgewalt dar. Daran anschließend erfolgt 
nur noch die Bündelung der Schlussfolgerungen in der Conclusio. 
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Begriffsklärungen und Theoretische Rahmenbedingungen  
 
2 Der Staat  
 
Eine klare und präzise Definition des Begriffs Staat ist für diese Arbeit unerlässlich, von 
essentieller Signifikanz, denn nur in Abgrenzung zu diesem bzw. dessen Funktionen und 
Kompetenzen können die angestrebten Erkenntnisse erlangt werden.  
 
Der Staat ist seit spätestens dem 19. Jahrhundert die zentrale gesellschaftliche 
Ordnungseinheit, zumindest in den entwickelten Ländern, an der kein Weg vorbeiführt. In so 
gut wie allen Belangen des Zusammenlebens von Menschen ist der Staat involviert, sei es in 
sozialer oder in überwachender und strafender Form. Die Bedeutung seiner Existenz ist kaum 
zu überschätzen, nicht nur in materieller Hinsicht, sondern auch in der Auswirkung auf das 
Denken des Menschen selbst. Sowohl in abstrakten Kategorien wie Gesellschaft oder Politik, 
sowie auf der Ebene der individuellen Lebensführung drängt sich der Staat unweigerlich als 
Bezugspunkt respektive Ausgangspunkt von Überlegungen auf. Die Faktizität des Staates als 
Filter für Vorstellungen von Kommunikation und Interaktion in einem Gemeinwesen. 
Insofern kann man von einer richtungsweisenden Konditionierung sprechen, die sich über 
hunderte Jahre hinweg verfestigt hat.1 
 
Die Relevanz des Staates für die Wahrnehmung der Umwelt schlägt sich ferner in der 
allgemein - inflationären Verwendung des Begriffs nieder, dem überdies das Attribut zueigen 
zu sein scheint, einmal ausgesprochen allseitig auf Verständnis zu stoßen. Ein Umstand, der 
in Anbetracht der Komplexität des Terminus umso erstaunlicher wirkt.2 Die Ursachen dafür 
seien hinten angestellt, da nicht von erkenntnisleitendem Interesse und darüber hinaus von zu 
abschreckender Weitläufigkeit, vielmehr sei gesagt, dass Jahrhunderte der Beschäftigung mit 
dem Staat, des Sinnierens, Philosophierens und Reflektierens über ihn, zu keiner 
wissenschaftlich universell anerkannten Staatsdefinition geführt haben. Nachgerade eröffnet 
sich in der Wissenschaftsgemeinschaft ein breites Spektrum an Meinungen und Perspektiven, 
die sich höchsten in verschiedene Kategorien zusammenfassen lassen.  
                                                
1 vgl. Anter, Andreas (2004a), S. 202 
2 vgl. Luhmann (2000), S. 191 
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Nichtsdestotrotz wurden lange selbst große Denker vom Staat derart in den Bann gezogen, 
dass Begriffe wie Gesellschaft, Gemeinschaft3 und nicht zuletzt auch Politik als synonym mit 
eben diesem galten. Georg Jelinek pochte noch Anfang des 20. Jahrhunderts darauf, dass 
Politik und Staat eine Schnittmenge bilden.4 Erst Max Weber vollzog eine klare Trennung 
zwischen politischem Verband und Staat,5 was den Beginn der Hinwendung zur heutigen 
Lehrmeinung markierte, welche die Integration des Politischen in die Staatlichkeit ablehnt 
bzw. ersteres als Voraussetzung für zweiteres betrachtet.  
 
In jedem Fall besteht eine integrale Beziehung zwischen Politik und Staat, hinsichtlich derer 
man sich verleitet fühlen könnte den Staat über die Politik definieren zu wollen. Ein 
Unterfangen, das aber an den ebenfalls sehr unscharfen Konturen des Politikbegriffs scheitert. 
Für eine Definition von Politik müssten nicht minder diffuse Phänomene, wie Macht und 
Herrschaft,6 herangezogen werden, die hauptsächlich auf zwischenmenschlichen Faktoren 
basieren und daher nur schwer fassbar sind. Insofern ist es nicht möglich dem Staat über die 
Politik unverwechselbare Merkmale abzuringen, da dies dem Versuch des pyramidenartigen 
Aufbaus eines Kausalzusammenhangs gleichkommen würde, wobei die nächstuntere Ebene 
die darüber liegende nicht tragen kann.7 
 
Um dem Ziel der Klärung des Staatsbegriffes näher zu kommen scheint es ratsam sich auf die 
Ursprünge zu konzentrieren und die Hintergründe der Staatsentstehung zu ermitteln. Denn 
wenn man deren Umstände und Bedingungen ermitteln könnte, ist die Erwartung das Wesen 
des Staates und dessen ureigensten Indikatoren entdecken zu können nur logisch. Jedoch 
dreht sich auch hier die Wissenschaft im Kreise, denn schon die zeitliche Bestimmung der 
Geburt des Staates ist mehr als schwierig, vor allem wenn man vom Staat als einer 
„universalen Kategorie“ ausgeht, „die immer dann angewandt werden kann, wenn sich in 
                                                
3 vgl. Brunner/ Conze (Hrsg.) (1975), 801ff. 
4 vgl. Jelinek (1959), S. 180: Jelinek definiert den Staat als ein die „ursprüngliche Herrschergewalt“ 
innehabendes Gebilde, dass als einziges die Macht „unbedingter Durchsetzung des eigenen Willens gegen 
anderen Willen hat“. Aus dieser Logik heraus kann nur der Staat ein politisches Gemeinwesen sein, ergo 
„politisch heißt staatlich“. 
5 vgl. Weber (1972), S. 29f.  
6 vgl. Breuer (1998), S. 15 – 17: Macht und Herrschaft, werden in dieser Arbeit als soziale Verhältnisse 
verstanden, als nur möglich in der Beziehung zwischen Subjekten, wobei Macht als die Grundkategorie der 
beiden angesehen wird. In ihr drückt sich die Befähigung von Menschen aus, das Denken und Handeln anderer 
auf verschiedenste Art und Weise beeinflussen zu können (Überzeugung, Verführung, Bestechung etc.), was 
auch die Drohung und Anwendung von Gewalt umfasst. Der große Unterschied zwischen Macht und Herrschaft 
präsentiert sich in ihrer Verfasstheit, während sich Macht viel Personen- und Umstands bezogener und damit 
veränderbarer darstellt, ist Herrschaft die Verfestigung von Macht, also deren Strukturbildung und 
Institutionalisierung. Insofern kann man von ihr als Machtkonstelation sprechen, welche eine Ablösung von Zeit 
und Raum, von physischer Präsenz und direkter Interaktion erfahren hat 
7 vgl. ebd., S. 14ff. 
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einer Gesellschaft asymmetrische Herrschaftsstrukturen bilden [...]“.8 Dafür sind die 
Herrschaftsgebilde, die sich im Laufe der Jahrtausende über die Kontinente hinweg 
entwickelten und früher oder später wieder untergegangen sind, zu verschieden, zu 
variantenreich in ökonomischer und sozialer Ausrichtung, als dass sie auf einen gemeinsamen 
Nenner gebracht werden könnten und damit einen präzises Verständnis vom Staate 
ermöglichten. Niklas Luhmann bedient sich daher eines gewissen Pragmatismus, wenn er nur 
Herrschaftsordnungen als Staaten benennen, die sich tatsächlich als solche 
selbstreferenzieren,9 was eine chronologische Einschränkung auf die europäische Neuzeit 
bedingt und damit den modernen Staat als einzige Inkarnation des Begriffes festlegt. 
 
Diesem Vorbild wird die vorliegende Arbeit folgen und den Staat als modernes Phänomen 
annehmen. Insofern sind sein Entstehen und seine Entwicklung den Umständen und 
Bedingungen jener Epoche geschuldet, welche grob im 16. und 17. Jahrhundert anzusiedeln 
ist und für die endgültige Etablierung eines bis dahin einzigartigen Gesellschaftstypus 
verantwortlich zeichnet; dessen Struktur einer Gliederung nach autonomen, aber 
kommunizierenden sozialen Funktionensystemen entspricht und deren Summe ein großes 
Ganzes, die Gesellschaft, bildet.10  
 
„Der moderne Staat entsteht im Zuge der Reorganisation politischer 
Entscheidungsstrukturen im Kontext des umfassenderen Prozesses der 
funktionalen Differenzierung, nachdem die Gesellschaften schon über längere 
Zeit mehr oder weniger stark politisch zentralisiert waren.11   
 
2.1 Funktionale Differenzierung und Monopolbildung 
 
Der Staat steht nicht am Anfang von grundlegenden sozialen und ökonomischen 
Transformationen sondern an deren Ende. Veränderungen, welche tiefgreifender nicht hätten 
sein können und in ihrer Verfasstheit nur in Europa aufgetreten sind.  
Jahrtausende lang zuvor ist bei allen höherrangigen Kulturen das gleiche fundamentale 
Prinzip der Vergesellschaftung festzustellen, jenes der hierarchischen Stratifikation. Bei 
diesem handelt es sich um einen sozialen Schichtungsvorgang mit dem Resultat des 
asymmetrischen Zuganges zu politischen Entscheidungsinstanzen und diesen immanenten 
Faktoren von Informationen und Mitteln zur Durchsetzung von Entscheidungen. Im 
                                                
8 Luhmann (2000), S. 189 
9 vgl. ebd., S. 189f. 
10 vgl. Luhmann (2002), 41ff.   
11 Wimmer (1996), S. 42 
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Wesentlichen stellt sich eine gesellschaftliche Rangordnung ein mit eklatanten Machtgefälle 
zugunsten von exklusiven Gruppen (Eliten), wodurch auch immer sich diese konstituieren 
mögen. 
Die Wandlung vom segmentären zum hierarchischen Gesellschaftsparadigma kann nur aus 
der Notwendigkeit der Etablierung einer stabilen Ordnung erklärt werden. Aufgrund des 
quantitativen Anstiegs der Mitglieder in rudimentär sesshaften Gemeinschaften wurde die 
traditionelle, egalitäre Form der persönlichen, also direkten Interessens- und 
Konfliktkoordinierung verunmöglicht. Die Hinwendung zur sozialen Differenzierung erfolgte 
zum Zwecke der Reduzierung der gestiegenen Komplexität von 
Entscheidungsfindungsprozessen und der Generierung von verbindlichen Regeln und 
Problemlösungen für das Kollektiv. Eine Sozialstruktur, die zulasten der Mehrheit einer 
Bevölkerung ging, aber in Anbetracht ihrer Universalität, wohl als einzig möglicher 
Entwicklungsschritt zu erachten ist. Alle Gesellschaften, auf allen Kontinenten, die erhöhte 
kommunikative Aktivitäten aufwiesen, fielen der hierarchischen Stratifikation anheim.12  
 
Der Übergang zur funktionalen Differenzierung war ein Jahrhunderte andauernder Prozess 
vorangetrieben durch mehrere ineinandergreifende Faktoren höchster sozialer Verdichtung, 
der bereits im Mittelalter seinen Ausgang genommen hat. Ursprünglich auf die 
Konsolidierung der Herrschaftsverhältnisse nach der Ära der Völkerwanderungen und der 
damit zusammenhängenden mehr oder weniger starken durchgehenden Besiedelung Europas 
zurückzuführen, kam es ab dem 9. Jh. zu einem starken Anwachsen der Population. Eine 
entsprechende Dichte der selbigen ist unverzichtbar für die Spezialisierung von Arbeit und 
der Herausbildung von Märkten und exakt dies ist in Europa geschehen. Der innere Druck 
durch freie Arbeitskraft, die nicht mehr im naturwirtschaftlichen System des Mittelalters 
beschäftigt werden konnte, schuf sich in handwerklichen und folglich in kaufmännischen 
Berufen ihren Platz und sorgte für gravierende Verschiebungen im sozialen Gefüge. Denn 
diese sorgte schnell für eine verstärkte Urbanisierung, dem Anwachsen der Städte und einem 
veränderten, dem gutsherrschaftlichen widersprechenden, Selbstverständnis. Was zu langen 
erbitterten Kämpfen mit dem Adel und dessen Verfügungsansprüchen auf Leib und Besitz der 
Handwerker und selbstständigen Händlern führte. Aus diesen gingen die neuen Städter 
siegreich im Sinne der Sicherung von politischer und ökonomischer Autonomie hervor und 
bildeten fortan neben Adel und Geistlichkeit den dritten Stand der freien Bevölkerung.13 
 
                                                
12 vgl. Wimmer (1996), S.  
13 vgl. Elias (1969), S. 31ff. 
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„Und diese eigentümliche Erscheinung, dieser langsame Aufstieg von unten, 
arbeitenden, städtischen Schichten zu politischer Selbstständigkeit, schließlich 
dann – zunächst in Gestalt des Berufsbürgertums – zur politischen Führung, 
sie enthält den Schlüssel zu fast allen strukturellen Besonderheiten, durch die 
sich die abendländischen Gesellschaften von denen des Orients unterscheiden, 
und durch die sie ihr spezifisches Gepräge gewinnen“.14 
 
Mit der relativen Eigenständigkeit der Städte ab spätestens 1200 in den meisten Teilen 
Westeuropas, wurde der Prozess der Arbeits- und Funktionsteilung noch einmal beschleunigt. 
Während in der klassisch agrarischen Wirtschaftweise des Gutsherrentums zumeist eine 
direkte Form der Interaktion vorherrschte, also von Angesicht zu Angesicht, wurden die 
Kommunikations- und Handlungsketten in urban geprägten Wirtschaftsräumen immer länger 
und vor allem auch weitreichender (langsame Erschließung von Fernhandelsrouten). Die 
dadurch unvermeidlich höher Komplexität des Wirtschaftens bedurfte eines flexiblen und 
einfach handhabbaren Tauschmittel, dessen man bis dahin ermangelte. Denn Geld war in der 
Naturwirtschaft des Mittelalters nur selten im Einsatz, weil vor allem kaum benötigt. 
Ökonomische Beziehungen waren auf einem Territorium ohnehin nur in Abhängigkeit vom 
Eigentümer des Landes möglich, insofern wurde die Verteilung der Mittel von dessen Gnaden 
bestimmt. Um nicht zu sagen, dass Geld völlig vom Erdboden verschwand, jedoch im 
Vergleich zur Antike mehr als eingeschränkt.  
Im Zuge der Ausdifferenzierung der Sozial- und Wirtschaftsstrukturen, die sich in einer 
gesteigerten Unpersönlichkeit Ausdruck verlieh respektive in der vermehrten Einschaltung 
von Mittelsmännern, war eine Ausweitung des Geldverkehrs unumgänglich. Da nur die 
monetäre Abwicklung von Geschäften die Bestimmung einer einigermaßen rationalen 
Wertgrundlage und deren Berechnung ermöglichte, was durch die Distanzierung von 
Konsument und Produzent notwendig geworden war.15  
 
Die Monetarisierung der Wirtschaft stellte schließlich die Basis der Zentralisierung politischer 
Entscheidungsinstanzen in Europa dar. Eine Entwicklung, die zuerst auf dem Gebiet des 
ehemaligen westfränkischen Reiches aufgrund seiner spezifischen inneren und äußeren 
Bedingungen begann und dereinst auch als erstes abgeschlossen werden sollte. 
Ausschlaggebend dafür war die von der Ausweitung des geldwirtschaftlichen Sektors 
induzierte Inflation, wodurch alle Schichten benachteiligt wurden, deren Verdienst nicht 
entsprechend stieg, weil sie die neuen ökonomischen Chancen nicht zu nutzen wussten. 
Besonders hart zu schaffen machte die Fundierung der Wirtschaft auf Kapital den 
                                                
14 Elias (1969)., S. 59f. 
15 vgl. ebd., S. 58ff. 
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Feudalherren, deren einzige Einnahmequelle der Grund und Boden war, den sie ihr Refugium 
nannten. In dem gleichem Ausmaß wie sich die transformierende ökonomische Umgebung für 
die etwaigen Grafen, Sires oder Burghauptmänner mehr und mehr zum Nachteil gerierte, 
stellte sich diese nach Jahrhunderten der Machterosion für die Könige und andere 
Zentralherren als Segen heraus. Denn durch ihr Recht an den Einnahmen auf ihrem 
herrschaftlichen Gebiet mitschneiden zu dürfen, füllten sich deren Kassen, was diese direkt in 
militärische Stärke ummünzen konnten. Aber erst nachdem sie Zusehens vom Einfordern 
loyalitätsbezogener Kriegsdienste abgingen und auf das Anwerben von Soldaten gegen 
Besoldung setzten. „Die Monetarisierung der Ressourcenbasis erlaubte die Ablösung der 
Ritterheere und aller damit verbundenen „feudalen“ Strukturen“.16 Für die Feudalherren, die 
in ihrem Ursprung eigentlich nicht mehr als eine Kriegerkaste, Ritter darstellten, bedeutete 
dies einen gravierenden Verlust an Prestige und trug zusätzlich zu ihrem Abstieg bei.17 
 
Zu Beginn der Neuzeit waren die notwendigen Monopolbildungen zur Untermauerung eines 
singulären Herrschaftsanspruches respektive die Ausschaltung multipler Machtprovenienzen, 
verschieden weit fortgeschritten. Frankreich kann man hierbei eine Art prototypische Rolle 
zusprechen, denn schon ab dem 11. Jahrhundert begannen gewaltige Ausscheidungskämpfe 
um die unmittelbare Kontrolle eines größtmöglichen Territoriums, die um 1500 dahingehend 
abgeschlossen waren, dass kein adeliger Gutsherr mehr dem französischen König militärisch 
gefährlich werden konnte. In den meisten andern Teilen Europas trat dieser Umstand mit 
Verspätung ein, das einzige andere Herrschergeschlecht, das ein derart massiertes 
Stammgebiet auf sich beziehen konnte, waren die Habsburger, wobei sich dessen innere 
Struktur bei weitem weniger integriert darbot. Zwar war auch den Habsburgern auf ihrem 
Hausterritorium keiner mehr an Waffengewalt ebenbürtig, jedoch standen sie in einem noch 
viel stärkerem Abhängigkeitsverhältnis zu den Ständen, vor allem bezüglich der Bewilligung 
von monetären Abgaben.18  
 
Zweifellos ein Defizit, das zu einer Verzögerung der Etablierung eines ausgestalteten, 
effizienten Staates geführt hat, denn für diesen ist die ausschließliche Verfügungsgewalt über 
einmahnbare finanzielle Zuflüsse aus der Bevölkerung eines von zwei unverzichtbaren 
Monopolen. Bekannt unter Steuer- und Gewaltmonopol (Herrschaftsmonopole) stellen sie das 
Rückgrat des Staates dar, ohne die er nicht bestehen kann. Beide verbinden sich in einer 
                                                
16 Wimmer (1996), S. 41 
17 vgl. Elias (1969), S. 8ff. 
18 vgl. ebd., S. 143, 217ff. 
  17 
symbiotischen Beziehung, das Steuermonopol liefert der Zentralgewalt die finanziellen Mittel 
zur Aufrechterhaltung des Gewaltmonopols (zu Beginn der Neuzeit umfasste dieses schlicht, 
die Kompetenz allen anderen Kräften in einer Gesellschaft, wenn es erforderlich wurde, mit 
Gewalt beikommen zu können), im Gegenzug wird die kontinuierliche Abgabe monetärere 
Ressourcen durch die Möglichkeit der physischen Gewaltanwendung garantiert.19  
 
„Es handelt sich um zwei Seiten derselben Monopolstellung. […]. Was sich 
[aber] erst bei einer sehr fortgeschrittenen Funktionsteilung der Gesellschaft 
herausbildet, ist eine beständige, spezialisierte Verwaltungsapparatur dieser 
Monopole. Erst mit der Herausbildung dieses differenzierten 
Herrschaftsapparates bekommt die Verfügung über Heer und Abgaben ihren 
vollen Monopolcharakter; erst mit ihr wird das Militär- und Steuermonopol zu 
einer Dauererscheinung. […]. Erst mit der Herausbildung dieses beständigen 
Monopols der Zentralgewalt und dieser spezialisierten Herrschaftsapparatur 
nehmen die Herrschaftseinheiten den Charakter von „Staaten“ an“.20 
 
Anfang des 16. Jahrhunderts konnte in Europa zweifelsfrei noch keine solche Apparatur 
festgestellt werden, selbst wenn es im Falle Frankreichs bereits Ansätze dazu gab. Bis sich der 
Staat vollends konsolidieren sollte, in der wissenschaftlichen Literatur wird hierbei zumeist 
von der Unterzeichnung des Westphälischen Friedens als Stichtag gesprochen, kann man von 
einer Übergangsphase sprechen, die von großer Instabilität geprägt war. Durch ganz Europa 
ging ein soziales Rumoren, die traditionellen mittelalterlichen Gesellschaftsstrukturen waren 
im Aufbrechen begriffen, aber nicht ohne die letzten Versuche ihre Konservierung. Speziell 
Modernisierungsverlierer wie die Stände oder die Kirche stemmten sich vehement gegen die 
dynamischen Entwicklungen der neuen Zeit. Im Endeffekt waren ihre Versuche vergebens, 
nachdem sich die europäischen Gesellschaften im 30. – jährigen Krieg beinahe selbst 
aufgerieben hätten, erfolgte eine umso stärkere Zentralisierung von politischen 
Entscheidungskompetenzen und damit die endgültige Etablierung des Staates.21  
 
Aber wie bereits zum Ausdruck gebracht, ist all dies nur Symptom einer tieferliegenden 
Ursache und zwar der Umstellung von der hierarchisch stratifizierten auf die funktional 
differenzierte Gesellschaft Der immer weitläufigeren Spezialisierung von Arbeit und 
Funktionen folgte eine stärkere Verflechtung ökonomischer und sozialer Beziehungen, die 
sich in der Umstrukturierung der Gesellschaft an sich Bahn brach. Das Endprodukt präsentiert 
sich dabei in zellenartigem Aufbau, wobei eine singuläre Zelle das Äquivalent zu einem 
                                                
19 vgl. Elias (1969), S. 142f. 
20 ebd., S. 142f. 
21 vgl. Wimmer (1996), S. 403ff. 
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sozialen Funktionssystem darstellt, das sich aus der Differenz zu seiner Umwelt, den anderen 
Funktionssystemen, herausbildet. Die Besonderheit jeder Zelle wird von ihrer inhärenten 
Kommunikation generiert und reproduziert, daher können nur systemspezifisch kodierte 
Informationen in einem Funktionssystem prozessiert werden. Trotz der operationalen 
Geschlossenheit kommunizieren die verschiedenen Zellen miteinander und können so 
gegenseitige „Irritationen“ auslösen, welche aber wiederum nur systemintern verarbeitet 
werden. Die Summe der sozialen Funktionssysteme bzw. der ihnen enthaltenen 
Kommunikation konstruiert die Gesellschaft.22  
 
Um es auf eine weniger theoretische Ebene zu bringen, es haben sich gesonderte soziale 
Dimensionen herausgebildet, die wir gewohnt sind Politik, Wirtschaft oder Religion zu 
benennen und viele andere mehr, von denen man sich heute nicht mehr vorstellen kann, dass 
sie früher kaum voneinander unterscheidbar waren. Dabei war es, wie bereits ausgeführt, die 
Ausdifferenzierung von Politik und Wirtschaft, also die Auslagerung ökonomischer Tätigkeit 
aus dem Umfeld der Gutsherrschaft, welche die europäische Moderne erst möglich gemacht 
hat. Oder mindestens ebenso bedeutend der Säkularisierungsprozess respektive die Sezession 
von Politik und Religion, aber auch die autonome Entwicklung der Wissenschaft ohne die 
Einflussnahme theologischer Dogmen. All dies ist unter funktionale Differenzierung zu 
subsumieren und stellt den Kontext der Genesis des Staates dar.23  
 
2.1.1 Fazit 
 
Das Wesentliche der obigen Ausführungen, liegt in der Erkenntnis, dass der Staat Produkt 
einer tieferliegenden Transition der Gesellschaft ist und nicht wie man aus dem 
staatszentrischen Denken der Gegenwart annehmen möchte, er selbst sei Ursprung der 
Selbigen. Erst ein jahrhundertelang anhaltender Prozess des Aufeinanderprallens 
verschiedenster sozialer Faktoren hat den Staat als Stabilitätsnotwendigkeit entstehen lassen. 
Nachdem schon ein gewisses Ausmaß an politischer Zentralisation durch Könige und andere 
Militärmachthaber in zermürbenden, Geschlechtsgenerationen überdauernder, 
                                                
22 vgl. Luhmann (2002), 41ff.: Die in dieser Passage ausgeführten Sachverhalte sind die Grundlagen der 
Systemtheorie Niklas Luhmanns, welche von dieser Arbeit als rahmenbildend für die Entstehung des Staates 
angesehen werden. Es gibt, wie meistens, gegenläufige Erklärungsansätze für die Verfasstheit der modernen 
Gesellschaften, jedoch scheint für die hier verfolgten Zwecke die Systemtheorie, der nachvollziehbarste Ansatz 
zu sein. 
23 vgl. Wimmer (1996), S. 42, 401f. 
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Ausscheidungskämpfe erfolgt ist. Insofern wurde im Gefolge des beschriebenen 
Paradigmenwechsels der Gesellschaft, von sozialer auf funktionale Differenzierung, der Staat 
in das Funktionssystem Politik eingelagert, nachgerade der Großteil politischer 
Kommunikation auf den Staat zu läufig wurde. 
Die Hintergründe des Entstehens des Staates und auch den Kontext seines Wirkens sind nun 
bekannt, so dass der Staat nicht mehr als ein über der Gesellschaft thronendes Wesen 
anzusehen ist, sonder als ein Subsystem eben dieser. Nichtsdestotrotz bleibt eine 
ungeheuerliche Bedeutung des Staates aufrecht, da er, Großteils deckungsgleich mit dem 
Funktionssystem Politik, die Regeln der Kommunikation in anderen Funktionssystemen 
vorgeben und damit deren Wirken zumindest teilweise steuern kann, selbst wenn die 
eigentliche Angleichung von dem jeweiligen Funktionssystem selbst vorgenommen wird.  
 
2.2 Eigenschaften und Bestand des modernen Staates   
 
Der Staat, der sich in der frühen Neuzeit langsam aber stetig ans Licht der Welt gekämpft 
hatte, war sicherlich in einer ganz anderen Verfassung, als er gegenwärtig wahrzunehmen ist. 
Geformt aus der Motivation Einzelner, basierte der Staat im Prinzip auf der privaten 
Verfügungsgewalt der Könige oder anderer Fürsten über die Herrschaftsmonopole. In diesem 
Sinne bildete sich ein „absolutistisch – bürokratisches“ Herrschaftsgebilde heraus, in dem ein 
Individuum, vermittels einer funktionsteiligen Apparatur, die oberste politische 
Entscheidungsinstanz darstellte. Umgekehrt bedeutet dies, die Ausschaltung ständischer 
„Zwischengewalten“, die Religion erfuhr eine Privatisierung und der ehemals weitestgehend 
unabhängige Adel wurde in die Staatsverwaltung gezwungen, unter die Kontrolle des 
Monarchen.24 Der konsolidierte Staat musste daher nicht mehr um seine Existenz fürchten, 
denn von nun an sollten sich alle sozialen Auseinandersetzungen nicht mehr um die 
Beseitigung des Staates und seiner inhärenten Monopole drehen, sondern um die Kontrolle 
seiner Bürokratie. 
 
Ludwig XIV soll dereinst gesagt haben: „Ich bin der Staat“, und sehr weit von der Realität, 
war seine Aussage nicht entfernt. Rückblickend scheint im absolutistischen Zeitalter die 
Stellung der Fürsten von erschreckender Unumschränktheit gewesen zu sein, das Maß ihrer 
Kontrolle derart groß, dass alle sozialen Schichten in einem Abhängigkeitsverhältnis zu 
diesen standen. Jedoch sollte sich dies aufgrund der Eigentümlichkeit der funktional 
                                                
24 vgl. Wimmer, S. 414ff. 
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differenzierten Gesellschaft wandeln, denn je mehr die soziale Verflechtung, aufgrund der 
unaufhaltsam fortschreitenden Arbeits- und Funktionsteilung, zunahm, desto offenkundiger 
stellte sich ein gegenteiliger Effekt ein. Die wachsende Angewiesenheit des Monarchen auf 
die Verwaltungsstrukturen, die parallel zur Gesellschaft, enorm an Komplexität gewonnen 
hatten und folglich eine Eigengesetzlichkeit entwickelten, deren Einfluss dem absoluten 
Herrscher Zusehens Beschränkungen auferlegte. Im Wesentlichen kann von einer Integration 
der hoheitlichen Verfügungsgewalt als Funktion in den Herrschaftsapparat gesprochen 
werden, der Umwandlung des privaten Herrschaftsmonopols eines Individuums, in ein 
öffentliches. 25 Oder von einer anderen Perspektive betrachtet, die Institutionalisierung von 
politischer Macht, deren Verfasstheit sich vor allem durch 2 Merkmale auszeichnet. Zum 
einen der Entpersonalisierung von Machtbeziehungen, diese hängen nun weniger von 
bestimmten Individuen mit überbordenden Entscheidungsbefugnissen ab, als von spezifischen 
Funktionen und Positionen, welche über einzelne Personen hinausgehen. Zum anderen 
erfolgte eine verstärkte Formalisierung, die Ausübung von Macht und Herrschaft, orientiert 
sich fortschreitend an Regeln, Prozeduren und Ritualen.26  
 
Zusammenfassend, moderne staatliche Herrschaft beruht nicht mehr auf der persönlichen 
Autorität eines Fürsten, sondern auf einer „legal gesatzten sachlichen unpersönlichen 
Ordnung und dem durch sie bestimmten Vorgesetzten kraft formaler Legalität seiner 
Anordnungen […]“.27 In diesem Zusammenhang spricht Max Weber vom Anstaltscharakter 
des Staates, aber nur unter Voraussetzung der Geltung des gesetzten Rechts (in welcher Weise 
dieses zustande kommt, ist zunächst nur von zweitrangiger Bedeutung), in einem quantitativ 
feststellbaren Radius und vor allem dem dadurch begrenzten sozialen Handelns. Abgeleitet 
vom Faktum des Gewaltmonopols, dessen Existenz die Möglichkeit des Aufoktroyierens von 
Entscheidungen sichert, gesetzt dem Fall unbeugsamer widerstrebender Willen, letztlich auch 
mit tatsächlicher physischer Gewalt.  
Außerdem assoziiert Weber die Essenz eines Betriebs mit dem Staat, da jenem wie diesem, 
ein anhaltend zweckorientiertes Verhalten zueigen sei.28 Die Zweckwidmung des Staates bzw. 
die Ausrichtung seiner Ordnungskraft zur Erzielung einer beliebigen Wirkung, ist zwar jedem 
Staat inhärent, jedoch in ihrer inhaltlichen Dimension derart weitläufig, dass nur die objektive 
                                                
25 vgl. Elias (1969), 147f. 
26 vgl. Poggi (1990), S. 38f. 
27 Weber (1969), S. 124 
28 vgl. ebd, S. 28, 30, 124f. 
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Tatsache des Vorhandenseins von Zwecken als idealtypische Eigenschaft des Staates 
ausgemacht werden kann.29 
 
Besagte Entwicklungen verdeutlichen den Umstand der Verankerung der staatlichen 
Herrschaftsausübung in bestimmten, aber änderbaren Verwaltungs- und Rechtsordnungen. 
Tatsächlich stellt der gesamte „Staatsbildungsprozess“ zugleich auch einen Vorgang der 
„Rechtsbildung“ dar. Wie bei vormodernen, auf territorialer Basis funktionierenden 
Herrschaftseinheiten, manifestierte sich zunächst auch ein Rechtsverständnis, beseelt vom 
Zwecke der reinen Festschreibung von faktischen Macht- und Herrschaftskonstellationen. 
Aber im Laufe der staatlichen Ausgestaltung, schufen normativ operierende Faktoren, eine 
Verschiebung in der Rechtsauffassung und schließlich im positiven Recht selbst.30 „Vor allem 
zeigt sich das in der Stellung des Individuums zum Staate.[…]. […] verfassungsmäßige 
Gliederung [und] gesetzliche Selbstbeschränkung des Staates gegenüber dem einzelnen sind 
die wesentlichen Merkmale dessen“31, was als „demokratische Revolution“ seine 
Bezeichnung gefunden hat. 
Diesbezüglich sollte man sich aber nicht der Vorstellung eines automatisierten Prozesses 
hingeben, eine dem Staate natürlich innewohnende Rationalität, welche dessen 
Transzendierung zu einem „Rechtsstaat“ als schicksalhaft vorwegnahm. Vielmehr wurden 
sich spezifische soziale Schichten, vor allem das Bürgertum, ihrer gestärkten Position, 
aufgrund der veränderten gesellschaftlichen Bedingungen bewusst. In Abgrenzung zu den 
traditionellen Vorrechten und Privilegien des Herrschers und dem Adel, formulierten sie 
einen Kanon an Rechten des Individuums; von dem ausgehend, sie eine ihrem Status 
entsprechende Repräsentation im Herrschaftsapparat des Staates einforderten. Wobei die 
Umsetzung ihrer Pläne zumeist nicht ohne Gewalt vonstatten ging, die amerikanische und 
französische Revolution stellen dahingehend die bekanntesten Beispiele dar.32 
 
Erkenntlich wird dadurch auch die historisch amorphe Natur des Staates, im Sinne der 
beständigen Wandlungen, induziert durch gesellschaftliche Strukturveränderungen. Insofern 
wird die Erfassung unverzichtbare Elemente des Staates nicht erleichtert, nichtsdestotrotz 
haben sich 3 Grundbestandteile, in der wissenschaftlich vorherrschenden Meinung, etabliert. 
Die Rede ist von der Staatsgewalt, dem Staatsvolk und Staatsgebiet, obgleich man von diesen, 
                                                
29 vgl. Anter (1995), S. 24ff. 
30 vgl. Jelinek (1959), S. 268f. 
31 ebd., S. 326f. 
32 vgl. Breuer (1998), S. 162f., 168 
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in erster Linie als dem „rechtlichen Skelet“ des Staates sprechen kann. Jedoch ist der Staat 
damit nicht vollends abgedeckt, zumindest hinsichtlich der Staatsgewalt sind auch 
Ausführungen sozialer Natur vonnöten, um eine umfassendere Sicht der Dinge zu erlangen.33  
 
2.2.1 Staatsgebiet 
 
„Das Land, auf welchem der staatliche Verband sich erhebt, bezeichnet seiner 
rechtlichen Seite nach den Raum, auf dem die Staatsgewalt ihre spezifische 
Tätigkeit, die des Herrschens, entfalten kann. Die rechtliche Bedeutung des 
Gebietes äußert sich in doppelter Weise,: negativ dadurch, [dass] jeder 
anderen, dem Staate nicht unterworfenen Macht es untersagt ist, ohne 
ausdrückliche Erlaubnis [vonseiten] des Staates Herrschaft zu üben; positiv 
dadurch, [dass] alle auf dem Gebiete befindlichen Personen der 
Staatsherrschaft unterworfen sind“.34  
 
Die räumliche Dimension des Staates ist unverzichtbar, nur die Rückführung seiner 
Tätigkeiten auf ein spezifisches, unbestrittenes Territorium, macht den staatlichen 
Herrschaftsanspruch über jeden Zweifel erhaben. Allein die Vorstellung von 2 oder mehreren 
gleichrangigen Zentralgewalten auf demselben Grund und Boden, dürfte nicht von ungefähr 
die Assoziation mit beständigem Krieg hervorrufen, denn dieser wäre in Realität, aufgrund 
des Fehlens einer eindeutigen Quelle von Letztentscheidungen, unausweichlich. Daraus 
entspringt die unzweifelhafte Notwendigkeit der solitären, absoluten Durchdringung eines 
Gebietes durch den Staat, was aber nicht die Delegierung von Herrschaftsbefugnissen an 
staatliche Subeinheiten („Körperschaften“), verunmöglicht, da deren Kompetenzen 
wiederum nur vom Staate selbst deriviert werden.  
 
Das Staatsgebiet stellt „ein Moment des Staates als Subjektes“ dar, eine Eigenschaft nicht nur 
zurückzuführen auf die Untrennbarkeit von Territorium und Wirken des Staates, sondern auch 
auf die angesiedelten Menschen, deren Status der Sesshaftigkeit sich direkt auf den Staat 
überträgt. Aus der Subjektverfasstheit leitet sich die Rechtspersönlichkeit des Staates ab, die 
sich bezüglich des Staatsgebiets in dem Sinne auswirkt, dass Verletzungen ebendieses, nicht 
als Eigentumsdelikte zu bewerten sind, sondern als Verletzungen des Subjektes Staat und 
dessen Persönlichkeit. In logischer Folge kann der Staat daher auch nicht die direkte 
Herrschaft über sein Gebiet beanspruchen, da dies nur im Falle des Sachverhalts von 
Eigentum möglich wäre. Vielmehr wirkt er auf das Territorium vermittels Befehl an Personen 
                                                
33 vgl. Görres – Gesellschaft (Hrsg.), S. 135 
34 Jelinek (1959), S. 394 
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ein. Insofern ist das Staatsgebiet nur Raum möglicher Betätigung von Menschen, selbst wenn 
die Staatsgewalt darauf einwirkt. Es ist daher unmöglich die staatliche Kontrolle über das 
Herrschaftsgebiet unabhängig von der Personenherrschaft zu sehen.35 
 
2.2.2 Staatsvolk 
 
„Die dem Staate zugehörigen Menschen bilden in ihrer Gesamtheit das Staatsvolk“,36 
welchem eine doppelte Qualität innewohnend, sowohl dem Staatssubjekt anteilig ist, sowie 
als Gegenstand des Wirkens der Staatsgewalt herhalten muss. Daraus folgert die 
herrschaftliche wie „genossenschaftliche“ Verfasstheit des Staatsvolkes. Alle Mitglieder des 
Staates verbinden sich als Genossen zu einem der Elemente des Staatssubjekts, jedoch 
müssen sie zugleich einen Akt der Unterwerfung tätigen, sich den Befugnissen und 
Kompetenzen der Staatsgewalt bedingungslos fügen. In der Eigenschaft der 
Staatsangehörigkeit spiegelt sich diejenige der Rechtsubjektivität. 
 
„Sie äußert sich durch die staatliche Anerkennung des Individuums in der 
Volkgemeinschaft. Die aber schließt in sich die Anerkennung der gliedlichen 
Stellung des Menschen als Person, d.h. als eines mit einer Sphäre öffentlicher 
Rechte ausgestatteten Individuums. […]. Mitglieder des Staates, Volk in seiner 
subjektiven Qualität, sind die Gesamtheit der Staatsgenossen, […], die 
rechtliche Ansprüche an die Staatsgewalt haben“.37 
 
Zur Erlangung des Status eines Rechtssubjekts bedarf es der vom Staate garantierten 
Möglichkeit für Individuen die Rechtsordnung in persönlichem Interesse anstoßen zu können. 
Erst mit dieser Befähigung wird eine subjektive Sphäre im öffentlichem Recht geschaffen und 
damit die Persönlichkeit der Menschen im Staatsverbande, auf der sich alle anderen 
Rechtsformen gründen. Tatsächlich positionieren die öffentlichen Rechte ein Individuum dem 
Staat gegenüber und stellen kontinuierlich dessen rechtliche Ansprüche sicher. Bezüglich 
derer es eine Zweiteilung gibt, nämlich der für alle auf dem Staatsterritorium befindlichen 
Menschen zur Geltung kommenden und der nur für Staatsbürger vorbehaltenen. Die 
öffentlichen Rechte sorgen für eine Abschirmung des Individuums vor der Staatsgewalt, 
deren Befugnisse nur bis dahin reichen, wo es das Gesetz vorsieht, nichtsdestoweniger ist 
dem Staate innerhalb seines rechtlich verbürgten Wirkungskreises absoluter Gehorsam 
geschuldet. Die Mehrheit des Staatsvolkes muss diese Folgsamkeit internalisiert haben, denn 
                                                
35 vgl. Jelinek (1959), S. 394ff. 
36 ebd., S. 406  
37 ebd., S. 408f. 
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ohne sie könnte der Staat nicht bestehen. In diesem Zusammenhang muss die Legitimität als 
unverzichtbares Komplement zum Gehorsam erwähnt werden, aber damit wird sich ein 
späterer Abschnitt beschäftigen. Zuletzt sei gesagt, dass jeder Staat in der Geschichte 
irgendeine Form des Rechtsschutzes beinhaltete, wie unterentwickelt und segmentär dieser 
auch immer gewesen sein mag.38 
 
2.2.3 Staatsgewalt 
 
Die Staatsgewalt vervollständigt die Dreifaltigkeit des Staatssubjekts und im Gegensatz zu 
den ersten 2, ist ihre Qualität von abstrakterer Natur. Während Staatsgebiet wie –volk durch 
Messungen definitive Konturen verliehen werden können, verhält es sich mit der Staatsgewalt 
in weniger eindeutiger Weise. Jedenfalls genüg es nicht, sich ihr nur als rechtlichen 
Sammelbegriff zu nähern, zu stark ist sie in den Sozialstrukturen der Gesellschaft verankert 
und erfährt durch diese, fortwährende Veränderungen. Dennoch soll zunächst der Versuch der 
rechtlichen Einordnung unternommen werden.39 
 
Die vorrangigste Aufgabe des Staates ist die Produktion von Letztentscheidungen über 
Streitfragen, welche über die gesellschaftlichen Fähigkeiten der Selbstregulierung 
hinausgehen. Um der Anleitung des Gemeinwesens mächtig zu sein, wird ein „gemeinsamer“ 
Wille aus dem Gewirr der ansässigen Menschen synthetisiert und wiederum auf dieses 
rückgeführt, mit Anspruch auf unbedingten Gehorsam. Genau das macht die Staatsgewalt, 
wobei sie vervollständigt wird, durch die Mittel zur Durchsetzung ihrer Entscheidungen, denn 
ihre Existenz würde durch das Fehlen der Möglichkeiten zur Erzwingung der 
Anordnungsbefolgung konterkariert werden (was sich auf das Gewaltmonopol bezieht, das 
den Kern der Staatsgewalt bildet). Insofern ist die Staatsgewalt in zusätzlicher Eigenschaft 
auch Herrschergewalt, weil „unwiderstehlich“ in ihrem Verlangen nach der Erfüllung 
ergehender „Befehle“. Es muss nicht erwähnt werden, dass die Staatsgewalt unteilbar ist und 
sich dieser Umstand auch nicht durch einen hoch funktionsdifferenzierten 
Verwaltungsapparat ändert, genauso wenig wie durch eine etwaige Gewaltenteilung, da in 
beiden Fällen nur eine „Verteilung von Zuständigkeit, nicht Teilung der Gewalt“40 selbst 
stattfindet. Die monadische Gestalt der Herrschermacht des Staates wird dadurch nicht in 
Frage gestellt. 
                                                
38 vgl. Jelinek (1959), S. 406ff.   
39 vgl. Luhmann (2000), S. 192 
40 Jelinek (1959), S. 501 
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„Der moderne Staat erkennt zwar jedem Individuum und jedem Verbande ein 
gesetzlich begrenztes Gebiet der Freiheit von seiner Gewalt zu, ein 
selbstständiges Herrscherrecht jedoch, das ihm als unübersteigliche Schranke 
gegenüberstände, vermag er zufolge seines Wesens nicht anzuerkennen. Das 
zeigt sich daran, [dass] er sich das Recht [zumisst], über alle Herrschergewalt 
auf seinem Gebiet zu disponieren“.41 
 
Durch das ihr inhärente Kriterium des unbedingten Herrschens, trägt die Staatsgewalt ebenso 
das Potential der „rein faktischen Gewalt“ in sich, welche in Ausnahmesituationen die 
alleinige Grundlage des Staatswesens darstellen kann. Jedoch nur über eine relative kurze 
Zeitspanne hinweg, ohne den Staat selbst zu gefährden, da jener im Normalfall nur über 
Institutionen seine Wirkung zu entfalten weis, deren interne Abläufe weitestgehend von 
rechtlichen Bestimmungen abhängig sind. Die Herstellung von Ruhe und Frieden in einer 
staatlich angeleiteten Gesellschaft, ist daher früher oder später nur über geregelte Institutionen 
zu erreichen und zu erhalten oder eben gar nicht. Wie bereits festgehalten, sind Institutionen 
Großteils von Personen unabhängige und vom Recht strukturierte Gebilde, folglich liegen der 
Staatsgewalt unpersönliche „Willensverhältnisse“ und darauf fußende Rechtsverhältnisse 
zugrunde.42  
 
Die Staatsgewalt sichert innerhalb spezifischer Grenzen eine unwiderstehliche 
Herrschermacht gegenüber gegenläufigen Kräften, nach außen, im Staatensystem, ermächtig 
sie die Staaten zur Unabhängigkeit, was sich in der Tatsache wiederspiegelt, dass 
völkerrechtlich keine andere Entität existiert, die über den Staaten steht. In der Staatsgewalt 
drückt sich insofern die Souveränität der Staaten aus, wobei man hier nicht von 
deckungsgleichen Begriffen sprechen darf, vielmehr ist die Souveränität eine Folge bzw. 
Eigenschaft der Staatsgewalt.43 Ein Sachverhalt, der nicht immer derart klar verfasst war, 
denn lange Zeit galt die Souveränität als Inbegriff des Staates selbst.  
Die äußere Autonomie der Staaten ist in ihrem naturell weniger absolut gelagert, als die nach 
innen gewandte Herrschaft, jedenfalls sind ökonomische wie militärische 
Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Staaten keine Seltenheit, während dies nicht unbedingt 
zu einer Verringerung der Staatlichkeit führt, ist die Schwächung der Staatsgewalt auf dem 
eigenen Gebiet, speziell bezüglich des Gewaltmonopols, existenzbedrohend.44  
 
                                                
41 Jelinek(1959), S. 431  
42 vgl. ebd., S. 429ff., 496ff. 
43 vgl. ebd., S. 450ff. 
44 vgl. Anter (1995), S. 38f. 
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Die erwähnte einheitliche Willensbildung zum Zwecke der Regulierung eines Gemeinwesens 
stellt jenen Faktor dar, der die Verfasstheit der Staatsgewalt umso viel komplexer gestaltet, 
als die Kategorien des Staatsgebiets und des Staatsvolkes. Beziehungen zwischen Menschen 
sind „Willensverhältnisse“, deren Lagerungen, bedingt durch individuelle Fähigkeiten der 
Willensdurchsetzung, Schwerpunkte der Macht schaffen und in weiterer Folge die Relation 
von Befehl und Gehorsam. Da Menschen durch Triebe und Interessen miteinander verbunden 
sind, kann die Vielheit ähnlich beschaffener Willen als Einheit betrachtet werden. Die 
organisierte Verfolgung spezifischer Zwecke, im Sinne deren systematischer Exekution, ist 
als verbandlicher Zusammenschluss zu verstehen. In diese Kategorie fällt auch der Staat, 
jedoch mit der Besonderheit keinem anderen Verband untergeordnete zu sein, weil als 
einziger mit unwiderstehlicher Herrschergewalt ausgerüstet. Nichtsdestotrotz sind dem Staat 
relativ selbständige gesellschaftliche Gebilde (Familie, Kirche, Vereine, etc.), strukturiert 
durch spezifische Willens- uns Dependenzverhältnisse, vorgelagert. Von dieser Perspektive 
betrachtet, erscheint es nicht korrekt zu sagen, dass der Staat jeder anderen organisierten 
Gewalt überlegen ist, konstruiert sich der Staatswille doch erst aus dem Kräfte- und 
Ränkespiel der verschiedensten sozialen Gruppierungen. „Der Staat […] hat keine eigene 
Substanz. Er ist Funktion sozialer Beziehungen, die sich in Tätigkeiten oder Handlungen 
äußeren“.45 Insofern ist das Wirken der Staatsgewalt bzw. das Recht auf dem es gründet, 
immer sozialen Ursprungs, sie sind Resultat der Politik,46 politischer Machkämpfe, welche für 
die Entstehung und den Untergang von Staaten verantwortlich zeichnen. Sie schaffen 
innerhalb von Gesellschaft und Staat faktische Verhältnisse, aus denen wiederum 
entsprechende Normen entspringen. Die Rechtordnung ist daher ständigem Wandel 
unterworfen, selbst wenn bestehendes Recht nicht geändert bzw. kein neues Recht installiert 
wird, es reicht schon eine Perzeptionsverschiebung, durch die eine unterschiedliche 
Auslegung der Regeln erfolgt.47  
 
Diesbezüglich ist die schwere Fassbarkeit des Staates an sich gut zu erkennen. Die Trias des 
Staates, das Staatsubjekt selbst, ist als physische Entität zu keinem Zeitpunkt anzutreffen, 
nicht mit den eigenen 2 Händen zu fassen. Nur in den Inkarnationen der Staatsgewalt, den 
Staatsorganen, erfährt der Staat eine materielle Präsenz, die sich aber wiederum nur aus 
menschlicher Tätigkeit ableiten lässt. Daher ist die Aussage, dass der Staat ein 
                                                
45 Breuer (1999), S. 14 
46 vgl. ebd., S. 12ff. 
47 vgl. Anter (2004b), S. 50f. 
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Gedankengebilde darstellt, konstruiert durch die zweckgerichtete Willen ansässiger Menschen 
auf einem spezifischen Territorium, folgerichtig.48  
 
2.2.4 Fazit 
 
Der Staat ist aus einem von gesellschaftlichen Transformationen vorangetriebenen Prozess 
entstanden und wie die Ausführungen in diesem Abschnitt gezeigt haben, wurde damit nicht 
der Endpunkt erreicht. Weiterhin hatten soziale Veränderungen Einfluss auf die Verfasstheit 
des Staates, jedenfalls ist der Staat aus der frühen Periode, kaum mehr mit dem heutigen zu 
vergleichen. Von einem Herrschaftsgebilde zur persönlichen Verfügung eines individuellen 
Monarchen, wurde eine öffentliche, institutionalisierte und legal gesatzte Ordnungseinheit. 
Unmissverständlich sollen hier dem Staat die Eigenschaften eines ursprünglichen, 
unveränderbaren Objekts abgesprochen werden, wie alle anderen in die Gesellschaft 
eingegliederten Subjekte, unterliegt er ihren sozialen Kräften und Mächten und wird 
zweifelsohne auch in Zukunft von diesen vereinnahmt werden, in welcher Form wird sich 
weisen. 
In der Tat ist der Staat Subjekt, ausgestattet mit Persönlichkeit, in jedem Sinne des Rechts, 
nicht von ungefähr besitzt jeder Staat einen Namen.49 Das Staatssubjekt setzt sich aus einem 
Gebiet, Volk und einer Zentralgewalt zusammen, keines der Elemente darf abhanden 
kommen, das Absterben des Ganzen, dem Staate wäre unausweichlich. Wie ein 3 – teiliger 
Organismus, bei dem die einzelnen Glieder in grundsätzlicher gegenseitiger Abhängigkeit 
stehen, da sie nur in ihrer Summe, dem Funktionieren des Gesamtsystems, eine 
Existenzberechtigung haben. Wobei Staatsgebiet und –volk eher einen Bestandcharakter 
aufweisen, weil quantitativ eingrenzbar, während der Staatgewalt auch eine prozedurale 
Dimension zueigen ist. Sie hat die Aufgabe der Herstellung eines Staatswillens und dessen 
Vollstreckung, mit allen Mitteln erforderlich, Gewalt inklusive. Nachgerade stellt die 
Staatsgewalt den Arm der widerstandslosen Herrschaft des Staates dar, obgleich deren 
Absolutheitsanspruch, wie beschrieben, durch soziale Faktoren relativiert wird. 
 
 
 
                                                
48 vgl. Reinhard (2002), S. 18 
49 vgl. Luhmann (2000), S. 190 
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2.3 Legitimität von Herrschaft und Staat 
 
Für jegliches Herrschaftsgebilde ist das Wechselspiel zwischen Befehl und Gehorsam von 
zentraler Bedeutung, folglich auch für den Staat, der strengsten Gehorsam einfordert. Dem 
Begriff des Befehls ist untrennbare die Option von Sanktionen angeschlossen.50 Im Falle des 
Staates umfassen diese, auch physische Zwangsmaßnahmen, jedoch kann kein Staat nur durch 
den Einsatz von bloßer Gewalt, Bestand haben, zumindest keinen dauerhaften. Ein 
durchgängiger Gehorsam stellt den unabdingbaren Konterpart der Staatsgewalt dar, 
dahingehend, dass „alle Tätigkeit der Staatsgewalt, verwandelter Gehorsam [ist]“.51 Wahrer 
herrschaftlicher Autorität kann sich der Staat erst rühmen, wenn die Mehrheit der ansässigen 
Menschen, gefällte Entscheidungen von sich aus als verbindlich betrachten und Folge leisten, 
selbst bei etwaiger individueller Meinungsabweichung. Dies bedarf der faktischen 
Anerkennung des staatlichen Handelns respektive der Überzeugung von dessen Richtigkeit, 
was direkt zur Frage nach der Legitimität des Staates führt.  
Und wer immer ebendiese zur Ausführung bringen will, kann nicht umhin Max Weber zu 
erwähnen. Er war der erste, der Herrschaft und Staat mit Legitimität zu einer festen Einheit 
verschweißte, da nur durch die Ergründung der Geltungsebene einer Ordnung, tatsächlich ihr 
bestehen erklärt werden könne. Eine Ansicht, welche heute in den entsprechenden 
Wissenschaftsbereichen unwidersprochen erscheint. Zwar haben schon andere vor Weber die 
Signifikanz der Legitimität für Herrschaft und Staat hervor gehoben, jedoch nicht mit jenem 
gesetzeshaften Determinismus und jener Hingabe zur Ausformung verschiedener Typen von 
legitimer Herrschaft.52  
Genau formulierte Max Weber 3 Varianten, legitime Herrschaft „rationalen, traditionalen 
und charismatischen Charakters“, im Zusammenhang mit dem Staat sind allerdings letzter 2 
vernachlässigbar, da im Normalfall staatliche Herrschaft über ihre Qualität der Rationalität, 
Legitimität bezieht. Prinzipiell drückt sich darin nichts anderes aus, als eine durch den 
Prozess der Verrechtlichung und Entpersonalisierung des Staatswesens entstandene 
Erwartung, dass staatliche Tätigkeit auf legaler Basis stattfinden müsse. Eine Ausrichtung des 
Staates gegen diesen Anspruch seiner Angehörigen würde diskreditierend wirken und 
langfristig für eine Destabilisierung sorgen. 53 Die Legitimität des modernen Staates basiert in 
diesem Sinne „auf dem Glauben an die Legalität gesatzter Ordnungen und des 
                                                
50 vgl. Poggi (1990), S. 6 
51 Jelinek (1959), S. 426 
52 vgl. Anter (1995), S. 64f. 
53 vgl. Weber (1972), S. 124 
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Anweisungsrechts der durch sie zur Ausübung der Herrschaft Berufenen ruhen (legale 
Herrschaft) […]“.54 
 
Speziell für die Belange der physischen Gewaltanwendung ist der Konnex zur Legitimität von 
außerordentlicher Wichtigkeit, denn durch sie erfolgt eine Exklusion jeglicher außerhalb des 
staatlichen Monopols verübten Gewalt. Unter dem Gewaltmonopol ist nicht das Einlagern 
aller gesellschaftlichen Gewalt in die Staatsgewalt zu verstehen, entscheidend ist daher die 
Differenzierung zwischen legitimer und illegitimer Gewalt. Nur dem Staat erschließt sich die 
„legitime physische Gewaltsamkeit“ (Max Weber), jede andere Gewaltprovenienz vermag 
sich höchsten von staatlichem Rechte abzuleiten.55  
 
„Obwohl die Legitimität der Staatsgewalt (als Teil ihres Begriffs) automatisch 
zufällt, ist sie trotzdem Gegenstand kontinuierlicher Bemühung. Sie [muss] in 
der Unterscheidung legitim/ nicht - legitim behauptet werden. Auf operativer 
Ebene heißt dies, [dass] die Staatsgewalt Verletzungen ihrer Regeln nicht 
gleichmütig geschehen lassen kann, sondern sich zeigen und reagieren [muss]. 
Auf semantischer Ebene heißt dies, [dass] rechtfertigende Gründe 
(Semantiken, Ideologien) ausgearbeitete werden müssen, die erklären, wofür 
die legitime Gewalt sich einsetzt. So wird das Legitimieren zu einem 
Dauergeschäft der Politik, […]“.56 
 
Die institutionalisierte Herrschaftsausübung des modernen Staates wäre ohne die generelle 
Grundhaltung Entscheidungen der Zentralgewalt zu akzeptieren nicht möglich. Ohne die 
Gewissheit, dass gesetztes Recht in der Mehrheit angenommen wird, wäre eine rationale 
Planung staatlicher Tätigkeit nicht möglich, was auf Dauer in einer hoch komplexen, 
funktionsteiligen Gesellschaft zum Scheitern verurteilt wäre. In gewissem Grade erfolgt dabei 
eine Abkopplung vom eigentlichen Inhalt der Gesetze, denn noch bevor sich dieser 
ausgestaltet, muss die Bereitschaft zum Gehorsam vorhanden sein. Draus folgert eine 
Zweiteilung des Legitimitätsbegriffes in Akzeptanz von „Entscheidungsprämissen“ und von 
Entscheidungen selbst, nicht zu vergessen falls diese nicht anzutreffen sind, die Angst vor 
möglichen Zwangsmaßnahmen.  
Zusammengenommen trotzdem nicht gänzlich ausreichend für die Erklärung des Phänomens 
der generalisierten vorauseilenden Folgsamkeit. Voraussetzung dafür dürfte zusätzlich ein 
zivilisatorischer Lernprozess gewesen sein, der die Internalisierung eines „[motivfreien], von 
                                                
54 Weber (1972), S. 124 
55 vgl. Luhmann (2000), S. 192f. 
56 ebd., S.193 
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den Eigenarten individueller Persönlichkeit [unabhängige] […] Akzeptierens“57 bedingte. 
Die Herstellung von Legitimität ist insofern auch ein Vorgang sozialer Konditionierung, 
graduell unabhängig von individuellen Idealen und Werten, welche herrschaftliche 
Entscheidungen als etwas natürlich zu Befolgendes festhält.58 
                                                
57 Luhmann (1983), S. 32 
58 vgl. ebd., S. 27ff. 
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3 Das Gewaltmonopol und (Innere) Sicherheit 
 
3.1 Das Gewaltmonopol 
 
Im vorherigen Kapitel wurde das Gewaltmonopol kurz skizziert und als eines der 2 
Kernmonopole des Staates eruiert, allerdings standen andere Aspekte im Vordergrund, 
wodurch hoffentlich nicht der Eindruck dessen Nebensächlichkeit entstand. Um jedes 
Missverständnis zweifelsfrei auszuräumen, das Gewaltmonopol könnte nicht von zentralerer 
Bedeutung für die Existenz des Staates sein: ohne Gewaltmonopol kein Staat. Unumwunden 
und in dieser Einfachheit heutzutage im Lehrkanon derjenigen Wissenschaften enthalten, 
welche sich der Analyse des Staates verschrieben haben und in seiner Prägnanz auf Max 
Weber zurückzuführen ist. Wobei aber von einer bestimmten Art der monopolisierten Gewalt 
gesprochen wird, vom „Monopol legitimer physischen Gewaltsamkeit“, welches nicht nur 
notwendiges Mittel, sondern auch einen unverzichtbaren Bestandteil des Staates markiert. 
Max Weber geht so weit zu behaupten, dass das Gewaltmonopol nicht nur 
Daseinsvoraussetzung, sondern auch als einzig beständiges Wesensmerkmal des Staates 
auszumachen ist.59 Letztere Meinung ist nicht unumstritten60, umso mehr ist es aber das 
Gewaltmonopol als konstitutives Element des Staates und als Standardrepertoire der 
Staatswissenschaften. Bevor aber auf die Verfasstheit des Gewaltmonopols an sich 
eingegangen werden kann, bedarf es einer terminologischen Klärung um einige Fallstrike 
möglicher Verwirrung überspringen zu können, denn Gewalt stellt im Deutschen einen sehr 
unübersichtlichen Begriff dar. 
 
Wohingegen zum Beispiel im Englischen eine Differenzierung zwischen legitimer und 
illegitimer Gewalt respektive staatlicher und nicht - staatlicher mit den eigens dafür 
reservierten Begriffen „force“ und „violence“ erfolgt,61 muss „Gewalt“ dafür alleinig Sorge 
tragen, in Abhängigkeit von adjektivierter Hilfestellung oder bei persönlicher Vorliebe auch 
vom Rückgriff auf das Lateinische. In Anbetracht der Gewalt als gesellschaftlicher Konstante, 
eine umso missverständlichere Sprachregelung. Gewalt war noch in jedem Gemeinwesen ein 
                                                
59 vgl. Weber (1972), S. 30 
60 vgl. Breuer (1998), S. 161f. 
61 vgl. Eppler (2002), S. 10f.: Gewalt muss ein noch weiteres Bedeutungsfeld abstecken, auch bestimmte Macht- 
und Kontrollausübungsfacetten sind Teil der Semantik des Gewaltbegriffs. Zum Beispiel die Gewaltenteilung, 
hier würde im Englischen von „power“ die Rede sein oder bezüglich etwas in der Gewalt zu haben, „under 
control“.  
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integraler Faktor, mag man diese Tatsache auf die menschliche Natur62 oder andere Ursachen 
zurückführen, in jedem Fall war und ist die Anwendung bzw. Vermeidung von 
Gewalttätigkeiten eine der obersten Prioritäten der Koordinierung menschlichen 
Zusammenlebens. Eine Signifikanz, der im Deutschen aber nicht mit einem erweiterten 
Begriffsinventar begegnet wurde, privater Gewalteinsatz und rechtmäßige staatliche 
Verfügungsgewalt müssen immer noch in einem engen linguistischen Korsett ihr auskommen 
finden. „Auch diese Funktionen, in denen sich die Staatsgewalt äußert, sowie ihre Träger 
heißen […] Gewalten. Die einheitliche Staatsgewalt wird also, außer vom Volk selbst, von 
verschiedenen Gewalten ausgeübt“.63 Insofern kann Gewalt auch nur im Rahmen des 
öffentlichen Rechts abgehandelt werden, welches die Bedingungen und Parameter der 
Anwendung von Gewalt beinhaltet. Da legale Gewalt nur vom Staat ausgehen bzw. in einigen 
wenigen Ausnahmefällen von diesem abgeleitet werden kann (z.B.: Notwehr, -hilfe), 
beschreibt Gewalt im öffentlichen Recht das Grundverhältnis zwischen Staat und Bürgern. 
 
„Der Staat hat Gewalt über sie. Er darf ihr Verhalten, [im Rechtsstaat mit den 
entsprechenden Einschränkungen], bestimmen, ohne dass er notwendig diese 
Bestimmungen mit Gewalt zur Geltung bringen müsste. Das kommt auch im 
Begriff des „allgemeinen Gewaltverhältnisses zum Ausdruck. Er meint, dass 
der Staat den Einzelnen Anordnungen erteilen darf, generelle in der Form von 
Gesetzen, spezielle in Form von Verfügungen, Befehlen, Urteilen etc., denen 
diese gehorchen müssen. […]. Dieses Grundverhältnis ist dem Staat gegeben 
und besteht unabhängig von der Staatsform und der Verfassung“.64 
 
Wie im letzten Kapitel bereits im Zusammenhang mit der Legitimität erwähnt, bedeutet dies 
nicht die Einlagerung aller Gewalt in den Staatskörper, selbstverständlich ist private Gewalt 
noch immer ein augenscheinliches, weitverbreitetes Phänomen, auch in den von hoher 
Sicherheit gezeichneten Industriestaaten. Anders vermag es wohl auch niemals sein, utopisch 
mutet die Unterbindung jeglichen individuellen Gewaltaktes an. Nichtsdestotrotz ist es genau 
dies, wonach der Staat zu trachten hat und tut das, wenn erforderlich mit Gewalt. Niklas 
Luhmann spricht diesbezüglich von „negativer Selbstreferenzierung“, der Staat versucht der 
Gesellschaft mit Gewalt die Gewalt auszutreiben, ein klassisches Paradoxon.65. Wann immer 
der Staat nicht reaktiv sondern von sich aus zur Gewalt greift, kommt der Begriff des Zwangs 
ins Spiel, der immer dann zum Einsatz kommen muss, wenn staatliche Behörden im Zuge 
                                                
62 vgl. Weber (1972), S. 516ff. : Von einem historisch analytischen Standpunkt ausgehend, betrachtete Max 
Weber Gewalt in jeder sozialen Ordnung als gegeben, noch jedes politische Gebilde hätte Gewalt eingesetzt und 
unterscheidet sich vom Nächsten nur durch „Art und Maß“ der Anwendung bzw. Abwendung ebendieser. 
63 Grimm (2002), S. 1297 
64 ebd., S. 1297 
65 vgl. Luhmann (2000), S. 192 
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ihrer Funktionsausübungen, spezifische rechtliche Anordnungen zur Geltung bringen müssen 
(z.B.: Verhaftungen, Haftstrafen, Enteignung etc.).66  
 
Auf den Punkt gebracht: rechtmäßige Gewalt kann nur vom Staate ausgehen und ist dadurch 
anderen gesellschaftlichen Akteuren verschlossen. Ein Umstand, der als das staatliche 
Gewaltmonopol bezeichnet wird. Wie weitgehend der Exklusivitätsanspruch des 
Gewaltmonopols geht, zeigt sich symptomatisch am Tatbestand der Nötigung. Selbst die 
„Anwendung staatsähnlicher Übelandrohung“ kann nicht toleriert werden.67 
 
Den genauen Zeitpunkt der Entstehung des Gewaltmonopols kann, aufgrund deren 
prozessualen Charakters, der im Kontext der historischen Analyse der funktionalen 
Differenzierung in dieser Arbeit ausgiebig behandelt wurde, nicht mit Bestimmtheit artikuliert 
werden. Was jedoch klar erscheint, ist die chronologische Reihung des Auftauchens von Staat 
und Gewaltmonopol, denn ersteres kann zweifelsohne erst angenommen werden, nachdem 
schon ein gewisser Grad an monopolisierter Gewalt durch eine Zentralgewalt vorhanden war. 
Das obig aufgestellte Postulat, ohne Gewaltmonopol kein Staat, kommt nicht von ungefähr, 
denn nur die Absorption von Gewalt zu einer überlegenen Menge, verfügender weise in einer 
Hand, stellt den absoluten Herrschaftsanspruch über ein Territorium und dessen Bewohner 
sicher. Und nichts anderes beansprucht der Staat für sich, wobei die physische Gewalt das 
legitime staatliche Mittel zur Durchsetzung der Herrschaftsansprüche darstellt.68 Alles 
staatliche Handeln ist insofern auf das Gewaltmonopol rückführbar, selbst staatliche  
Funktionen, welche auf den ersten Blick weit weg vom staatlichen Gewaltmonopol und 
dessen durchsetzungsermächtigten Institutionen erscheinen, müssen vor dem Hintergrund des 
möglichen gewaltsamen Brechens von Widerstand gesehen werden. Die gesamte Verwaltung 
eines Staates und deren Aufgaben stehen im Zeichen von Herrschaft, welche wiederrum 
untrennbar mit dem Gewaltmonopol verknüpft ist.69 
Folglich haben „[…] nur staatliche Instanzen Zugang zu Entscheidungen über den Einsatz 
von Gewalt. Dieser Zugang ist institutionell in hohem Maße beschränkt, formalisiert und 
inhaltlich an die Bedingungen gebunden, die das geltende Recht vorsieht“.70 Wobei 
zumindest in der von Max Weber beeinflussten Theorie dem Inhalt des Rechtes, ja gar die Art 
dessen Zustandekommens, nachrangige Bedeutung beigemessen wird. Vielmehr steht das 
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Gewaltmonopol als Garant für die ordnende Kraft des Staates im Vordergrund. Erst das 
veralltäglichte und unbestrittene Sein des Gewaltmonopols macht die Implementation von 
allgemein gültigen Leitlinien und Regeln in die Gesellschaft möglich.  
 
Die außerordentliche Bedeutung der monopolisierten Gewalt muss in jeder Hinsicht unter 
dem Bezugspunkt der Legitimität gesehen werden, entsprechend der von Max Weber 
unverwechselbar festgehaltenen „legitimen physischen Gewaltsamkeit“. Er hat damit die 
Möglichkeiten der staatlichen physischen Gewaltausübung auf Gedeih und Verderb an ein 
metaphysisches Element gekoppelt. Die faktische Fähigkeit des Staates seinen Willen durch 
Zwang durchzusetzen reicht nicht aus, um auf längere Sicht für Stabilität zu sorgen. Wahre 
Autorität erschließt sich dem Staate erst, wenn die Mehrheit seiner Angehörigen aufgrund 
ideeller Momente von der Richtigkeit staatlicher Herrschaft überzeugt ist und dadurch Folge 
leistet. Dennoch stellt sich die Vereinigung von ausreichend Gewaltpotential auf den Staat als 
unabdingbare Voraussetzung dar, zu dem sich die Ausführung von Rechtfertigungsgründen 
mit legitimierender Wirkung gesellt. Mit der Vorstellung eines relativ effizienten und 
berechenbaren Staates vor Augen kann hierbei von einer symbiotischen Beziehung 
gesprochen werden.71  
Die Konsequenz aus der Weber´schen Kopplung von Legitimität und Staat ist, dass die 
staatlich Ordnung nur durch die Ausstrahlung von Legitimität Herrschaftlichkeit verliehen 
bekommt, fälle diese weg, wäre sie eine bloßes Machtgebilde, nur aufrechtzuerhalten mit 
Mitteln des physischen Zwanges und wie die Geschichte lehrt, ist dies auf Dauer noch nie von 
Erfolg gekrönt gewesen. Mit der Legitimität im Rücken stehen dem Staate verschiedenste 
Handlungsoptionen offen, unter denen sich die Gewalt selbst nur als letztgebräuchliches 
Behelfe einreiht, als ultima ratio im Sinne der Unausweichlichkeit um einen 
Gehorsamszustand herzustellen, welchen der Herrschaftsanspruch des Staates gebietet.  
 
Ohne einer zentralisierten Gewaltapparatur als Teil einer souveränen Zentralgewalt, welche 
sich als einzige legitime Quelle von Gewalt geriert und damit Andere, Individuen wie 
Gruppen, in der Gesellschaft der Freiheit respektive des Rechts der Gewaltanwendung 
entkleidet, würde eine „Ordnung der gewalttätigen Selbsthilfe“72 vorherrschen. Wer immer 
dieser nicht fähig wäre, müsste sich den „Gewalttalenten“ beugen, mit den entsprechenden 
Unwägbarkeiten für Leib und Leben. Anschaulich vorexerziert wird dieser Zustand in den 
sogenannten „failed states“, wo sich große Teile der Bevölkerung durch die Erosion von 
                                                
71 vgl. Funk (2002), S. 1314f. 
72 Trotha von (1995), S. 131:  
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Staatlichkeit der Willkür von Warlords ausgesetzten sehen, deren einzige Machtbasis Angst 
und Schrecken vermöge dem exzessiven Einsatzes von Gewalt darstellt.73 Dem staatlichen 
Handeln stände ein solches Vorgehen nicht gut zu Gesichte, denn die beliebige und maßlose 
Bedienung von Zwang würde die staatliche Legitimität auslaugen. Selbst in despotischen 
Staaten ist an die legitime physische Gewalt ein Versprechen von Sicherheit geknüpft oder 
zumindest an eine Form der Berechenbarkeit der Gewaltanwendung.74  
 
„Die meisten Staatsvertragslehren betonen […] den Gedanken der 
Tauschgerechtigkeit. Die Aufgabe der natürlichen Freiheit, die das Recht zur 
Gewaltanwendung in eigener Sache einschließt, ist nur dann gerechtfertigt, 
wenn der Staat als Gegenleistung die Sicherheit von Leib und Leben und 
Eigentum gewährleistet“.75 
 
Hier klingt ein Gegensatzpaar an, das sich durch die gesamte Geschichte des modernen 
Staates zieht, Recht und Gewalt bzw. Macht. Wie im vorherigen Kapitel schon festgestellt, 
zeichnet sich die Staatswerdung durch einen ihr inhärenten Rechtsbildungsprozess aus. 
Staatliche Kontinuität kann sich nur dann ergeben, wenn Gewalt durch Recht sowie Recht 
durch Gewalt gestützt wird. Müsste man einem der beiden Vorrang einräumen, könnte die 
Wahl jedoch nur der Gewalt zufallen, sie ist zweifelsohne der beständigere Wert, denn 
während die Gewaltmacht zumindest zeitweise ohne rechtliche Grundlagen auszukommen 
vermag, besteht für das Recht keinerlei Hoffnung ohne dem Fundament der möglichen 
Zwangsausübung. Ein Dichotomie, die sich im staatlichen Normalfall ohnehin nicht ergeben 
sollte, richtigerweise müssten Recht und Gewalt im Verbunde eine Ordnungswirkung 
entfalten, welche im historischen Idealfall des Rechtsstaates auch staatliche Gewalt als 
missbräuchlich einzustufen ermöglicht. „[…], womit das Recht zur Grundbedingung des 
staatlichen Daseins emporsteigt“.76 
 
Dem Bürger wird per Verfassung eine persönliche Sphäre im öffentlichen Recht eingeräumt, 
welche ihn vor willkürlicher Verfolgung durch den Staat schützt und ihm die Chance eröffnet, 
staatliche Entscheidungen, Eingriffe und Zwangsmaßnahmen auf dem Rechtsweg zu 
bekämpfen. „Die Staatsgewalt wird kanalisiert und in feste Bahnen gelenkt, […], an die 
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Stelle der voluntas tritt die ratio und der „Machtspruch“ [wird] durch den Rechts- oder 
„Wahr“ – spruch ersetzt. Damit wird das Gewaltmonopol im Rechtsstaat gebändigt, […]“.77  
Die Entscheidungsbefugnisse über den Einsatz von Zwang haben Gerichte über und bedienen 
sich für die tatsächliche Ausführung einer spezialisierten Behörde, gemeinhin Polizei genannt, 
welche dabei aber nur nach genauer Maßgabe der Judikative vorgehen darf. Jene 
Gesetzesherrschaft birgt ein genossenschaftliches Element in sich, da sie allen 
Staatsangehörigen ohne Unterschied und Abstriche unveräußerlich Rechte zugesteht und 
sozusagen durch ein unsichtbares Band vereinigt. Groteskerweise handelt es sich dadurch im 
Falle der physischen Maßregelung eines Bürgers um eine Form des Selbstzwanges.78 
 
Trotz der wohlweislichen rechtlichen Limitationen für das Gewaltmonopol darf der Staat aber 
nicht mit Gewalt geizen, wenn seine herrschaftliche Position von privater Gewalt 
herausgefordert wird. Die verfassungsrechtlich verbürgten Grundrechte legitimieren nämlich 
in keinster weise ein gewaltsames Aufbegehren, denn an deren Geltung ist ausnahmslos das 
„Gebot der Friedlichkeit“ gebunden. Das heißt, Beeinflussung der öffentlichen Meinungen 
und politischer Willensbildungsprozesse mit friedfertigen Instrumenten ja, aber sobald 
Tätlichkeiten ins Spiel kommen, muss der Staat präsent sein und diese zum frühesten 
Zeitpunkt unterbinden. Vor allem die organisierte Gewaltausübung bzw. auch nur die Chance 
darauf, muss strengster Verfolgung unterliegen. Der Staat kann keinerlei Milizen oder 
Privatarmeen auf seinem Territorium dulden, die nicht unter seiner Kontrolle stehen, zu groß 
wäre die Gefahr für das Gewaltmonopol, die Integrität des Staates und folglich für die 
Sicherheit seiner Angehörigen. „Allein der Staat kann die gesetzmäßige, grundrechtlich 
limitierte und am Gemeinwohl orientierte Gewaltanwendung garantieren“.79 Die solitär für 
den Staat reservierte Herrschergewalt exkludiert jede andere Gewaltprovenienz. Nur das 
Faktum des „Monopols legitimer physischer Gewaltsamkeit“ und der daraus derivierten 
Anlage, dem staatlichen Willen zuwiderhandelnde Individuen und Gruppen, notfalls auch mit 
Gewalt zum Gehorsam zu zwingen, ermöglicht den Bestand der Rechtsordnung und der ihr 
inkludierten Friedenspflicht.80 
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3.1.1 Fazit 
 
Die Ausführungen über das Gewaltmonopol in diesem Kapitel sind in idealtypischer weise zu 
verstehen, kein existierender Staat wie vergangener, hat jemals das Gewaltmonopol in der 
Absolutheit behaupten können, wie sie hier beschrieben wurde. Das legitime Gewaltmonopol 
ist keine unumstößliche Größe, vielmehr in gesellschaftlichen Auseinandersetzungen zu 
konstruieren, steht also in Abhängigkeit zu gesellschaftlichen Faktoren, den verschiedensten 
mächtigen Einflussquellen. Man kann daher auch behaupten, dass das Gewaltmonopol in 
seiner Verfasstheit dem Wandel der Zeit, historischen Auslegungen unterliegt.81 Darauf ist 
wahrscheinlich auch zurückzuführen, dass das Gewaltmonopol keine verfassungsrechtliche 
Kategorie darstellt. Nichtsdestotrotz hat sein Wahrung Verfassungsrang, denn ohne es würde 
die rechtlich – staatliche Ordnung nicht aufrechtzuhalten sein. Insofern mag das 
Gewaltmonopol in seiner Ausgestaltung historischen Schwankungen unterliegen, jedoch 
dessen Kern, der ausreichend legitimierten und faktischen Gewaltmittel zur Aufrechterhaltung 
einer bestimmten Ordnung muss immer gegeben sein. Das Gewaltmonopol muss in solcher 
weise durchgesetzt sein, dass es zwar nicht in jedem Einzelfall wirksam wird, aber eine 
generelle annehmbare Wirksamkeit entfaltet.82 
 
3.2 (Innere) Sicherheit 
 
Vergegenwärtigt man sich den historischen Kontext der Anfänge des Staates, scheint es nicht 
verkehrt zu behaupten, dass seine Existenz im direkten Zusammenhang mit den chaotischen 
und unsicheren Verhältnissen der frühen Neuzeit steht. Bestätigt sieht man sich in dieser 
Aussage, wenn man sich die zeitgenössischen Werke Thomas Hobbes (Monumentalwerk der 
Leviathan) zu Gemüte führt, welche den Zustand eines konstanten Krieges jeder gegen jeden 
konstatiert, der nur durch die Unterwerfung aller unter eine absolute Macht, einen Souverän, 
den Leviathan, überwunden werden kann. Vermittels Preisgabe von Teilen der natürlichen 
Freiheit des Menschen, für die er als Gegenleistung eine gesicherte soziale Ordnung mit 
Schutzwirkung für Leben und Eigentum erhält. Hobbes definierte demzufolge die Sicherheit 
als Existenzbestimmung des Staates und als dessen einzige Legitimitätsquelle, was bei einem 
Versagen des Staates für das Wohlergehen seiner Bürger zu sorgen, ebendiesen den Status als 
                                                
81 vgl. Beste (1998), S. 55 
82 vgl. Keller (1995), S. 90 u. 98  
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Staate abspreche und daher seine Angehörigen berechtige anderweitig nach einer souveränen 
Schutzmacht Ausschau zu halten.83  
 
„Wenn es einen „Staatsfundamentalzweck“ gibt, dann ist es der der 
Sicherheitsgewährleistung. Dessen Grundlage ist das Gewaltmonopol, denn 
dieses Monopol ist die Bedingung der Möglichkeit öffentlicher Sicherheit für 
alle“. […]. Die Geschichte des modernen Staates ist die der 
Institutionalisierung von Sicherheit. Je mehr Sicherheit er schaffen konnte, 
desto erfolgreicher konnte er sich legitimieren“.84 
 
Seit der Moderne kann Sicherheit im Allgemeinen wie im Speziellen nicht unabhängig vom 
Staate erörtert werden, nicht zufällig erfuhr der Begriff Sicherheit seine unwiderrufliche 
Etablierung im alltäglichen Sprachgebrauch, abgeleitet vom lateinischen securitas (sine cura = 
ohne Sorge), beginnend mit der Staatsentstehung.85 Durch die Verknüpfung mit dem 
Territorialstaat entstand eine dualistische Perspektive auf den Sicherheitsbegriff, zweigeteilt 
in Inneres und Äußeres. Ersteres bezüglich der Möglichkeiten friedenserhaltender 
Maßnahmen innerhalb der eigenen Grenzen, zweiteres im Kontext militärischer Erwägungen 
äußere Feinde abzuwehren. Keine der beiden Sicherheitsdimensionen darf vernachlässigt 
werden, wenn der Fortbestand des Staates keiner Gefährdung ausgesetzt werden soll. Wobei 
die Landesverteidigung immer auch von Bedrohungskonstellation außerhalb des gesteckten 
Wirkungskreises der Staatsgewalt abhängig ist und somit gewissen Intensitätsfluktuationen 
unterliegen kann. Während im Inneren die Staatsgewalt respektive das Gewaltmonopol 
niemals nachlassen dürfen, stellt doch deren beständige Spannung die Grundlage des Staates 
sowie der Sicherheit nach Innen und nach Außen dar.  
 
Historisch betrachtet war der Anspruch des Staates für die Sicherheit seiner Bürger zu sorgen, 
allerdings oft von eher theoretischer, als praktisch effektiv durchzusetzender Natur. Noch 
lange blieb die Bevölkerung weitläufig auf Selbsthilfemaßnahmen angewiesen,86 zurück 
zuführen vor allem auf ein noch nicht völlig durchsetzungsfähiges, weil nicht ausreichend 
institutionalisiertes, Gewaltmonopol. Der absolutistische Staat rühmte sich zwar seiner 
umfassenden Kontrolle, jedoch war es damit nicht ganz soweit her. Vor allem in ländlichen 
Gebieten behielten vormoderne Gewaltstrukturen mehr oder weniger stark ihre Gültigkeit.87 
Das bedeutete nicht, dass der Monarch diese nicht militärisch vernichten hätte können, 
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diesbezüglich war er unangreifbar. Allerdings zeichnet sich wahre Herrschaft durch eine 
breite Palette an Handlungsoptionen aus um Gehorsam herzustellen. Tödliche Gewalt, welche 
einem Heereseinsatz unweigerlich folgte, war eher ein Zeichen von Schwäche.88 Den 
absolutistischen Herrschern fehlten die nötigen institutionellen Instrumente um ein 
chirurgisches Vorgehen pflegen zu können.  
 
Es fehlte an ausgestalteten Polizeien und Strafverfolgungsorganen bzw. an hinreichend 
ausdifferenzierten Aufgabenfeldern, eine Entwicklung, die erst im 18., 19. Jahrhundert seinen 
Anfang nahm. Die Installierung spezialisierter und professionalisierter Institutionen eröffnete 
einen größeren Handlungsspielraum. Indem gewaltlose Ordnungsmaßnahmen 
breitenwirksamer und staatliche Eingriffe systematischer wie effektiver wurden, erfolgte eine 
Stärkung der Staatlichkeit. Ein Umstand, der allen westlichen Gesellschaften jener Zeit 
attestiert werden kann, es kristallisierte sich ein „Primat öffentlicher Sicherheit“89 heraus.90 
Obgleich der Einwurf unterschiedlicher Ausgestaltungen gemacht werden muss. Während in 
den USA und in Großbritannien der staatliche Vorrang von Anfang an im Zeichen von 
rechtsstaatlicher, freiheitsgesinnter Überlegungen stand, waren die Sicherheitskonzepte in 
Kontinentaleuropa, vor allem in den deutschen Landen, von obrigkeitsstaatlichem Denken 
geprägt. Im Begriff der „guten policey“ spiegelten sich weitgehende regulative Maßnahmen 
wieder, welche nicht nur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung umfassten, sondern auch 
wohlfahrtsstaatliche und disziplinierende Agenden inkorporierten. Konträr zum 
angelsächsischen Raum, wo dem Staate hauptsächlich im Sinne des Schutzes der Grundrechte 
und der individuellen Freiheit, sicherheitspolitische Relevanz zugemäßen wurde. „Danach 
bedeutete Sicherheit vor dem Staat Freiheit“.91  
 
Letztendlich erfolgte diesbezüglich eine Angleichung in den europäischen Staaten, vor allem 
wegen der zunehmenden Dominanz bürgerlicher Gesellschaftsschichten, wurden die 
Anforderungen der inneren Sicherheit zugunsten größerer persönlicher 
Entfaltungsmöglichkeiten zurückgestuft. Staatliche Eingriffe wurden auf 
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verfassungsrechtliche Grundlagen gestellt, um Freiheit und Eigentum der Bürger einer 
substanziellen Absicherung zu unterziehen. Die Vorsorge für das materielle Wohlergehen der 
Bevölkerung wurde aus dem polizeilichen Aufgabenfeld exkludiert und anderen staatlichen 
Institutionen eingelagert. Nichtsdestotrotz blieb bis heute die Vorstellung der staatlichen 
„Daseinsfürsorge“ als Faktor für die innere Sicherheit in den meisten Staaten Europas 
erhalten.92 Was in den USA lediglich mit Einschränkungen festzustellen ist und sowohl zur 
weitläufigeren Ausbildung kommerzieller Vorsorgeschienen, als auch zu einem 
risikoorientierteren, individualistischeren Selbstverständnis geführt hat.93  
 
In der Konsequenz wird private Gewalt rechtlich nicht mehr durchsetzungsfähig. Mit 
Ausnahme von unmittelbaren Notmaßnahmen, denn nie wird es dem Staat völlig gelingen, die 
Unversehrtheit von Leib und Eigentum seiner Bürger zu garantieren. „Was [daher] als 
Bestandteil einer öffentlichen Ordnung allgemeinverbindlich polizeilich zu sichern ist, bedarf 
jeweils einer sozial spezifischen Interpretation“.94 In Anbetracht dessen, dass das individuelle 
Sicherheitsverständnis hochgradig von subjektiven Momenten bestimmt wird, kein leichtes 
Unterfangen. „Sicherheit ist […] keine feststehende Größe, sondern eine graduelle […] 
verschiedene Angelegenheit, die […]denkbar unterschiedlich bewertet wird“.95 Das generelle 
Sicherheitsempfinden kann zwar durch die staatlichen Sicherheitsbehörden tendenziell 
beeinflusst werden, zumindest solange sie ihre Funktionen in ausreichendem Maße erfüllen 
können, jedoch die persönlichen Lebensumstände und Angstanfälligkeit jedes Einzelnen, 
liegen außer ihrer Kontrolle. Sicherheit ist dahingehend genauso eine Frage der Perzeption, 
wie einer tatsächlichen Gefahr selbst, zudem noch unterschiedliche Fähigkeiten deren 
Verarbeitung einkalkuliert werden müssen. Ohnehin scheint es fraglich zu sein, ob eine 
objektive Bestimmung von Bedrohungen möglich ist, wenn es nicht gerade um eine 
unmittelbare Gefährdung der körperlichen Integrität geht. Insofern muss Sicherheit bzw. 
Unsicherheit als „sozialer Vermittlungsprozess“ verstanden werden, in dem sowohl 
„kulturelle Deutungsmuster“, individuelle Sensibilitäten wie Lebensanschauungen, als auch 
vertrauensbildende äußere Maßnahmen, durch staatlich gleichförmigen und kontinuierlichen 
Schutz, konstituierend wirken. Wobei die sicherheitsrelevanten Rahmenbedingungen durch 
den Staat, zwar als faktische Notwendigkeit zu erachten sind, aber nicht unbedingt die 
Impression von Sicherheit heraufbeschwören können.96  
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Trotz der unweigerlichen Tatsache, dass sich die westlichen Gesellschaften noch nie durch ein 
höheres Sicherheitsniveau ausgezeichnet haben, scheint dies der allgemeinen Wahrnehmung 
entgangen zu sein. Es gibt kaum Themen, die in der öffentlichen Debatte stärker präsent sind 
als die Möglichkeiten zur Risiko- und Gefahrenminimierung, was sich auch in der 
wissenschaftlichen Literatur niederschlug. Der Intensivierung von Unsicherheitsgefühlen 
ungeachtet der historisch beispiellosen Effektivität staatlicher Sicherheitspolitik wurde in 
Fülle Rechnung getragen.97  
 
Adalbert Evers und Helga Nowotny sprechen in ihrem Erklärungsversuch von einem 
„Sicherheitsparadoxon“, denn es sei gerade der staatlich – institutionelle Erfolg der 
„Opferreduzierung“, der die gefühlte Unsicherheit erhöht. Indem Gefahr zu etwas Exklusivem 
transzendiere, steigt die Sensibilität für ihre Wahrnehmung, während gleichzeitig die Toleranz 
für sie sinkt.98 Beinahe synonymhafte Bedeutung für das breitgefächerte Phänomen nahm der 
von Beck eingeführte Begriff der „Risikogesellschaft“ an. Gleichwohl sich die 
dahintersteckende Theorie auf das Aufzeigen der Grenzen der Kalkulierbarkeit von 
Bedrohungen der Spätmoderne fokussierte, als auch der Unmöglichkeit einer Kompensation 
in „worst case scenarios“, wie könnte man auch eine Atomkraftwerkskatastrophe alla 
Tschernobyl schätzbar machen. Insofern sich Gefühle des Ausgeliefertseins und der 
Hilflosigkeit ergeben, welche zum allgemeinen Unsicherheitsempfinden beitragen.99  
 
Obgleich man davon nicht nur als Problematik abstrakter Gefahren sprechen kann, denn in 
den Industriestaaten sind Verstöße gegen die öffentliche Ordnung und Kriminalität, vor allem 
bei Eigentumsdelikten, auf dem Vormarsch begriffen.100 Nimmt man darüber die verstärkte 
Berichterstattung der Massenmedien („crime sells“),101 entsteht ein sehr konkretes 
Bedrohungsszenario, das für den Normalbürger jederzeit Realität werden könnte. 
Resultierend in eine „[…]Politik, die sich zunehmend an Gefühlen, Ängsten und 
Befürchtungen von Bürgern orientiert“.102 Was seit den 60er Jahren zu einer Umwandlung 
staatlicher Sicherheitspolitik geführt hat. Als Richtlinie dient nur noch in vermindertem Maße 
die Öffentliche Sicherheit bzw. spezifische rechtliche Zustände, sondern vielmehr 
verschiedenste Bedrohungsszenarien und die mit diesen eng verknüpfte Risikoverwaltung. 
                                                
97 vgl. Lehne (1996), S. 309f. 
98 vgl. Evers (1987), S. 59ff. 
99 vgl. Beck (1986) 
100 vgl. Beste (1995), S. 219 
101 vgl. Messenger (2008), S. 7f. 
102 Lehne (1996), S. 310 
  42 
Die sich daraus ergebende segmentierte Sicherheitsperspektive vermittelt zusätzlich den 
Eindruck einer allgegenwärtigen Bedrohung, wobei sich im historischen Kontext durchaus 
verschiedene Schwerpunktsetzungen ergeben können, derzeit wäre das der 
islamfundamentalistische Terrorismus, wiewohl die unterschiedlichsten Spielarten der 
Kriminalität dauerbrennend für Unbehagen sorgen.103 
 
Angesichts einer westlichen Zivilisation, aufbauend auf kapitalistischen Grundprinzipien, 
deren charakterbildenden Eigenschaften Wagemut, Flexibilität und Dynamik vermitteln 
sollten, ein umso merkwürdigeres Phänomen. Was wiederum nicht bedeuten soll, dass es an 
gegenläufigen Trends zur gegenwärtigen „Unsicherheitskultur“ mangelt. Sicherheit barg 
immer schon ein relativ hohes Ambivalenzpotential in sich, je behüteter die Lebensumstände, 
desto stärker der Drang nach Ausbruch und Abenteuer.104 Dennoch stehen die Zeichen, 
zumindest tendenziell, auf Schaffung von größtmöglicher Sicherheit im Alltag, wobei fraglich 
ist, ob der Staat diesen Ansprüchen noch gerecht werden kann. 
                                                
103 vgl. Funk (1995), S. 43f. 
104 vgl. Anter (2004a), S. 115f. 
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4 Innere Sicherheit als privates Betätigungsfeld 
 
In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts machte sich, zuerst in den angelsächsischen 
Territorien, eine zunehmende Bereitstellung von Sicherheit durch nicht – staatliche Akteure 
bemerkbar. Wobei die Signifikanz dessen nicht so sehr von den Expansionstendenzen in der 
privat – rechtlichen Sphäre herrührt, sondern vom Überschwappen in den öffentlich – 
rechtlichen Raum, der vormals vorwiegend, rechtlich verbürgtes, Betätigungsfeld des Staates 
und seiner Einrichtungen war. Ein Blick in die einschlägige wissenschaftliche Literatur, als 
auch die schon zur Alltagserscheinung gewordene Präsenz von gewerblichem 
Sicherheitspersonal in z.B.: Einkaufspassagen oder universitären Einrichtungen, lässt aber am 
Staat als ausschließlichem Sicherheitsgewehrleister der öffentlichen Ordnung zweifeln. Man 
kann hierbei von einem Restrukturierungsprozess bezüglich der Erbringung von 
Sicherheitsleistungen sprechen.105 Ein Phänomen, das gängiger weise mit dem Begriff der 
Privatisierung in Verbindung steht, um die Abtretung von Befugnissen im Bereich der inneren 
Sicherheit an private Akteure zu verdeutlichen. Leider eine sehr vages Bedeutungsfeld, auch 
weil sich in Zeiten der gesamtgesellschaftlichen Ökonomisierung der inflationäre Gebrauch 
von Privatisierung hinzu gesellt, was Privatisierung beinahe schon als Worthülse stigmatisiert. 
Ohnehin erscheint es fragwürdig, ob die facettenreiche Verfolgung von Sicherheitszwecken 
seitens Nichtstaatsbediensteten unter einem Begriff zu subsumieren klug erscheint. 
Nichtsdestotrotz fügt sich diese Arbeit in die übliche Praxis der Verwendung von 
„Privatisierung“ als Namensgeberin, schon wegen ihrem Wiedererkennungswert. Obgleich 
dies umso mehr eine genaue Begriffsdefinition und Absteckung der Rahmenbedingungen 
notwendig macht.  
 
4.1 Der Privat/ Privatisierungsbegriff  
 
Seinem lateinischen Ursprung nach bedeutet „privat“, „der Herrschaft beraubt; gesondert, für 
sich stehend; nicht öffentlich“ In Ableitung davon ergibt sich die heutige Prägung von „die 
eigene Person angehend, persönlich; vertraulich; familiär, häuslich, vertraut; nicht offiziell, 
nicht öffentlich, außeramtlich“.106 Erkenntlich wird in der Semantikverschiebung das in der 
Aufklärung ersonnene und durch die bürgerlichen Revolutionen erstrittene Rechtsgut der 
Privatsphäre, im Sinne der Abgrenzung vom staatlich dominierten Öffentlichen. Privat 
                                                
105 vgl. Bayley (2001), S. 5 
106 Nogala (1995), S. 246: Nogala bezeichnet privat/ Privatisierung als Schlüsselkategorie der Diffusion 
staatlicher Sicherheitsgewährleistung. 
  44 
spiegelt die Immunität einer persönlichen, subjektiven Dimension des Individuums vor 
hoheitlicher Zwangsgewalt wieder, die Sicherheit vor staatlicher Willkür. Das klingt wohlig 
in den Ohren, es vermittelt den Eindruck des Geschütztseins und der Abwesenheit von 
Gefahren.  
 
Aber dem Begriff sind noch ganz andere Bedeutungen eigen, welche wie zuvor nicht 
außerhalb ihres Entstehungszusammenhangs, der Lebenswelt des Bürgertums, zu verstehen 
sind. Karl Marx ließ es dann auch nicht lang auf sich sitzen, die Kehrseite des „Privaten“ 
aufzuzeigen. Er klassifizierte privat als ökonomische Kategorie, als Ausfluss des bürgerlichen 
Selbstverständnisses der Vereinnahmung von Produktionsmittel und der Steigerung des 
Profits auf Basis von Konkurrenzbereitschaft und Ausbeutung. Die normativ Beurteilung der 
Ausführungen Marx sei anderen überlassen, aber der Erkenntnis der implizit ökonomischen 
Qualität des Privaten, zumindest innerhalb des Denkrahmens des Gesellschaftspolitischen, ist 
kaum zu widersprechen. Ferner muss man kein Marxist sein um in den beiden 
Bedeutungsdimensionen des Privatbegriffs stellenweise einen Gegensatz erkennen zu können. 
Zumindest in den sozialen Folgewirkungen können die bürgerlichen – wirtschaftlichen 
Auffassungen mit den rechtsautonomen Werten des Privaten in Oppositionen treten.107  
 
Diese Arbeit basiert auf der Annahme der Privatisierung als reinem Derivat der 
politökonomischen Eigenschaften des Privaten, zur Beschreibung der Übernahme staatlicher 
Aufgaben und Eigentums zum Zwecke der Profitgenerierung. Unter privaten 
Sicherheitsbereitstellern sind weiterfolgernd Organisationen, Gruppen und Individuen zu 
verstehen, welche aus kommerziellen Gründen staatlichen Einrichtungen sowie privaten 
Auftraggebern ihre Expertise und Arbeitskraft im weiten Betätigungsfeld der Sicherung von 
Körper und Besitz zur Verfügung stellen. All jene, die selbst tätig werden, in einem Verband 
organisiert oder alleinstehend, um Sicherheit als Selbstzweck zu generieren, sollten unter den 
treffenderen Bezeichnungen Kommunalisierung bzw. Individualisierung von Sicherheit 
erfasst werden und sind daher von dieser Untersuchung ausgeschlossen.  
 
Privatisierung stellt sich dabei nicht als dezidiert rechtliche Kategorie dar und lässt daher eine 
vergleichbare Präzision vermissen, weshalb die Bezeichnung als Sammelbegriff durchaus 
angebracht ist.108  
 
                                                
107 vgl. Nogala (1995), S.146ff. 
108 vgl. Gramm (2001), S. 27 
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„[The] various forms of privatization vary greatly in their effects and 
implications. They differ to the extent that they are able to reduce public 
spending or accountability. They also have different implications for justice, 
security and citizenship. The significance of „privatization“ will also be 
conditioned by the extent to which state services are replaced or supplemented 
by non-state forms of provision“.109 
 
Trotz der vielfältigen Ausgestaltungen der Privatisierung können diese in zwei 
Hauptkategorien eingeteilt werden. Zum einen die vollständige Übertragung staatlicher 
Funktionen auf private Akteure, zum anderen die teilweise Auslagerung, im Sinne der 
kooperativen Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen. Im Falle der kompletten 
Aufgabenverlagerung, bedeutet dies nicht nur die umfassende Verankerung im Privatrecht, 
privatwirtschaftliche Finanzierung und Ressourcenaufbringung, sondern überdies die 
ausnahmslose Abtretung der Verantwortung ans Gewerbefach. Das heißt, anstatt staatlicher 
Leistungserbringung vermittels verwaltungstechnischer Maßnahmen, treten die Erfordernisse 
der Marktes und seiner ihm inhärenten Kräften, welche eine ganz andere Funktionsausübung 
bedingen und deren Einstandspflicht im Falle von Ausfällen im Vergleich zum Staat als 
geringwertiger einzuschätzen ist.  
Die zweite Form der Privatisierung ist zumeist in der öffentlichen Diskussion weniger 
präsent, weil vor allem viel komplexer. Eine klare Trennung in staatliche und private 
Aufgabenerfüllung ist dabei nicht ersichtlich, vielmehr erscheinen dafür wechselseitige 
Abhängigkeitsverhältnisse kennzeichnend, welche einer Ausbalancierung in breitgefächerten 
horizontal angesiedelten Verhandlungsnetzwerken bedürfen. Diese sich aus 
transformierenden Lebensrealitäten speisende Notwendigkeit, der delikaten Kooperation, 
dürfte auch der Grund sein, warum eine rechtliche Erfassung bisher kaum erfolgt ist und den 
Staat aufgrund seiner rechtsbasierten Funktionsweise in Schwierigkeiten bringt.110 
 
4.2 Innergesellschaftlicher und globaler Kontext der Privatisierung 
 
Ohnehin kann Privatisierung nur in Abgrenzung zum Staat erörter werden, wenn also für die 
letzten 30 Jahre verstärkte Privatisierungstendenzen konstatiert wurden, muss auch ein 
verändertes Staatsverständnis attestiert werden, das eine ist nicht ohne das andere zu erklären. 
Der Privatisierungsdiskurs ist daher gleichzeitig ein Seilziehen über die staatliche 
Verfasstheit, dessen Gewährleistungsverantwortung als auch über die grundlegende Frage 
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nach dem Allgemeinwohl und ob der Staat tatsächlich der beste Garant dafür sei.111 Was von 
der klassischen liberalen Theorie mit einem Nein beantwortet werden würde, welche dem 
Markt als gesellschaftliche Steuerungsentität mehr Vertrauen entgegen bringt.112 Eine 
Vorstellung, die zweifellos seit Anfang der 80er des vergangen Jahrhunderts an Popularität 
gewonnen hat. Von Großbritannien und den USA unter Thatcher und Reagan ausgehend 
haben jene Dogmen einen Siegeszug angetreten, die unter dem Begriff des sogenannten 
Neoliberalismus zusammengefasst werden und dessen Kern die Überzeugung der 
Überlegenheit des Marktes als Regulator sozialer Interessen darstellt.113 Insofern erschließt 
sich einem die Privatisierung nur als Mittel zum Zwecke der Übertragung von 
Entscheidungsbefugnissen vom Staate auf den Markt, in einer allgemeinen Entwicklung 
abnehmender Durchsetzungsfähigkeit staatlicher Bestimmungen.  
 
„Im Wechselspiel externer Faktoren und von Prozessen innergesellschaftlicher 
Differenzierung verliert der Staat – so die durchgängige Annahme – seine 
Kapazität, die sachliche und territoriale Reichweite seiner politischen 
Entscheidungen und gesetzlichen Normen zu kontrollieren“.114   
 
Wenn in vergangenen Zeiten religiöse Aspekte für die Legitimation von Herrschaft ihre 
Wirkung taten, im Falle Europas noch lange im Sinne des Gottesgnadentums, waren die 
Monarchen oder die elitären Schichten zumeist vor „delegitimierender Kritik“ und folglich 
vor aufrührerischen Absichten ihrer Untertanen gefeit. Mit der Vorstellung des Menschen 
bzw. des Volkes als Korrelationspunkt für soziale Ordnung und Herrschaft, wie es im 
modernen Nationalstaat Sitte ist, wurde auch die Legitimität des Staates auf tönernere Füße 
gestellt. Ohne sich die „bedingungslose Identifikation“ des Gutteils seiner Bürger zu sichern, 
kann er nicht mehr überleben. Eine Bedingung, die seit dem 2. Weltkrieg immer schwieriger 
zu erfüllen zu sein scheint. Mit dem alleinigen Hinweis auf Recht und Gesetz ist es zumindest 
nicht mehr getan, um sich die Loyalität der Staatsangehörigen zu sichern. Geschuldet ist dies 
insbesondre der staatsdiskreditierenden Wirkung der Schrecken des Nationalsozialismus und 
Kommunismus, aber auch der Ereignisse der Dekolonisationsära und des Vietnamkrieges. 
Woraufhin die Bürger auf größere Distanz zum Staate gingen und in ein 
interessensorientierteres, sachlicheres Verhältnis zu diesem eintraten. Die staatliche 
Leistungserbringung betreffs materieller Bereitstellungen wurde zu einem ausschlaggebenden 
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114 Funk (2002), S. 1317 
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Faktor für die Legitimation des Staates. Und hatte entsprechend höhere Anforderungen an die 
Verteilungspolitik zur gleichförmigen und breitenwirksamen Interessensabgeltung zur Folge.  
 
In Anbetracht der zunehmenden Fragmentierung der Gesellschaften ein immer schwieriger zu 
bewerkstelligendes Unterfangen. Denn global ist eine Verschiebung in den 
Identifikationsmechanismen zu erkennen, von der staatlichen – nationalen zur substaatlichen 
Ebene, hin zu kleineren Einheiten, Gruppen und Bewegungen, zu weniger abstrakten, 
unmittelbareren Identitätsträgern. Dies erfolgt in Abgrenzung zum Leviathan, dem 
Platzhirschen Staat, indem man an der bewussten Konstruktion einer „gruppenspezifischen 
Gegengesellschaft“ arbeitet. Argumentativ oft eng verknüpft mit demokratischer 
Selbstbestimmung und Abwerfen obrigkeitlicher Dominanz, also freiheitgesinnter 
Werthaltungen. Demgemäß ergibt sich auch eine sehr unübersichtliche, kaum generalisierbare 
Interessenslandschaft, der der Staat gegenüber steht und deren vielfältigen Ansprüche sich 
überlagern.  
In unauflöslichen Konnex mit den binnengesellschaftlichen Entwicklungen stehen globale 
Prozesse der Vernetzung, welche von den gebotenen Chancen neuer Kommunikations- und 
Transporttechnologien vorangetrieben wurden. Sowohl wirtschaftlich, als auch sozial ergaben 
sie dadurch neue Zusammenhänge und Interdependenzen, deren Implikationen neue 
Lebensrealitäten schufen. Für die relativ abgeschotteten nationalstaatlichen Räume bedeutete 
dies eine Entgrenzung, welche die Zersplitterung der Gesellschaften als auch die 
„Fluchtmöglichkeiten“ vor staatlicher Eingriffsnahme befeuerten Durch den direkteren 
Kontakt mit anderen Lebensweisen, Idealen und Moralvorstellungen wurde der Rückzug auf 
eine gefestigte Identität umso wichtiger, kleiner Gruppierungen und Bewegungen sind 
dahingehend um einiges konsistenter als der Staat. Dessen Leistungen lassen auch im 
ökonomischen Bereich der „Globalisierung“ zu wünschen übrig, da er den weltweiten 
Verschiebungen von Kapital und Produktionskapazitäten mit traditionellen Mitteln nicht mehr 
Herr werden kann, was speziell für deren steuerliche Erfassung gilt. Die sich dadurch 
ergebende Verminderung der Staatseinnahmen erschwert die effektive Ausführung seiner 
Aufgaben und Funktionen, wovon wiederum, wie oben erwähnt, seine Legitimität 
beeinträchtigt wird. Insbesondere seit den Tagen sozialstaatlicher Interventionspolitik, deren 
Zielsetzungen eine Ausweitung des staatlichen Wirkens bedingte. Auch bei vormals strengst 
der Privatsphäre zugeordneten Themen wie z.B.: der Familie, wurden dem Staat 
umfassendere rechtmäßige Gestaltungsbefugnisse zu ermessen.115 In einem Ausmaß, welche 
                                                
115 Reinhard (2007), S. 110f.  
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nicht nur die Trennung zwischen privat und öffentlich zu verwischen, obendrein die 
staatlichen Steuerungsmöglichkeiten zu übersteigen begann.116 
 
Hier setzen die Lehren des Neoliberalismus, darunter die der Privatisierung, an. Der Staat 
vermag es nicht (mehr) die Anleitung des menschlichen Zusammenlebens, grade in einer 
zunehmend pluralistischen Gesellschaft, zu gestalten. Die Abgabe von 
Steuerungskompetenzen an private Akteure sei schlicht eine Notwendigkeit und überdies im 
Sinne einer enthierarchisierten Form der Regulierung eines Gemeinwesens freiheitsdienlicher, 
insoweit glücksschaffender. Eine Diskussion über die Richtigkeit dieser Auffassungen ist für 
diese Arbeit nicht von Priorität, jedenfalls kann in den staatliche Institutionen im 
Spannungsfeld von Interessensfragmentierung, Globalisierung und 
Privatisierungsbegeisterung schon lange keine obrigkeitsstaatliche Politik mehr betrieben 
werden. Der Einfluss der Zivilgesellschaft auf alle Ebenen der politischen Willensbildung, 
Entscheidungsfindung sowie der Implementation von Bestimmungen ist unaufhörlich im 
steigen. Wenn man die staatliche Selbstbeschneidung durch bereitwillige Auslagerung 
öffentlicher Kapazitäten ergo Einbußen bei Verfügungsbefugnissen bedenkt, wundert es 
nicht, dass es gegenwärtig vor Staatsuntergangsschriften nur so wimmelt. Ob dem so 
geschieht, wird die Zukunft weisen, unzweifelhaft ist jedoch die Tatsache der grundlegenden 
staatlichen Transformation, die sich in allen Bereichen der Staatlichkeit abspielt, bei den 
Aufgaben, Handlungs- und Organisationsformen als auch bei den zur Anwendung 
kommenden Instrumenten.117  
 
„Die Wirklichkeit des Staatshandelns entspricht nicht, zumindest nicht mehr, 
dem Leitbild einer aus überlegenen Gewaltressourcen gespeisten 
hierarchischen Handlungskompetenz und der Fähigkeit zu souveräner 
Rechtsdurchsetzung. Die Belege für die wachsende Kluft zwischen 
hoheitlichem Anspruch und gesellschaftlicher Wirklichkeit sind vielfältig und 
stammen aus unterschiedlichen Forschungsbereichen: Die Policy – Forschung 
entdeckt die vielfältigen horizontalen Verhandlungssysteme oder policy – 
Netzwerke als konstitutive Bestandteile der Formulierung und Durchsetzung 
politischer Entscheidungen. Die Neokorporativismustheorie betont die 
Notwendigkeit der Integration organisierter Interessen für die Formulierung 
rationaler und durchsetzbarer Entscheidungen. Die Rechtssoziologie und –
politologie verweist auf die begrenzte Reichweite von Recht als Medium 
staatlicher Steuerung. Die Theoretiker der internationalen Politik wiederum 
diskutieren die zunehmende Interdependenz der souveränen Nationalstaaten, 
[…]. Die Systemtheorie verweist auf die generellen Grenzen staatlicher 
Steuerung in ausdifferenzierten gesellschaftlichen Teilsystemen mit ihren 
                                                
116 vgl. Gramm (2001), S. 14f.; vgl. Nitschke (1998), S. 43 
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jeweils eigenen Funktionsmodi. Der Staat als übergeordnete, gar omnipotente 
hierarchische Steuerungsinstanz wird entzaubert […]“.118 
 
Eine stark hierarchische Form staatlichen Handelns ist nur mit einer Planungserfassung der 
Bevölkerung in größeren Kategorien wie Schichten oder Klassen möglich. Darin zum 
Ausdruck kommende verwandte Interessenslagen gestatten dem Staat entlang von relativ 
klaren Parametern seine Steuerungsfunktionen zu erfüllen.119 Diese Zeiten sind vorbei und 
das zeigt seine Wirkung speziell in der gewandelten Auslegung staatlicher Sicherheitspolitik. 
 
Der Vollständigkeit halber bedarf es noch weitere Ausführungen zu den Auswirkungen der 
hegemonialen Stellung wirtschaftstheoretischer Doktrinen und Konzepten. Diese den 
Zeitgeist beherrschende Vorstellungen führten zu einer Übernahme der ihnen eigenen 
Denkweisen und Rationalität. Insofern erfolgte eine Ausrichtung an Marktzielen, dem Kosten 
– Nutzen – Prinzip, Wettbewerb und Leistungseffektivität, die sich nicht nur auf die 
Verfasstheit des Staates sondern auf die sozialen Beziehungen an sich auswirkte.  
 
Die staatliche Verwaltung, ihre Arbeitsprozesse, das prinzipielle Handeln wurden nach dem 
Vorbild von Unternehmensstrukturen umgewandelt, als kunden- und serviceorientierte 
Dienstleistung. Immer unter der Devise niedrigster Kostenverursachung, denn wenn der Staat 
schon tätig werden müsse, dann unter geringstmöglichem Ressourcenaufwand und mit 
größtmöglicher Effizienz. Das Bildnis des „schlanken Staates“ war diesbezüglich lange 
prägend und veranschaulicht passend das veränderte Selbstverständnis staatlicher 
Institutionen. Welches sich auch entsprechend auf gesellschafts- und sozialpolitische 
Agenden übertrug, weg von einem kollektivistischen zu einem individuelleren Ansatz, 
Eigenverantwortung und -versorgung statt allumfassender Betreuung durch den Staat. Etwas, 
das in einer pluralistischen Gesellschaft nicht nur auf Gegenliebe stößt, nichtsdestotrotz haben 
auch hier die Ideen rational – wirtschaftlicher Interessensverfolgung für eine Transformation 
bei der Interaktion und Kommunikation gesorgt. Man könnte sogar soweit gehen und die 
„Kommerzialisierung der Bürgerbeziehungen“ konstatieren. Ein Phänomen, das zumeist als 
„Ökonomisierung der Gesellschaft“ bezeichnet wird.120  
 
 
                                                
118 Funk (1995), S. 39f. 
119 vgl. Keller (1995), S. 103 
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  50 
4.3 Facetten privater Sicherheitsbereitstellung  
 
Die dieser Arbeit zum Thema stehenden „Privatisierungen im Bereich der Inneren Sicherheit“ 
fügen sich nahtlos in das beschriebene Gesamtbild der gesellschaftlichen Fragmentierung, 
globaler Vernetzung und Dominanz wirtschaftlicher Räson ein. Nur, das der verstärkten 
Einbindung privater Akteure in die Anforderungen der Inneren Sicherheit, aufgrund ihrer 
Nähe zum Gewaltmonopol und damit der Existenzbedingung des Staates, eine besondere 
Schwere zukommt.  
 
Wenn im vorherigen Abschnitt 2 grundsätzliche Kategorien der Privatisierung markiert 
wurden, ist die zunehmend private Sicherheitsbereitstellung hauptsächlich derjenigen 
zuzuordnen, welche von einem Zusammenspiel öffentlicher und privater Anstrengungen 
ausgeht. Das Verhältnis der beiden ist zweifellos auch unter einem gewissen dichotomischen 
Blickwinkel zu betrachten, jedoch ist in der Regel vonseiten staatlicher Sicherheitsbehörden 
eine positive Resonanz bezüglich privater Leistungen zu erkennen, geschweige denn 
vonseiten der gewerblichen Akteure. Deren Betätigung ist nämlich in allen Belangen vom 
Staat abhängig, wird von staatlichem Handeln und Recht umklammert, eine ihnen gewogene 
Einstellung staatlicher Institutionen ist also Existenzvoraussetzung.121 Wobei es am 
Entgegenkommen des Staates nicht zu mangeln scheint, zumindest wurden dem Geschäft mit 
der Sicherheit bisher kaum größere Hindernisse entgegen gestellt, Hauptindikator dafür, 
dessen massive weltweite Expansion in den letzten 30 Jahren.122 Die Unbedenklichkeit mit 
der der Staat an seine „Konkurrenten“ herantritt ist auch daran auszumachen, dass öffentliche 
Einrichtungen üblicherweise zu den größten Kunden des Sicherheitsgewerbes zählen.123 
 
Andererseits würden dem Staat gravierende rechtliche Probleme erwachsen, wenn er den 
Versuch der prinzipiellen Unterbindung privater Aktivitäten im Bereich der Inneren 
Sicherheit starten würde. Zwar stellt sich die Wahrnehmung der „grundsätzlichen Sorge- und 
Einstandspflicht“ als unabdingbare Funktion des Staates dar, was von kaum jemand 
angezweifelt wird, jedoch erschließt sich daraus nicht das alleinige Recht auf die 
Bereitstellung von Sicherheit für die Bürger. In diesem Zusammenhang wird zumeist betont, 
dass der Staat ein Gewaltmonopol hätte, aber kein Sicherheitsmonopol.124 Es stellt sich also 
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die Frage nach Art und Maß der Aufgabenerfüllung durch den Staat und nicht ob Private 
Sicherheitsleistungen erbringen dürfen. Bezüglich der Inneren Sicherheit, sowie in den 
meisten anderen Bereichen staatlicher Tätigkeit, „[…][ist] privates Engagement parallel zur 
Erfüllung notwendiger Staatsaufgaben gerade nicht von vorherein ausgeschlossen, sondern 
grundrechtlich abgesicherter Freiheitsausübung prinzipiell zugänglich“.125  
 
Aber das Sicherheitsgewerbe muss erst gar nicht allzu heftig auf seine Rechte pochen, denn 
Privatisierung liegt im Trend und das angebots - wie nachfrageseitig. Während früher der 
Staat sowohl die Sicherheitsbedürfnisse, natürlich immer in Korrelation zur Öffentlichkeit, als 
auch die Maßnahmen zu deren Befriedigung definierte, erfolgte hierbei in der Postmoderne 
eine doppelte Spaltung. Erstens, eine Pluralisierung bzw. Individualisierung in den 
Vorstellungen und der Artikulation von persönlicher Sicherheit.126 Zweitens, Private stellen 
nun autonom Mittel zur Verfügung und erschließen sich eigene Methoden um den immer 
stärker divergierenden Ansichten über Sicherheit zu begegnen. Die Liste derer, die sich die 
privaten Dienste sichern ist lang und wird in der Regel nur durch die vorhandene Kaufkraft 
begrenzt. Demgemäß vielfältig stellen sich die Kundenkarteien dar, diese beinhalten: 
Unternehmen, „residential communities“ (darunter fallen alle möglichen nachbarschaftlichen 
Vereinigungen, z.B.: auch die in den angelsächsischen Gebieten prominenter vertretenen 
„gated communities“), Individuen und nicht zuletzt den Staat selbst: Ihnen gemeinsam ist der 
Wunsch nach einer gesonderten, speziell auf ihre Interessenslagen abgestimmte Behandlung 
und das fehlende Vertrauen in staatliche Kapazitäten bzw. den Unwillen diese zu involvieren. 
Interessanterweise scheint dies auch auf den Staat zuzutreffen, der tatkräftig die Expansion 
des Sicherheitsgewerbes vorantreibt.  
Tatsächlich ermöglicht der Staat auf verschiedenste Weise ein prosperierendes Geschäft mit 
der Sicherheit, er schuf entweder zum Vorteil der Privaten gereichende rechtliche Grundlagen 
bzw. lässt sie in einem rechtlichen Graubereich agieren. Oder er geht mit guten Beispiel voran 
und engagiert private Sicherheitsdienste, so ist es keine Seltenheit mehr, dass der Staat in 
hochfrequentierten, städtischen Arealen auf private Wachten zurückgreift, um Verstöße gegen 
die öffentliche Ordnung einzudämmen.127 Wobei hier nicht die gut organisierte Lobbying - 
Arbeit der Sicherheitsindustrie als signifikanter Faktor außer Acht gelassen werden darf. 
Denn diese versucht verständlicherweise ihre Interessen zu wahren, indem sie Einfluss auf 
staatliche Behörden und Rechtssetzungsprozesse nimmt, was in den letzten Dekaden 
                                                
125 Gramm (2001), S. 36; davor vgl. ebd., S. 35f. 
126 vgl. Singh (2005), S. 154 
127 vgl. Bayley (2001), S. 5ff.  
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offensichtlich von Erfolg gekrönt war. Ursächlich erscheinen dafür vor allem klare Strukturen 
und Zielsetzungen der Sicherheitsindustrie, es gibt definierte Vertreter, eingebunden in 
hierarchisch gegliederte Gebilde, ausgelegt auf profitable Expansion. Diese eindeutige 
Verfasstheit erleichtert die Erzielung von gewünschten Effekten in der Auseinandersetzung 
mit dem Staat. Darin unterscheiden sich die kommerziellen Formen der 
Sicherheitsbereitstellung auch von den kommunalen, wie Bürgerwachdiensten.128 
 
Wenn man den Fokus auf die Angebotsseite richtet, also auf all jene, die kommerzielle 
Sicherheitsleistungen erbringen, sind deren Anbieter vor allem Unternehmen. Wobei diese 
nach zwei Modellen zu unterscheiden sind, zum einen Firmen, deren solitäres Geschäft die 
Wahrung der sicherheitsrelevanten Interessen ihrer Auftragsgeber ist. Zum anderen jene, 
welche sich eigene Sicherheitsabteilungen einrichten, um anderweitige kommerzielle 
Tätigkeiten und entsprechend sensible Informationen zu schützen. „Many large businesses 
[…] create their own in-house police forces. So, too, do developers of some large housing 
estates“.129 Da dabei Anbieter und Nachfrager zu einer Einheit verschmelzen, kann ihnen eine 
staatsähnliche Verfasstheit zu erachtet werden, denn sie erstellen nicht nur ihre eigenen 
Sicherheitsvorgaben, sondern exekutieren sie desgleichen. Folglich ist eine größere 
Kontinuität gegeben, im Gegensatz zu denen in ihrem angestammten Aufgabenfeld dem 
Wettbewerb unterliegenden archetypischen Sicherheitsunternehmen. Deren Struktur 
erschließt sich in einer externen, hierarchisch gegliederten Organisation, welche nach 
entsprechenden vertraglichen Parametern verliehen wird. Ein klassisches 
Angestelltenverhältnis, das aber gegen die Konkurrenz auf dem Sicherheitsmarkt gewappnet 
sein muss, damit der Klient nicht in eine andere Geschäftsbeziehung eintritt.130 
 
Neben diesen organisierten Formen der privaten Sicherheitserbringung, bieten ebenso 
Individuen ihre Dienste in diversester Art feil, als auch paradoxerweise der Staat. 
Diesbezüglich ist nicht nur von den rechtlichen Möglichkeiten Staatsbediensteter die Rede, 
Unternehmen außerhalb ihrer Dienstzeit mit Rat und Tat zur Verfügung zu stehen, sondern 
vor allem die zunehmende Praxis polizeiliche Verrichtungen in Rechnung zu stellen. In der 
Tat sind in einigen Ländern, besonders in den USA, Polizeien dazu übergegangen für ihr 
Ausrücken in Reaktion auf den Alarm von Einbruchsicherungen131 Bezahlung zu verlangen, 
                                                
128 vgl. Funk (1995), S. 52 
129 Bayley (2001), S. 14 
130 vgl. Wakefield (2008), S. 663f. 
131 vgl. Light (2001), S. 30ff.: Aufgrund der verstärkten Verbreitung von Heimalarmanlagen ist der polizeiliche 
Aufwand für die Überprüfung der Vorortsituationen enorm gestiegen. In Anbetracht dessen, dass sich die 
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oder aber für die Verkehrsregelung entlang von Baustellen. Dies stellt einen Vorgang dar, 
behördliche Tätigkeiten, die vormals als Teil der öffentlichen Sicherheit unentgeltlicher Natur 
waren, zumindest wenn man Steuern als nicht direktzweckliche gebundene Finanzierung 
außen vor lässt, mit einer gebührenartigen Kostenabdeckung zu belegen. Die verstärkte 
Profitorientierung des Staates ist darin durchaus erkennbar.132 
 
Die zumindest graduelle Ausrichtung an wirtschaftlichen Prinzipien ist nur ein Punkt in dem 
die Angleichung zwischen privater und öffentlicher Sicherheitserbringung aufscheint. 
Während in früheren Stadien noch von zwei separaten Sphären gesprochen werden konnte, ist 
heute der Umstand zu konstatieren, dass die Polizei kaum Aufgaben erfüllt, die nicht auch 
von ihren privaten Konterparten vollführt werden. Zentral in dieser Entwicklung sind die 
Akkumulation von „mass private property“ und dessen Durchlässigkeit in den öffentlichen 
Raum. Speziell in den städtischen Gebieten ist diese besondere Art von Eigentum anzutreffen, 
in dem sich private wie öffentliche Eigenschaften vereinigen, obwohl die Besitzer nicht mehr 
als Privatpersonen darstellen.133 Örtlichkeiten wie zum Beispiel Einkaufszentren oder 
Freizeitparks sind im Prinzip für Jedermann zugänglich, unterliegen aber privater Kontrolle 
im vollen Umfang des Rechts. Das bedeutet auf Basis von Eigentums-, Grund- und Hausrecht 
kommen staatsautonome Sicherheitskonzepte zur Anwendung. Diese umfassen, technische 
Überwachung, eigenes Sicherheitspersonal (entweder wie beschrieben intern organisiert oder 
vertraglich angestellt) als auch Festlegung von Ordnungsbestimmungen und 
Verhaltensregeln, die bei Zuwiderhandlungen zum Ausschluss vom Areal führen können.134 
Großräumig werden hier polizeiliche respektive staatliche Tätigkeiten übernommen, obgleich 
sich diese durch eine andere Auffassung kennzeichnen, denn es stehen weniger strafrechtliche 
Agenden und Vorstellungen vom öffentlichen Interesse im Vordergrund als vielmehr 
Ordnungszusammenhänge, die potentielle Kunden und ihr Konsumverhalten vor möglichen 
Irritierungen abschotten.135  
In dieselbe Kerbe, aber mit umgekehrten Vorzeichen, schlagen die „gated communities“, da 
sie anstatt der größtmöglichen Inklusion zum Zwecke des maximalen Profits, die Exklusion 
zur Intention haben. Dabei bieten (Immobilien-) Unternehmen Liegenschaften auf ihrem 
                                                                                                                                                   
meisten Fälle als Fehlalarme herausstellen (in den USA 95 - 97 Prozent), ergibt sich eine hohe 
Disproportionalität zwischen Kosten und Nutzen. Anderseits darf auch keine Vernachlässigung der 
Sorgfaltspflicht erfolgen.  
132 vgl. Bayley (2001), S. 14ff. 
133 vgl. Stenning (2000), S. 326f. 
134 vgl. Treiber (1998), S. 30; vgl. Button (2003), S. 228ff.: in der angelsächsischen Literatur haben sich für diese 
besondere Form von Eigentum die Begriffe „quasi – public“ oder „hybrid – space“ etabliert.  
135 vgl. Beste (1995), S. 229 
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Grund und Boden an, mit bereitgestellter polizeiähnlicher Schutztruppe und den 
entsprechenden Versehungen mit Sicherheitstechnologien. Die Raumplanung ist an der 
Akkommodation der zahlenden Bewohner ausgerichtet, aber grundsätzlich mit normalen 
Nachbarschaften zu vergleichen, nur das der nämlichen ein genau abgestecktes Gebiet mit 
reguliertem Zugang zugrunde liegt um unerwünschte Elemente fernzuhalten.  
 
Wiewohl das Verschwimmen der Grenze zwischen öffentlichen und privaten 
Sicherheitsleistungen an den beschrieben Phänomenen besonders augenscheinlich wird, muss 
aber nicht erst in diesen semiöffentlichen Formen danach gesucht werden, denn mit 
großzügigem Zutun vonseiten staatlicher Behörden, stellen sich heute der öffentliche Raum 
und öffentliche Funktionen als weitestgehend von Privaten erschlossen dar. 
 
„[…] Governments have delegated activities previously carried out by the 
public police to private contractors. Police in many countries have outsourced 
their housing and transport of prisoners, street patrolling, guarding of public 
buildings, investigation of traffic accidents, electronic monitoring of parolees, 
provision of security advice to businesses, and conduct of crime-prevention 
workshops for at risk populations. […]. A great deal of public policing has 
[…] become “commodified”.136 
 
Die existierenden Untersuchungen belegen eindeutig die Ausdifferenzierung und Ausweitung 
kommerzieller Sicherheitsdienstleistungen, vor allem auch im Bereich der Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ordnung. Und das nicht nur auf Basis staatlicher Aufträge und der 
Einbindung in Verrichtung staatlicher Verpflichtungen, sondern als „natürliche“ Diffusion 
von privatem und öffentlichem Raum. Zum Beispiel, wenn Geschäftsbesitzer ihr 
Sicherheitspersonal dazu anhalten auch in den umliegenden Straßen geschäftsschädigendes 
Verhalten zu unterbinden, obwohl klar außerhalb der legitimierenden Reichweite des Haus- 
und Eigentumsrechts. „Private security has become increasingly involved in the provision of 
routine security“.137 
 
Das Einziehen einer klaren Trennlinie zwischen Öffentlichem und Privatem sowie der darauf 
fußende Zuordnung von staatlichen oder nichtstaatlichen Aufgaben wird vor diesem 
Hintergrund obsolet, weil längst überholt. Vielmehr bleibt die Tatsache bestehen, dass private 
Sicherheitsdienstleister integraler Bestandteil in der Herstellung von Sicherheit geworden 
sind. Um den Willen einer effektiven Sicherheitsproduktion bzw. eines solchen Empfindens 
                                                
136 vgl. Bayley (2001), S. 10 
137 Singh (2005), S. 158; davor vgl. ebd., S. 157f. 
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ergibt sich die Notwendigkeit der Kombination von, Kollaboration und „networking“ 
zwischen öffentlichen und privaten Sicherheitserbringern.138  
Obgleich es eine beliebte Phrase in der deutschen wissenschaftlichen Literatur zu sein scheint, 
in diesem Zusammenhang Scharpf zu zitieren. Der meinte, dass die scheinbar horizontale 
Kooperation der staatlichen und kommerziellen Sicherheitsdienstleister, als „Verhandlung im 
Schatten von Hierarchie“ zu bewerten sei. Denn der Staat müsse notfalls Entscheidungen im 
Alleingang treffen und durchsetzten können.139 
 
4.3.1 Fazit 
 
Es sollte nach den bisherigen Ausführungen ersichtlich sein, dass die Hinwendung zu privaten 
Akteuren als Sicherheitsgaranten von sowohl den Bürgern als auch dem Staat vorangetrieben 
wird. Verständlich wird diese beidseitige Bereitschaft der Vernachlässigung staatlicher 
Kapazitäten vor dem Hintergrund der dargelegten globalen und innergesellschaftlichen 
Transformationsmechanismen, aber auch der im letzten Kapitel beschriebenen 
„Unsicherheitskultur“. Durch die erhöhte Sensibilität für Gefahren und Risiken ist ein 
entsprechend gestiegenes Schutzbedürfnis vorhanden, gleichzeitig sorgt die Diversifikation 
der Gesellschaft für eine Pluralisierung, in radikalster Auslegung Individualisierung der 
Interessen, welche auch nicht vor der Problematik der Sicherheitsbeschaffung halt machen. 
Kalkuliert man dann noch die Vorherrschaft wirtschaftlicher Konzepte mit ein, die weniger 
Staat in allen Lebensbereichen propagieren, verwundert die verstärkte Inanspruchnahme der 
Angebotspalette der privaten Sicherheitsindustrie durch eine Vielzahl von gesellschaftlichen 
Akteuren nicht.  
Dasselbe gilt für den Staat, den die Auswirkungen des umfassenden Wandels der letzten 30 
Jahre in die Privatisierungsbegeisterung im Bereich der Inneren Sicherheit mit einstimmen 
ließen. Die tatsächlich zu Höhenflügen angesetzte Kriminalität in Kombination mit neuen, 
aufwendig zu verfolgenden Straftatbeständen (z.B.: Internetkriminalität)140, veränderte und 
komplexere gesellschaftliche Ordnungszusammenhänge, über die gewohnten Maße 
angestiegene Sicherheitsansprüche vonseiten der Bevölkerung, sowie eine verknappte 
Ressourcenlage angesichts einer „Politik des schlanken Staates“ hatten den Effekt des 
Willkommen heißens der Bereitstellung von Sicherheit seitens Nichtstaatsbediensteter. Die 
daraus folgende Bedeutungszunahme von privaten Sicherheitsbereitstellern ermöglichte 
                                                
138 vgl. Stenning (2000), S. 328 
139 vgl. Scharpf (1992), S. 25 
140 vgl. Cooke (2005); S. 230 
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diesen die Positionierung als unabkömmlichem Faktor der Inneren Sicherheit, weswegen die 
Frage nach ihren spezifischen Funktionsbestimmungen und den Auswirkungen ihres 
Handelns umso notwendiger zu erörtern ist. 
 
4.4 Funktionsbestimmungen der privaten Sicherheitsindustrie und 
Auswirkungen ihres Erfolgs 
 
Bisher könnte diese Arbeit den Eindruck erweckt haben, dass private Formen der 
Sicherheitsbereitstellung ein völlig neues Phänomen seien, was nicht nur nicht die Intention 
dieser Arbeit war, sondern auch völlig falsch wäre. Aber mit dem beschriebenen Aufkommen 
des Primats öffentlicher Sicherheit im 19. Jahrhundert wurden diese in zuvor nicht bekanntem 
Maße zurückgedrängt, auch wenn Restbestände vorhanden blieben (speziell in den USA). Der 
Staat schuf sich die Kapazitäten und entwickelte gemäße Methoden um zum unbestrittenen 
Zentrum der Sicherheitsbereitstellung aufzusteigen. Dies tat er unter dem Verständnis von 
Sicherheit als öffentlichem Gut, dass es im Interesse einer Gesellschaft stünde jedem ihrer 
Angehörigen einen gleichförmigen Schutz von Leben und Besitz angedeihen zu lassen. 
Insofern handeln staatliche Sicherheitsbehörden im Falle einer spezifischen Amtshandlung 
nicht zugunsten von Individuen und deren Grundrechten, sondern in erster Linie mit Bezug 
auf das große Ganze, der Öffentlichkeit, subjektive Rechte werden nur indirekt als Teil dieser 
gesichert. Sicherheit liegt im öffentlichen Interesse, sie hat den Sinn bzw. versucht alle 
körperliche Gewalt soweit zu verdrängen, dass sie durch „symbolische Kommunikation“ 
ersetzt wird. Dadurch wird der Raum, eine Sphäre für relativ vertrauensvolle soziale 
Interaktion geschaffen, unumstritten eine Voraussetzung für prosperierende gesellschaftliche 
Verhältnisse.141 
Staatliche Verrichtungen zum Zwecke der Bedienung des öffentlichen Interesses sind 
unbedingte Voraussetzung für die fundamentale Staatsaufgabe der Herstellung von allgemein 
gültigen Entscheidungen. Um zwischen konkurrierenden Individuen und Gruppierungen in 
einem Gemeinwesen eine Regulationsfunktion aufrecht erhalten zu können, kann der Staat 
nicht der Legitimierungssemantik, zum Wohle der Allgemeinheit zu handeln, entbehren. Die 
Zurverfügungstellung von relativer allgemeiner Sicherheit stellt dabei ein zentrales 
Charakteristikum dar.142  
 
                                                
141 Keller (1995), S. 93 
142 vgl. Messenger (2008), S. 3f.; vgl. Funk (1995), S. 31: „der Allgemeinheitsanspruch bleibt für die Legitimität 
des Gewaltmonopols zentral“. 
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Man kann nicht generell davon ausgehen, dass die Agenten der Sicherheitsindustrie dieselbe 
Zielsetzung vor Augen haben, wie der Staat es zumindest vorgeben muss. Selbst unter der 
Mindestannahme, dass die verschiedenen privaten Akteure nicht bewusst Taten setzten, die 
der öffentlichen Sicherheit entgegenstehen, ist eines unbestreitbar und zwar ihre partikulare 
Funktionsausrichtung. Private Sicherheitsdienstleister agieren nicht zu Willen einer 
Grundgesamtheit, sie stellen ihre Anstrengungen in die Dienste von spezifischen 
Auftragsgebern, soll heißen versuchen einzig deren sicherheitsbezogenen Interessen zu 
schützen. Dies sollte kaum bestritten werden können, denn darin stellt sich eine ihrer 
Existenzgrundlagen dar, würden die privaten Sicherheitserbringer dazu übergehen auch 
außerhalb vertraglich geregelter Geschäftsbeziehungen für Sicherheit zu sorgen, würden sich 
ihre Kunden fragen, warum sie für eine Leistung zahlen sollten, die anderen geschenkt 
zukommt.  
Worin sich gleich die zweite Dimension wiederspiegelt, in der sich die Sicherheitsindustrie 
von den staatlichen Behörden unterscheidet, die Erfassung der Sicherheit als Ware. Dabei 
erschließt sich die Herstellung von Sicherheit in ihrer Qualität als ökonomischem Produkt, 
das in einem Tauschhandel an den Konsumenten gebracht wird. Man könnte argumentierten, 
dass durch die Steuerpflicht ein ähnliches Verhältnis zwischen Staaten und Bürger besteht, 
jedoch würde darin die Absolutheit der staatlichen Sicherheitsgewährleistung unterschlagen 
werden, denn alle auf dem Territorium des Staates befindlichen Personen werden unabhängig 
ihrer finanziellen Aufwendungen, selbst wenn ihnen alle Abgaben erlassen sind (was in 
Ländern mit gestaffelten Steuersystemen keine Seltenheit ist), in die Bereitstellung von 
öffentlicher Sicherheit mit eingebunden. Eine solche Handlungslogik ist bei der 
Sicherheitsindustrie nicht gegeben, im Gegenteil, nur die Zahlungsfähigkeit ermöglicht ihre 
Indienstnahme und Forderungsstellungen an ihre Leistungskapazitäten, während bei einem 
Fehlen der entsprechenden Kaufkraft, beides außerhalb von jeglichen Erwartungsgrundlagen 
anzusiedeln ist.143  
 
Vor dem Hintergrund dieser Divergenzen können durchaus differierende Interessen zwischen 
privater und öffentlicher Sicherheit angenommen werden. Die Frage, die sich dabei aufdrängt 
ist, ob sich daraus zwangsläufig Unvereinbarkeiten ergeben, vor allem dahingehend, ob das 
Allgemeingut Sicherheit durch die verstärkte Angewiesenheit auf private 
Sicherheitsdienstleister unterminiert wird. Von dem Umstand ausgehend, dass die Innere 
Sicherheit mehr und mehr als Resultat der Steuerungsfähigkeit von Verhandlungsnetzwerken, 
                                                
143 vgl. Messenger (2008), S. 12 
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mit dem Staat als nur einem weiteren Partizipierenden unter anderen Sicherheitsbereitstellern, 
anzusehen ist, ein nicht auszuschließendes Szenario. „[…] Contemporary policing has 
become, and is becoming, increasingly fractured, embedded and decentred. […]. What has 
occurred is not simply a shift in the way rule takes place […] but the emergence of multiple 
centres of rule with considerable autonomy“.144  
 
Dies fügt sich in den lang gehegten und derzeit sehr populären Glauben der politischen 
Ökonomie ein, wonach es möglich sei, über die Verfolgung und Befriedigung von 
Partikularinteressen sowie -ansprüchen, ein übergeordnetes, über die einzelnen Teile 
hinausgehendes Wohl zu schaffen. Im Falle der Sicherheit würde also die Summe aller 
privatautonom erbrachten Sicherheitsleistungen eine nichtstaatliche öffentliche Sicherheit 
ergeben, sich zu einem Mosaik, einem Gesamtbild zusammensetzten. Im selben Atemzug 
wird ebenso die soziale Gerechtigkeit als Faktor für die Innere Sicherheit exkludiert, welche 
nicht vonnöten sei um für eine stabile, gesicherte Ordnung zu sorgen.145 
 
Historisch – analytisch scheint es für diese Annahmen keine Beweise zugeben, Trutz von 
Trotha konkludierte deshalb, dass vor dem staatlichen Gewaltmonopol und des daraus 
entspringenden Zulaufens der Sicherheitsbereitstellung auf den Staate, nur Formen der 
gewalttätigen Selbsthilfe existierten, welche sich aber keinesfalls in einer 
gesamtgesellschaftlichen Sicherheitsperspektive bündelten, sondern als einem Hauptmerkmal 
von politisch frakturierten Gemeinwesen firmierte.146 Ebenso scheint eine solche Entwicklung 
gegenwärtig nicht nachvollziehbar, die viel beachteten „failed states” dürften vielmehr die 
Notwendigkeit einer grundlegenden Sorge einer Zentralgewalt um die allgemeine Sicherheit 
aufzeigen.  
Wiewohl sich die Zustände in den Industriestaaten und vor allem westlichen Demokratien 
anders und historisch einmalig darstellen, denn die „Zerstäubung“ der öffentlichen Sicherheit 
passiert ja nicht nur auf Verlangen von nach Profit strebenden Akteuren, sondern ist wie das 
Meiste in der Postmoderne Ausdruck der sich pluralisierenden und zergliedernden 
Gesellschaft. In der Konsequenz „eine“ Öffentlichkeit an und für sich immer schwerer 
auszumachen und eine öffentliche Sicherheiterbringung entlang einer zentralistischen Logik 
kaum mehr aufrechtzuerhalten ist. Insofern „[…] erscheint die Privatisierung von 
                                                
144 vgl. Shearing (1995), S. 72 
145 vgl. Kempa (2008), S. 334f.  
146 vgl. Trotha von (1995), S. 130f. 
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Teilsegmenten aus dem Bereich der Inneren Sicherheit als der folgerichtige Schritt einer 
postmodernen Fakturierung des Begriffs der Öffentlichkeit“.147 
 
Die unterschiedlichen privaten Sicherheitsbereitsteller werden dabei weniger durch den Staat 
zu dem schon des öfteren erwähnten horizontalen Netzwerk verknüpft, sondern vielmehr 
durch gleiche Diskurse und Praktiken. Besonders wichtig sind diesbezüglich marktorientierte 
Diskurse und eine den Unternehmergeist verinnerlichte Kultur, welche 
Regulationskonzeptionen im Allgemeinen und die Sicherheitserbringungen im Speziellen 
neumodelliert haben. Ausgehend von der Erfassung der Sicherheit als Ware, als käuflichem 
Erzeugnis, dass auf dem Markt feil geboten und erworben werden soll. Die wachsende 
Legitimität der Vorstellung der Sicherheit als Kommodität in den letzten Dekaden hatte auf 
den Staat entsprechende Auswirkungen, meistbedeutend die Verschiebung in der Definition 
von Polizei- und Sicherheitsarbeit, hin zu einer unternehmerischen Auffassung jener 
staatlichen Fundamentaltätigkeiten. Wiewohl dies eine eher oberflächliche Transformation 
darstellt, da die Bürger nicht im selben Ausmaß Einfluss auf die Verrichtungen der staatlichen 
Sicherheitsbehörden nehmen können, wie das im Verhältnis zwischen Auftraggeber und 
Sicherheitsunternehmen möglich ist.148 
 
Privatisierung von Sicherheit bedeutet, nach denen in diesem Kapitel aufgestellten 
Parametern, nichts anders als die Steuerung von Sicherheitsbedürfnissen über den freien 
Markt, der sich über Angebot und Nachfrage definiert. Danach regeln Profitausicht und 
Kaufkraft die Verteilung von Sicherheit, weshalb sich die paradoxe Situation einstellt, dass 
jene sozioökonomischen Gruppen, welche dem geringsten Bedrohungspotential ausgesetzt 
sind, da sie wegen ihrer Ressourcenbasis in Gebieten mit geringerer Kriminalität leben 
können, die einzigen sind, die sich die Produkte der privaten Sicherheitserbringer leisten 
können. Indem aber, wie bereits festgestellt, tatsächliche Gefahrenlagen nicht unbedingt als 
Voraussetzung für ein erhöhtes Sicherheitsbedürfnis erforderlich sind, erhält die 
Sicherheitsindustrie seit Jahrzehnten regen Zulauf vonseiten betuchterer Bevölkerungsanteile. 
Resultierend in deren umfassenderen Möglichkeiten, durch präventive Maßnahmen nicht den 
Status eines „Opfers“ zu erlangen, während sich dem Rest dieser Luxus nicht bietet. Was 
                                                
147 Nitschke (1998), S. 43; davor vgl. ebd. 
148 vgl. Shearing (1995), S. 77ff.  
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zumeist bedeutet, dass sie erst in den Genuss der Nachbehandlung von Kriminalität, der 
Strafverfolgungen durch staatliche Behörden gelangen.149 
 
4.4.1 Fazit 
 
Ohnehin erschließen sich an anderen Stellen die Haupteinnahmequellen der 
Sicherheitsindustrie, abseits von Aufträgen von Privatpersonen und deren rechtlich 
hermetisch auf ihren Grund und Boden beschränkten Gestaltungsbefugnissen. Mit Staats- und 
Unternehmensaufträgen wird das große Geld gemacht150 und diese sind es auch, welche die 
folgenschwersten Implikationen für den öffentlichen Raum aufweisen. Von der Schaffung 
von „hybrid spaces“, über das rechtlich nicht gedeckte Einsickern privater 
Ordnungsmaßnahmen in die öffentliche Sphäre, bis zur geregelten Abgabe staatlicher 
Sicherheitsaufgaben an Private, all diese zuvor schon erläuterten Phänomene alterierten das 
Betätigungsfeld öffentliche Sicherheit. Deren Primat diffundierte zu einem halbprivaten, mit 
einer Vielzahl zu beachtender Akteure und undurchsichtigeren Strukturen. 
 
Die zentrale Problematik, die sich vor diesem Hintergrund aufdrängt, ist die rechtliche 
Legitimierung. Da die Übertragung von Sicherheitsfunktionen auf Subentitäten in Anbetracht 
eines nicht existenten staatlichen Sicherheitsmonopols nicht unbedingt der auschlaggebende 
Faktor ist, kann der Staat auch bei relativ weigehender Auslagerung von Sicherheitsaufgaben 
weiterbestehen. Keine Kompromisse darf der Staat aber bei der Legitimierung von privaten 
Sicherheitserbringern, -funktionen und denen angewendeten Mitteln eingehen, eine 
autopoietische Versorgung der privaten Akteure mit Legitimität wäre absolut 
staatsgefährdend. Nigel South meinte diesbezüglich, dass der Staat selbst nicht alle Mittel der 
Gewaltanwendung vereinnahmen muss, solange er die Fähigkeit ihrer Legitimation besitzt.151 
Insofern nur ein nachgereihter Kausalzusammenhang zwischen der Legitimität des 
Gewaltmonopols und der staatlichen „Sicherheitsgewährleistung“ festgestellt werden kann. 
Denn für viele Menschen war und ist die öffentliche Sicherheitsgestaltung von nicht 
ausreichender bzw. prekärer Natur, nachgerade sich das Gewaltmonopol zu allererst auf der 
Überzeugung der Bürger gründet, zumindest in den westlich – demokratischen Staaten, dass 
                                                
149 vgl. Messenger (2008), S. 12; vgl. Beste (1998), S. 61: Nach Beste sind die präventiven Fähigkeiten der 
öffentlichen Sicherheitserbringer eher beschränkt, tatsächlich soll sich nicht einmal eine erhöhte polizeiliche 
Präsenz im öffentlichen Raum auf die Kriminalitätsbelastung auswirken. Daraus könnte man schlussfolgern, 
dass das wahre Steckenpferd der staatlichen Sicherheitsbehörden die Strafverfolgung ist. 
150 vgl. Nogala (1995), S. 256 
151 vgl. South (1997), S. 109 
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das Recht auf Gewaltanwendung alleinig von staatlichen Institutionen ausgehen sollte.152 
Nichtsdestotrotz ist die staatliche Sicherheitserbringung ein unabdingbarer Faktor für die 
Legitimation des Staates, in jedem Fall muss dem Staat also die Verantwortung für eine Art 
kollektive Sicherheit zukommen. Vor einem völligen Rückzug aus fundamentalen 
Sicherheitsaufgaben ist daher genauso zu warnen, wie der Sicherheitsindustrie in ihrer 
Tätigkeit völlig frei Hand zu lassen. Wobei sich die entsprechenden Behörden neue, auf die 
gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnisse zugeschnittene Strategien erschließen müssen, 
um sich eine ausgeprägte Richtlinien- und Kontrollkompetenz sichern bzw. ausbauen zu 
können.  
                                                
152 vgl. Funk (1995), S. 47 
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Erörterung der Privatisierung von Sicherheit anhand  
US - amerikanischer Verhältnisse 
 
Wenn man, die in den letzten Dekaden zum ubiquitären Phänomen gemauserten, privaten 
Sicherheitsdienstleistungen in den Fokus nimmt, wie es sich diese Arbeit nun einmal zur 
Aufgabe genommen hat, ist es dabei nicht verkehrt den USA bzw. dem angelsächsischen 
Raum insgesamt eine Voreiterrolle zuzusprechen. Die Kommodifizierung und 
Kommerzialisierung von Sicherheit und die damit einhergehende Restruktualisierung der 
Sicherheitsbereitstellung von einem hauptsächlich staatlich - zentralistischen, zu einem 
diffundierten - pluralistischen System, in dem staatliche und private Akteure als Partner 
auftreten, hat in diesen geographischen Breiten seinen Anfang genommen. Es dürfte daher 
auch der Umstand nicht verwundern, dass im internationalen Vergleich des Ausmaßes der 
privaten Bereitstellung von Sicherheit die USA über Kanada bis hin zu Australien 
Spitzenpositionen einnehmen, auch wenn sie von Ländern w.z.B. Südafrika schon längst 
überrundet worden sind.153 Der Startschuss zur wissenschaftlichen Aufarbeitung und 
Verörterung erfolgte nichtsdestotrotz in der englischsprachigen Literatur. 
 
Wobei sich in den USA eine Diskrepanz zwischen der theoretischen - qualitativen und der 
empirisch - analytischen Forschung darstellt. Während die gesellschaftliche 
Ursachenverankerung in einem hohen Grad gediehen und in den einschlägigen 
wissenschaftlichen Zirkeln hinlänglich bekannt ist (und in vorrangegangenen Kapiteln 
festgehalten wurden), steht es um empirisch - analytische Daten bei weitem schlechter. 
Große, umfassende Studien unter Einbeziehung einer gesamtamerikanischen Perspektive sind 
spärlich gesät. Ausdruck dessen sind die in den Fußnoten noch immer prominent vertretenen, 
Anfang der 70er und 80er unternommenen, „Rand -“ und „Hallcrest -“ Reports. Obwohl 
veraltet, dürften sie weiterhin die quantitativ tiefgreifensten Analysen des Phänomens der 
Privatisierung von Sicherheit in den USA darstellen.154  
 
Zurückzuführen ist dieser Umstand in hohem Maße auf die staatsbasierten und nicht föderalen 
Kompetenzen der Regulierung des Sicherheitsgewerbes. Was in Realiter auf dutzende 
verschiedene Gesetze mit divergierenden Ausformungen und Schwerpunktlegungen 
hinausläuft, verteilt über den besseren Teil der 50 US - Bundesstaaten. Weshalb einen, die 
                                                
153 vgl. De Waard (1999), S. 169 
154 vgl. Hemmens (2001), S. 18 
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Obliegenheit, Grundsätzliches festzustellen, also allgemeine Strömungen und Trends 
auszumachen, vor Probleme stellt. Zwar kann insgesamt ein Anstieg legislativer Tätigkeit 
konstatiert werden, der aber nicht unbedingt im qualitativen Sinne verstanden werden darf. In 
Anbetracht dessen, dass sich manche der Staaten noch immer nicht zu irgendeiner legalen 
Einpassung des „private policing“ durchringen konnten, scheint dieser mehr auf die 
Notwendigkeit einer Grunderschließung zurückzuführen zu sein.155 Insofern ist die einzige 
uneingeschränkte Aussage, die man mit gutem wissenschaftlichem Gewissen treffen kann, die 
Feststellung, der durchgehend geringen Reichweite der staatlichen Bestimmungen. 
Unabhängig davon, welcher Bundestaat bezüglich Regulierungen der Sicherheitsindustrie in 
den Fokus genommen wird, entsteht der Eindruck von Unfertigkeit, besonders im 
internationalen Vergleichen, werden die rudimentären Veranlagungen des amerikanischen 
Systems offenbar.156  
 
Alle Vorstöße in Richtung bundesweiter Gesetzesmaßnahmen waren in der Vergangenheit 
von keinem Erfolg gekrönt, bzw. wurden im Zuge des föderalen - legislativen Instanzenwegs, 
auf den kleinsten gemeinsamen Nenner herunter gebrochen, der hinsichtlich 
staatsinterventionistischer Rechtssetzung in den USA bekanntlich sehr niedrig angesiedelt ist 
und somit nicht allzu große Sprünge erlaubte.157 Aufseiten der Sicherheitsdienstleister scheint 
sich die Ansicht durchgesetzt zu haben, dass ein Mehr an Regulation, zumindest im Vergleich 
zum derzeitigen Stand, positive Effekte auf das Wachstum ihrer Branche hätte. Die 
scheinbare Logik dahinter entspinnt sich dahingehend, dass eine solche, mehr Legitimität und 
damit ein besseres Image mit sich bringe, ergo im marktwirtschaftlichen Verständnis eine 
wahrscheinliche Profitsteigerung.158 Andererseits gab es in der Vergangenheit immer wieder 
Fälle in denen Unternehmen durch gezieltes Lobbying, ein Anziehen der gesetzlichen 
Vorschriften verhindert haben.159  
 
Ein gewisser Unwille in Teilen der politischen Verantwortlichen sowie führenden Vertretern 
des Sicherheitsgewerbes fügt sich nahtlos in den USA verbreiteten historisch - kulturelle 
Strömungen ein, jenen Weg zu finden, der am spärlichsten mit obrigkeitstaatlichen 
Anweisungen überseht ist, um im Gegenzug auf die selbstregulierende Kraft der Gesellschaft 
zu setzen. 
                                                
155 vgl. Lippert (2008a), S. 207  
156 vgl. De Waard (1999); vgl. Button (2007), S. 115 u. 118 
157 vgl. Collins (2005), S. 6f. 
158 vgl. National Association of Security Companies (NASCO) (2007), S. 2f.; vgl. ASIS International, S. 11 
159 vgl. Button (2006), S. 566 
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5 Kurzer historischer Überblick über die Entwicklung des 
modernen Sicherheitsgewerbes in den USA  
 
„Right from the beginning, “private government” has had a place in the US 
legal system, inherited from the British legal tradition. The state is a less 
special, less elevated institution than in Continental Europe, and privatization 
as well as the introduction of private-sector rationalities seems a less dramatic 
development“.160 
 
Auf die, ohnehin schon mit einer „gesunden“ Skepsis gegenüber herrschaftlichen Strukturen 
grundierte, angelsächsische Mentalität, hatte die neuen Welt überdies eine katalytische 
Wirkung. Nicht nur, dass die Siedler aus einem Europa der oppressiven Regime migrierten, 
waren es die speziellen Umstände der staatlichen, sozialen und ökonomischen Entwicklung in 
den USA, welche einen weit verbreiteten antistaatlichen Reflex schufen, der heute noch die 
amerikanische Politik und Gesellschaft in hohem Grade formt. Insbesondere auf der 
politischen Rechten ist die Hemmung respektive Minimierung von staatlichen Interventionen 
ein integraler Bestandteil, ihrer Agenden. und ihres Selbstverständnisses.  
 
Insofern dürfte es auch nicht verwundern, dass das moderne, profitorientierte 
Sicherheitsgewerbe seinen Anfang in den USA genommen hat. Zu behaupten, dies wäre in 
Abgrenzung zu der Etablierung der ersten modernen Polizeieinheiten auf amerikanischen 
Territorien erfolgt, würde zu weit führen. Jedoch kann man auf ein beinahe zeitgleiches 
Auftreten der beiden Seiten der Sicherheitsbereitstellung zurückblicken. Während im New 
York des Jahres 1844 die öffentlich-staatliche Variante ihren Einstand gefeiert hat,161 
gründete Allan Pinkerton um 1950 die erste private Detektei in Chicago. Und das Geschäft 
florierte, offensichtlich bestanden eine hohe Nachfrage bzw. Ansprüche an beide Enden des 
Sicherheitsspektrums, welche wohl deren beinahe Simultangeburten erklären. Wobei die 
Polizei aufgrund des gängigen Misstrauens gegen Staatsautoritäten einen bei weitem 
schwereren Stand hatte. Zu dem rasch auch noch die politische Realität beitragen sollte. 
                                                
160 Bislev, S.292 
161 vgl. Simmons, S. 921: Vor dem 19. Jahrhundert waren Strafverfolgung, Wachschutzaufgaben und andere 
Tätigkeiten der modernen Polizei hauptsächlich in privater Hand, aber zumeist in Form von verpflichtenden 
kommunalen Dienstleistungen, im Sinne des Gemeinwohls, was sie vom modernen Sicherheitsgewerbe 
unterschied. „[…] Most towns relied upon night watchmen to guard or patrol the community, these watchmen  
were unpaid and were simply ordinary citizens who served in the positions on a rotating basis; if any trouble 
occurred, they were meant to raise an alarm, at which point all citizens were required to assist in the arrest“.  
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Aufgrund der rechtlichen Verankerung der Polizei im lokalen - administrativen Umfeld blühte 
die Korruption und die schlechte Reputation der Polizei.162 
 
Die lokale Natur der Polizei trug auch zum Erfolg ihrer privaten Konterparts bei.  
 
„During the nineteenth century and until 1924, when the FBI came into 
existence, public police were local by nature, and law enforcement beyond 
local boundaries was provided mainly by private detective agencies, such as 
Burns, Pinkerton’s, and the Railway Police. For example Pinkerton’s not only 
protected industrial properties, they also offered nationwide detective services 
and often arrested criminals and brought them to justice. But over time, the 
respective roles and functions of public and private police have changed“.163 
 
Im fortschreitenden 19. Jahrhundert, sowie zu Beginn des 20. Jahrhundert entwickelte sich die 
Polizei zu einem professionellen, mit klaren Aufgaben und Rechten ausgestatteten Betrieb, 
der sich vor allem auch territorial ausweitete. Während die Ursprünge der Polizei 
hauptsächlich in der Urbanität zu suchen waren, penetrierte sie zunehmend auch das rurale 
Hinterland und etablierte damit ein Monopol der Sicherheitsbereitstellung. Auch wenn, dies 
nicht das völlige Verschwinden des Sicherheitsgewerbes zur Folge hatte, den 
Bedeutungsverlust begann dieses erst wieder in den letzten Dekaden wett zumachen. 
Wiewohl in spektakulärer Art und Weise, die privaten Akteure scheinen sich all das, was sie 
einst verloren hatten, zurückzuholen und mehr.164 
 
Jedoch sollte man nicht den Fehler begehen, das Sicherheitsgeschäft des 21. Jahrhunderts mit 
dem des 19. gleichzusetzten, zwar gibt es Parallelen, das liegt schon allein an den 2 
grundsätzlichen, unveränderlichen Variablen, der Wunsch des Nachfragers nach Sicherheit 
und die Bereitstellung dieser durch den Anbieter gegen eine monetäre 
Aufwandentschädigung. Doch die Umstände und die Bandbreite der privaten Erbringung von 
Sicherheitsleistungen haben sich gravierend verschoben. Der Hauptunterschied für die 
Privatakteure postmodernen Kalibers ist, dass sie einem konsolidierten Staat 
gegenüberstehen.  
 
Obschon  viel über dessen möglichen Untergang gesprochen und geschrieben wurde, auch in 
dieser Arbeit, gibt es zumindest gegenwärtig und in naher Zukunft kaum einen Weg vorbei 
                                                
162 vgl. Mawby, S. 28f.; vgl. McCrie, S. 34f. 
163 Kakalik, S. 17f. 
164 vgl. Simmons, S. 923f;  vgl. Kakalik 18. 
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am Leviathan. Dies war im 19. Jahrhundert speziell in den USA lange nicht der Fall, wodurch 
private Dienstleister in staatliche Sicherheitsvakua vorstoßen konnten (um nicht zu 
behaupten, früher hätte es keine Kooperation zwischen beiden gegeben). Die derzeitige 
Expansion des Sicherheitsgewerbes findet statt, trotz des Staates, gerade deswegen ist 
Kooperation zwischen den beiden Sphären des „policing“ unumgänglich. 
 
„Informal private security–law enforcement cooperation may have begun with 
the advent of modern policing, but there is little in the literature to document it. 
Certainly, formal cooperation has long taken place between the federal 
government and security practitioners in the defense industry. In fact, that 
interaction led to the creation of the American Society for Industrial Security 
(now called ASIS International) in 1955“.165 
 
In der 2. Hälfte des 20. Jahrhundert begannen US - Behörden verstärkt ursprünglich ihnen 
zugedachte Aufgaben an die Privaten auszulagern. Besonders neu aufkommende 
Notwendigkeiten der Sicherheitsbereitstellung, wie zum Beispiel der intensivierte Schutz von 
Flughäfen, nachdem in den 60er und 70er Jahren terroristische Anschläge für Aufsehen 
sorgten, wurden überantwortet. In Folge trachteten beide Seiten nach institutionalisierteren 
Formen der Zusammenarbeit, das US - Department of Justice setzte zwischen 1972 und 1977 
das Private Security Advisory Council ein,  
 
“[…] to improve the crime prevention capabilities of private security and 
reduce crime in public and private places by reviewing the relationship 
between private security systems and public law enforcement agencies, and by 
developing programs and policies regarding private protection services that 
are appropriate and consistent with the public interest”.166 
 
Und das war nur der Anfang. In den nächsten 3 Dekaden wurden etliche Einrichtungen von 
Sicherheitsbehörden gegründet, die sich entweder mit ihren privaten Gegenübern 
beschäftigten oder gleich in aktiven Austausch mit ihnen traten. Dasselbe auf der anderen 
Seite, wobei grundlegenderweise zuerst branchenspezifische Interessensvereinigungen aus der 
Taufe gehoben werden mussten. Nach der Ersten, ASIS International, waren das „The 
Security Industry Association“ 1967, das „National Council of Investigation and Security 
Services“ 1975 und ein Jahr später die „International Security Management Association“.167  
 
                                                
165 Community Oriented Policing Services (COPS), S. 7 
166 ebd., S. 7 
167; vgl ebd., 7f.;vgl. McCrie, S. 37 
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Diese Organisationen betätigen sich hauptsächlich im Rahmen makrostruktureller Interessen, 
auf nationaler, als auch auf staatlicher Ebene, bzw. verkehren darüberhinaus mit 
internationalen Vertretern. Kooperationen zwischen staatlichen Institutionen und privater 
Dienstleister finden aber auf allen Stufen des administrativen US - Sicherheitsapparats statt, 
auch regional/ lokal, und zeichnet sich in ihrer Qualität durch das Vordringen der Privaten in 
fast alle sicherheitsrelevanten Aufgaben- und Problembereiche aus.168 Was das Ausmaß der 
Verbreitung der privaten Sicherheitsanbieter und der Signifikanz ihrer Einflussnahme 
verdeutlichen sollte.  
 
Im Prinzip gibt ein geneinsames Verständnis der Notwendigkeit des Ineinandergreifens von 
öffentlichen und privaten Anstrengungen (zumindest auf politisch - strategischem Level),169 
wobei sich die Umsetzung der Theorie in die Praxis meistens bei weitem schwieriger anlässt, 
als etwaige Pläne vorsehen. Ein funktionierendes, generelles Arbeitsmodell zur 
Implementation effektiver Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitsbehörden und der 
Industrie gibt es nicht und ist trotz verschiedenster Initiativen auch nicht abzusehen. Insofern 
muss in mühsamer Kleinarbeit, zumeist im lokalen Bereich, ein Auskommen gefunden 
werden und oft auch gegen Ressentiments von Polizeibeamten und -gewerkschaften, welche 
ihren Status gefährdet sehen.170  
 
Umso dringlicher wären luzide und präzise rechtliche Bestimmungen, aber damit können die 
USA größtenteils nicht aufwarten.  
                                                
168 vgl. Community Oriented Policing Services (COPS), S. 7 
169 vgl. US - Government (1996:Sec.2:4 & Sec.3:1-2) 
170 vgl. Dupont, Seite 3ff. 
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6 Gesetzliche Rahmenbedingungen und Richtlinien für das 
Sicherheitsgewerbe in den USA  
 
Die rechtliche Realität der staatlichen Regulation des Sicherheitsgewerbes in den USA ist 
eine sehr unübersichtliche, ferner mehr als komplexe, um nicht zu sagen verwirrende. Im 
Unterschied zu den Ländern in Kontinentaleuropa hat die Zentralinstanz, das „federal 
goverment“, nicht die nötigen Befugnisse, um Ordnung in das Chaos an Bestimmungen, 
Verordnungen und Normen zu bringen, welches aus der Tatsache der alleinigen 
Ermächtigung der 50 amerikanischen Einzelstaaten hervorgeht, sich mit der Materie legislativ 
zu beschäftigen.171 Wobei die Angelegenheit hier noch nicht ihr Ende findet, denn auch die 
kommunale Gesetzgebung hat ein kräftiges Wort mitzureden. Die „cities“ und „counties“ sind 
zwar prinzipiell an die Vorgaben der Staaten gebunden, da jene allerdings zu minimalen 
Bestimmungen tendieren, eröffnete sich, frei nach dem Subsidiaritätsprinzip, den lokalen/ 
regionalen Administrationseinheiten ein größerer Spielraum.172  
 
Üblicherweise komplettieren sich staatliche und kommunale Anstrengungen daher zu einem 
spezifischen System der Regulierung und Lizensierung, mit wenigen Ausnahmen wie Texas 
oder Florida, wo Staatseinrichtungen ein Monopol über haben.173 Wobei es kaum gravierende 
Unterschiede macht, ob das Sicherheitsgewerbe einer zentralen oder pluralistischen 
Normierung unterliegt, alle Systeme weißen mehr oder weniger stark, blinde Flecken auf und 
ermöglichen dadurch Sicherheitsdienstleistern partikulare Auslegungen in ihren 
Geschäftsgebarungen.  
 
An den Ausführungen sollte erkenntlich werden, dass die rechtliche Verankerung der privaten 
Sicherheitsbereitstellung, eine rechtspolitische Frage darstellt, die je nach Lesart und 
Verständnis von Staatlichkeit und deren Verfasstheit, unterschiedlich beantwortet wird. 
Insofern dürften viele der „state legislators“ in den USA, der Tradition der geringsten 
Einmischung in „private Angelegenheiten“ folgen und auf eine nichtöffentliche 
Steuerungsfähigkeit setzen. Eine Einstellung, die spezielle bezüglich der Befugnisse von 
Angestellten von Sicherheitsunternehmen, in Graubereiche führt, die in Anbetracht der 
Sensibilität der Materie nicht ratsam erscheint.  
                                                
171 vgl. Hemmens (2001), 18ff. 
172 vgl. Kakalik (1971), S.38ff. 
173 vgl. Button (2006), S. 576 
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6.1 Befugnisse und Kompetenzen des privaten Sicherheitserbringers 
 
Die Frage nach den rechtlichen Grenzen der Interventionsmöglichkeiten der nichtöffentlichen 
Dienstleister, rührt am Herzstück des Staates selbst, am Gewaltmonopol. Demnach nur dem 
Staat zwanghafte als auch violente Eingriffsrechte obliegen. Mit dem Vordringen in weite 
Aufgabenbereiche der Sicherheitsbehörden durch private Akteure, wurden Diskussionen über 
die Reichweite ihrer Befugnisse unumgänglich und werden in den meisten westlichen 
Demokratien auch leidenschaftlich geführt. Es dürfte nicht überraschen, dass dem 
Sicherheitsgewerbe eine Ausdehnung seiner Bevollmächtigungen vorschwebt,174 welche in 
den USA im Normalfall, nicht über denen von normalen Bürgern anzusiedeln sind. Zwar gibt 
es mit Kalifornien, Hawaii und South Carolina, Staaten, deren Statuten zusätzliche 
Konzessionen vorsehen (z.B.: Recht der Inhaftnahme), aber im überwiegenden Rest bewegen 
sich die Befugnisse von privaten Sicherheitsdienstleistern nicht über das Ausmaß der „citizen 
powers“ hinaus.175 
 
Diese stellen Rechtskategorien dar, welche Personen punktuelle Zwangs- und 
Gewaltbebefugnisse einräumen, in Situationen wo Sicherheitsbehörden, aus welchen Gründen 
auch immer, nicht in der Lage sind einzuschreiten. Darunter fallen sowohl Notwehr und -
hilfe, als auch das Anhalterecht, das in spezifischen Verdachtsmomenten zur Geltung kommt, 
indem Zivilisten die Möglichkeit zur Festhaltung eines mutmaßlichen Verbrechers 
eingeräumt wird („citizen arrest“).176 Im New York State Penal Law nimmt sich dies so aus: 
“A person may use physical force upon another person in defense of himself or a third person, 
or in defense of premises, or in order to prevent larceny of or criminal mischief to property, 
or in order to effect an arrest or prevent escape from custody”.177 Im Prinzip eine sehr 
weitreichende Ermächtigung des einfachen Bürgers, weil vor allem mit einem großen 
Ermessensspielraum ausgestattet. Was aber in den angloamerikanischen Rechtskulturen, 
üblicherweise derartig gehandhabt wird.178  
 
                                                
174 vgl. ASIS International (2007), S. 23ff. 
175 vgl. Collins (2005), S. 14ff.; vgl. Stenning, S. 331 
176 Parfomak, S. (CRS - 4): „In most states, citizens may make arrests only when a crime is committed in their 
presence; suspicion that a crime has taken place is not enough. And in some states, citizens may only make 
arrests for felonies, and then must immediately turn the suspect over to a police officer. Even those guards who 
do see felonies in progress are advised to arrest with caution. Unlike police officers, civilians who accidentally 
take innocent suspects into custody are liable for false arrest“. 
177 vgl. New York State Penal Law, Justification, Authorized Use of Physical Force at  
[http://caselaw.lp.findlaw.com/nycodes/c82/a12.html]. Accessed March 25, 2004. 
178 vgl. Sarre, S. 168 
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Zusätzlich zu den „citizen powers“ speist sich die Existenz des Sicherheitsgewerbes, auch aus 
den Haus- und Grundstücksrechten, welche vor allem in den „common law“ - Ländern dem 
Besitzer ein breites Mandat zuweisen. Dessen Inhärenz sich bei Anstellung von 
Sicherheitsdienstleistern, nach den Wünschen des Kunden mehr oder weniger stark 
übertragen lässt. Da in den USA, wie in allen anderen demokratischen Rechtsstaaten, die 
zwangsgewaltlichen Befugnisse der Polizei, bezüglich Privatsphäre und Eigentum von 
Privatpersonen, verfassungsrechtlich eingeschränkt sind, ergibt vor allem in Zeiten von „mass 
private property“, eine auffallende Machtstellung für private Sicherheitsdienstleister. Die 
Rede ist von erweiterten Festhaltungsmöglichkeiten, Verweisungen, Durchsuchungen, bis hin 
zu tödlicher Gewaltanwendung, denn streng genommen, ist all dies auf Privatbesitz rechtlich 
legitimiert. 
 
„Constitutional constraints on the exercise of such legal powers often do not 
apply to private police as they apply to public police personnel. This is because 
such constraints typically apply only to restrain „governmental action“, a 
concept which, until recently anyway, has generally not been thought to extend 
to the actions of privately employed police. The courts of some countries, 
however, mindful of the fusion which has been taking place between the roles 
and responsibilities of public and private police, are now beginning to explore 
ways of extending constitutional protections to cover the activities of private 
police in certain circumstances (e.g. when they are policing ‘mass private 
property’) by drawing parallels between the realities of policing undertaken by 
private and public police […]. Even allowing for such recent jurisprudential 
developments, however, much exercise of statutory powers by private police 
remains constitutionally unconstrained by comparison to the exercise of 
similar powers by public police personnel […].179 
 
Besonders in den USA wurde der Situation bisher kaum Aufmerksamkeit vonseiten der 
Gesetzgeber geschenkt, deren Priorität, wenn überhaupt vorhanden, die Regelung von 
gewerblich, im öffentlichen Raum verrichteten, Sicherheitstätigkeiten darstellt.180 Wiewohl 
diesbezüglich langsam ein Umdenken einzutreten scheint, zumindest haben einmal 
Kalifornien und New York, „proprietary or in- house security guards“181 
Registrationsstatuten unterworfen.182 Insbesondere im Zusammenhang mit „hybrid - spaces“, 
Privatbesitz mit Zugang für die allgemeine Öffentlichkeit (z.B.: Shopping Center), scheint es 
ratsam die Vollmachten der nichtöffentlichen Sicherheitsakteure zu klären, um eventuelle 
                                                
179 Stenning (2000), S. 331f. 
180 vgl. Kakalik (1972), S. 40 
181 vgl. ASIS International (2004), S. 10: Bezeichnungen für jene Sicherheitsabteilungen, die sich von großen 
Unternehmen oder nichtstaatlichen Organisationen zum eigenen Schutz eingerichtet wurden; vgl. Stenning 
(2000), S. 339 
182 vgl. National Association of Security Companies (NASCO) (2007), S. 2 
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Verletzungen von Individualrechten bzw. im schlimmsten Fall, physischer Natur 
vorzubeugen.183 
 
Was auch im Interesse der Privaten liegen sollte, denn während Polizisten bei etwaigen 
Rechtsüberschreitungen schon Mutwilligkeit nachgewiesen werden muss, um sie 
verantwortlich halten zu können,184 und selbst dann sind viele Gerichte oft Unwillens einen 
Staatsvertreter zu verurteilen, besitzen Angestellte von Sicherheitsunternehmen diesen Luxus 
nicht.185  
 
6.2 Regulierung der privaten Sicherheitsindustrie durch die Staaten und 
subsidiäre administrative Einheiten 
 
Auch auf die Gefahr der Wiederholung hin, lässt sich die Summe der staatlichen 
Reglementierungen für die gewerbliche Sicherheitsproduktion in den USA, am Besten mit 
dem Mangel an Uniformität und umfassenden Standards charakterisieren. Dadurch eröffnet 
sich einem bei der Untersuchung der unterschiedlichen Staaten ein breites Spektrum, an 
formalrechtlichen Konstruktionen sowie an inhaltlichen Qualitäten. Selbst die für die 
administrativen Abläufe zuständigen offiziellen Stellen, können keinem einzelnen 
Verwaltungsbereich zugeordnet werden, dieser kann von Staat zu Staat variieren. Oft fällt es 
unter die Verantwortlichkeit der Departments für öffentliche Sicherheit oder der Polizei 
selbst, die notwendigen technischen Arbeitsgänge auszuführen. Aber eine ebenso beliebte 
Praxis scheint die Einrichtung eigens dafür angelegter „boards“ zu sein, um die gesetzlichen 
Vorgaben umsetzen zu können.186 
 
Der kleinste gemeinsame Nenner in der Regulierung stellt sich in der Einziehung von 
Einstiegshürden dar. Alle Staaten, die in irgendeiner Art und Weise gesetzliche Parameter 
aufgestellt haben, tun dies zumindest mit dem Rückgriff auf das altbewährte Mittel der 
Lizenzierung.  
 
„[…] common-law jurisdictions have relied for a very long time on the legal 
technology of the license to manage the perpetual dilemma of liberal 
governance… the license allows governments to ensure that certain spaces, 
                                                
183 vgl. Pastor, S. 4ff. 
184 vgl. Simmons, S. 928 
185 vgl. Stenning, S. 335 
186 vgl. Purpura, S. 32; vgl. Button/ George, S. 576; vgl. Kakalik, S. 39 
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activities and people are under constant surveillance and are subject to 
immediate disciplinary measures but without state officials … being 
involved“.187 
 
Um legal, gewerbliche Sicherheitsdienstleistungen erbringen zu können, bedarf es also des 
Erwerbs einer Erlaubnis durch die entsprechenden Behörden respektive anderer staatlicher 
Stellen, bevor die eigentliche Tätigkeit überhaupt aufgenommen werden darf. Die 
Bedingungen des Gewerbsaufnahme sind wiederum der Auslegung der jeweiligen „state 
legsiators“ unterworfen. Nicht selten sind die Anforderungen kaum erwähnenswert, vor 
allem, wenn das Lizenzierungsverfahren, mehr zum Zwecke der Budgetaufstockung 
eingerichtete wurde, als tatsächlich auf die Funktions- und Verhaltenskonditionierung des 
Sicherheitsgewerbe wert zulegen.188 Wobei im Allgemeinen bei diesbezüglichen Gesetzen, als 
Minimum charakterliche und andere operationale Qualitäten festgeschrieben sind und 
weiterführend zumeist ein für notwendig befundenes Maß an branchenspezifischen 
Trainingseinheiten. 
 
Prinzipiell sollte eine Distinktion zwischen der Lizenzierung von Unternehmen und deren 
Angestellten gemacht werden,189 welche in den USA nur von einer geringen Anzahl der 
Staaten vorgenommen wird. Wenngleich die Erfassung von privatem Sicherheitspersonal 
auch über retroaktiv wirkende, also erst nach der Lizenzvergabe ansetzende, 
Registrationsbestimmungen erfolgen kann. In beiden Fällen inkludiert dies zumeist 
individuelle Hintergrundüberprüfungen bei staatlichen oder gar föderalen 
Sicherheitsbehörden, vor allem hinsichtlich möglicher Vorstrafen, die mit Abstufungen als 
Ausschließungsgrundlage dienen. Demselben Verfahren müssen sich üblicherweise auch die 
Lizenzinhaber der Sicherheitsunternehmen stellen.190 
 
Die Existenz von Lizenzierungs- und Registrationsvorgaben für Firmen und deren Mitarbeiter 
sind gleichlaufend mit ihrer eigentlichen Prädestination, auch Indikatoren für jene Staaten, 
deren Regulationsregime am weitestgehenden beschaffen sind. Aber solche sind spärlich 
gesät und in vielen Facetten trotzdem unzureichend. 
                                                
187 Lippert (2008b), S. 206 
188 vgl. ebd., S. 206; vgl. Kakalik (1971), S. 38f. 
189 vgl. Button (2006), S. 569 u. 576 
190 vgl. Kakalik(1971), S. 38ff. 
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6.2.1 Die Beschaffenheit von gesetzlichen Bestimmungen in den 70er Jahren 
 
Beim Durchforsten der Literatur zu der Beschaffenheit des Regulationssytems bezüglich des 
Sicherheitsgewerbes in den USA, lassen die meisten Autoren keinen Zweifel daran, dass 
dieses insgesamt nur Minimalanforderungen genügt. Von der Richtigkeit dieser Aussage ist 
auch diese Arbeit überzeugt, keiner der 50 Bundesstaaten erreicht ein rechtliches Niveau, um 
das Phänomen der privaten Sicherheitserbringung gänzlich einzufassen. Nichtsdestotrotz 
muss für die letzten 40 Jahre eine Tendenz der intensiveren Auseinandersetzung mit der 
Materie und darauf gründend, ein Zuwachs an staatlichen Reglementierungen konstatiert 
werden.  
 
Eine der ersten Studien zu der Thematik war der 1971 veröffentlichte „Rand Report: Private 
Police in the United States“ und kann zweifelsohne als die grundlegende Untersuchung seiner 
Art bezeichnet werden. Sie stellte seiner Zeit fest, dass 12 Staaten keinerlei Statuten im 
Zusammenhang mit der privaten Sicherheitsindustrie aufwiesen, wobei deren Gemeinsamkeit 
sich darin offenbarte, dass sie alle weder stark industrialisiert, noch bevölkert waren. Die 
Inaktivität dieses Dutzends sei aber nicht zu verwechseln mit einem gänzlichen Fehlen 
administrativer Aufsicht, vielmehr verschiebe sich diese auf lokale/ regionale Ebene. Wo sich, 
die von den unterschiedlichen „counties“ und Städten ausgegebenen Regeln zur privaten 
Herstellung von Sicherheit, zu einer mosaikartigen Struktur arrangieren.191 
 
In den 38 übrigen Staaten waren zwar zum Zeitpunkt der Untersuchung Gesetze in Kraft, 
jedoch zeichneten sich diese in ihrer inhaltlichen Beschaffenheit, durch große Unterschiede 
aus. 
 
„Regulation […] ranges from virtually automatic licensing of private 
investigative agencies only to some very comprehensive regulatory 
programmes embracing most types of security agencies and involving high 
licensing standards plus mandatory state screening and registration of 
employees“.192  
 
Doch selbst jene Staaten, denen die straffsten Bestimmungen beglaubigt wurden, konnten in 
einigen Belangen nicht überzeugen, zumindest wurde keinem ein einwandfreies Zeugnis 
ausgestellt. Im Gegenteil, dass Urteil fiel scharf aus, denn an Reichweite und Qualität seien 
                                                
191 vgl. Kakalik (1971), S. 38f. u. 43 
192 ebd., S. 39 
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alle gesetzlichen Vorgaben nicht adäquat gewesen. Speziell gewisse, nicht plausible 
Inkonsistenzen scheinen die Autoren des Rand Report irritiert zu haben, vor allem im 
Zusammenhang mit, welche Aktivitäten der gewerblichen Sicherheitsbereitstellung einer 
Regulierung unterzogen wurden und welche nicht. Die Rede ist hier nicht von den 
„„proprietary or in- house security services“, welche, wie erwähnt, bis ins neue Millennium 
nicht in staatlich - rechtlichen Augenschein genommen wurden, sondern der nicht 
nachvollziehbaren Differenzierung innerhalb der selben Dienstleistungen. So wurden viele 
Kategorien von „private investigators and guards“ ausdrücklich von 
Lizenzierungsbestimmungen ausgenommen, obwohl sie dieselben Tätigkeiten verrichteten, 
wie Manche den Gesetzen unterworfene. Insofern sei ersichtlich, dass sich die 
Regulierungsbestrebungen nicht so sehr an Tätigkeiten oder an dem Ausmaßes des exponiert 
Seins in der Öffentlichkeit ausrichte, sondern an dem Umstand des Kontraktverkaufs von 
Sicherheitsleistungen, welcher nach den damals vorhandenen Daten am hochfrequentesten 
reglementiert wurden. 
 
Nichtsdestotrotz gab es auch ein augenscheinliches Gefälle zwischen der Häufigkeit der 
Unterwerfung von „private investigative forces“ unter staatliche Aufsicht und „private guard 
and patrol agencies“. Erstere sind von fast allen intervenierenden Staaten in die Pflicht 
genommen worden, derer 36, aber nur 26 betrachteten dies bei der zweiten Gruppe an 
Gewerbetreibenden als Notwendigkeit.193  
 
Für die lokale/ regionale Gesetzgebung wird im Rand Report ähnlich Grundsätzliches 
festgehalten, wie für die staatliche: Von Einheitlichkeit und umfassender Qualität, keine Spur, 
nur, dass sich in Anbetracht des inflationären Anstiegs, der in die legislativen Prozesse 
involvierten Akteure, die Situation noch unübersichtlicher gestaltet. Eine Besonderheit, die 
sich auf kommunaler Ebene herauskristallisierte, ist die Praxis der Einsetzung von „special 
police“. Was das Phänomen der Ausstattung von nicht - öffentlichen Bediensteten mit 
polizeianalogen Befugnissen bezeichnet. Wiewohl im Gegenzug aber auch strengere, 
stringentere Regulierungen und Kontrollmaßnahmen installiert wurden, um der zusätzlichen 
Kompetenzen Herr zu bleiben.194 
                                                
193 vgl. Kakalik (1971), S. 39ff. 
194 vgl. ebd., S. 43ff. 
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6.2.2 Jüngere Entwicklung und gegenwärtiger Status des Regulationsregimes 
 
Von den Ergebnissen des Rand Reports ausgehend, kann man nicht behaupten, dass in den 
darauffolgenden Jahrzehnten der große Sprung gelungen sei. Wiewohl eine solche 
Beurteilung, den Standpunkt des Beobachters verrät, ein Mehr an Regulation sei richtig und 
notwendig. Eine Einstellung, die speziell in den USA nicht unbedingt und speziell in 
politischen Kreisen nicht, vorherrschenden Charakter besitzt. Gerade die Vielzahl an 
Philosophien und Auffassungen betreffs der gewerblichen Bereitstellung von Sicherheit, vor 
allem auch unter den „legislators“, prägt die jeweiligen staatlichen Eingriffe und das System 
als gesamtes.195  
Insofern scheinen jene Staaten, die in den 70er Jahren für amerikanische Verhältnisse bereits, 
die strengsten Gesetze aufwiesen, nochmals am stärksten, hinsichtlich qualitativer Standards, 
nachjustiert zuhaben. Während viele der Nachzügler, noch immer mit einer stringenten 
Grunderschließung ringen. Nichtsdestotrotz muss auch diesen, eine Entwicklung zu strafferen 
rechtlichen Vorgaben für die Sicherheitsindustrie innerhalb ihrer Jurisdiktion beschieden 
werden.196 
 
Die offensichtlichsten Veränderungen sind dort eingetreten, wo Staaten seit den 
Feststellungen des Rand Reports, zum ersten Mal legal verbindliche Bestimmungen 
aufgestellt haben, derer es nach letztem Stand 5 mehr gibt, also 43. Jedoch könne man in 
Anbetracht der späten Verrechtlichung von nicht allzu hohen Anforderungen an die privaten 
Protagonisten der Sicherheitsherstellung ausgehen. Prinzipiell gibt es gravierende 
Diskrepanzen in der Beschaffenheit der gesetzlichen Rahmenbedingungen. Die Rede ist hier 
von einer völlig diversen rechtlichen Handhabung der Materie, die von Staate zu Staat 
auftreten kann (von kommunalen Anordnungen ganz zu schweigen). Angefangen von 
Lizenzantragsdauer, -gebühr, über die funktionellen, verhaltenstechnischen und 
charakterlichen Ansprüche, bis hin zu den Kontrollmaßnahmen zur Sicherstellung der 
gesetzeskonformen Verrichtung des Sicherheitsgewerbes.197  
 
Bei der Betrachtung im Detail scheint es ratsam am Anfang anzufangen, bei den üblichen 
Ausschließungs- und Anstellungskriterien für aspirierende Sicherheitsunternehmer und -
bedienstete.  
                                                
195 vgl. Nemeth (2005), S. 24 
196 vgl. Kakalik (1971), S. 39ff; vgl. Hemmens (2001), S. 18ff., vgl. Collins (2005), S. 8ff. 
197 vgl. Hemmens (2001), S. 18ff. 
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„A number of states exclude all felons. Amongst those states with some type of 
felony exclusion, the number of statuts that disqualified all felons increased. In 
1982, all 14 states with some type of with disqualification language excluded 
all felons. By 1998, 23 states excluded all felons. Five states, however, 
disqualify only if the offense occured „recently“. Four states only prohibit 
security employers from „knowingly“ hiring a felon. Interesting 12 states do 
not disqualify felons automatically“.198  
 
Weitere vorhandene Ausschließungskriterien sind psychische Krankheiten, geistige 
Behinderungen bzw. Einweisung in eine psychiatrische Anstalt, jedoch an bei weitem 
weniger prominenter Stelle gereiht, was die Anzahl der Staaten betrifft, welche solche 
Einstiegshürde für unerlässlich erachten, nämlich ganze 9. Auch das in den USA verbreitete 
Konzept des „moral turpitude“ kann als Grundlage der Verweigerung einer Lizenz oder 
Arbeitserlaubnis in der Sicherheitsindustrie herangezogen werden. Interessant dabei, die 
Abnahme dessen Bedeutung. Während in den 80er Jahren noch beinahe soviele Staaten 
dahingehende Regelungen besaßen wie Exklusionsbestimmung für Straftäter, sind sie im 
Dekadenverlauf weit zurückgefallen. Mit nur 2 Staaten zusätzlich, in deren 
Regulationsstatuten moralische Verfehlungen als Abschlagsgrund festgeschrieben sind, hat 
sich ihr Umfang auf 13 erhöht. Ferner nehmen sich Drogen-, Alkoholmissbrauch, 
unehrenhafte Entlassung aus dem Militär, Unehrlichkeit und diverse andere Unerwünschtheit, 
als Faktoren in der Disqualifikation für das Sicherheitsgewerbe aus. Obgleich deren Auftreten 
keiner Konstanz unterliegt und selektiv sowie segregiert in den jeweiligen Staaten, wohl 
aufgrund spezifischer politischer Verhältnisse, angewandt werden. Überschneidungen sind 
vorhanden, aber ein umfassender Einbezug ist innerhalb keiner Jurisdiktion erkennbar.199 
 
Offenkundig unterliegen die Ausschlussmotive in gesamtheitlicher Perspektive weitläufigen 
Variationen. Desgleichen möge man auch für die breite Palette an Anforderungen für den 
Eintritt ins Berufsfeld der privaten Sicherheitsproduktion ins Feld führen. Ende des 
vorherigen Jahrhunderts besaßen zumindest 42 Staaten, in einer wie auch immer gearteten 
Form, verpflichtend zu erreichende Anstellungsstandards. Wiewohl diese von demjenigen 
Charakteristikum gekennzeichnet sind, wie alle anderen Regulationen der Sicherheitsindustrie 
auch, nämlich von hohen Güteunterschieden und ausgewählter Anwendung. Nicht einmal im 
Bezug auf das Mindestantrittsalter, kann als von einem durchgehenden Motiv in der 
Gesetzgebung gesprochen werden. Nur 22 Saaten halten Volljährigkeit dezidiert in ihren 
Statuten fest bzw. anderweitige Altersbeschränkungen. Auch hinsichtlich der 
                                                
198 Hemmens (2001), S. 19 
199 vgl. ebd., S. 19ff. 
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Staatzugehörigkeit nehmen sich die Bestimmungen nicht allzu zahlreich aus, lediglich 17 
Staaten sehen die amerikanische Staatsbürgerschaft oder zumindest eine legale 
Aufenthaltsbewilligung als Verpflichtung an. Allerdings stehen die Abnahme von 
Fingerabdrücken und die Praxis des Background Checks relativ hoch im Kurs. 21 Staaten 
verlangen Identifikationsprozedere über Fingerabdrücke und/ oder Photo.200 Bei der 
Überprüfung individueller Lebenshintergründe ist sogar eine große Mehrheitsübereinkunft 
auszumachen.  
 
„The data indicates that the majority of states, 65%, are requiring some level 
of background checks for prospective security officers [in number 33]. This is 
encouraging because all but 18 states are in fact conducting some type of 
criminal history/ background screening on security officers beeing considerd 
for employment. Those states not requiring a background check also tended not 
to require any specific amount of education with only 3 states, California, 
Hawaii, and Michigan, setting forth a minimum of prior education for 
employment as a private security officer in their state“.201 
 
Hinsichtlich branchenspezifischer Ausbildung sind zwar öfter Anordnungen in positives 
Recht gegossen, dennoch erstaunt auch hierbei die niedrige Anzahl partizipierender Staaten, 
sowie die oftmals geringe Reichweite der Vorschriften. 29 Staaten enthalten sich gänzlich der 
Mitsprache beim Training von privaten Sicherheitsdienstleistern, zumindest unbewaffnet 
erbrachter Services.202 Denn sollten in der Durchführung von gewerblichen Tätigkeiten auch 
Schusswaffen mit im Spiel sein und die prinzipielle Anwendung dieser nicht ausgeschlossen, 
ergeben sich 5 weitere Staaten, derer 26, in die Verantwortlichkeit der rechtlichen 
Einmahnung eines Minimums an Schulungsstunden. Sowie es in Staaten mit einer 
Differenzierung zwischen un- und bewaffneten Akteuren, zweitere zumeist ein höheres 
Pensum an Lehreinheiten über sich ergehen lassen müssen. Wiederum kennzeichnet eine hohe 
Bandbreite die staatlichen Regulationen, Dauer und Inhalte des verpflichtenden Trainings 
unterliegen beträchtlichen Variationen.  
Insgesamt ist eine Zeitspanne von 4 bis 40 Stunden Grundausbildung ersichtlich und ein 
Maximum an additionaler Schulung an der Waffe von 47 Stunden in New York, mit starkem 
Gefälle zu anderen Staaten, das bei 4 Stunden zusätzlichem Schusstraining seinen Endpunkt 
erreicht. Obgleich die Möglichkeit von präexistenten Gesetzen zum Zwecke der 
Reglementierung des zivilen Besitzes und Gebrauchs von Feuerwaffen, nicht ausgeschlossen 
werden kann und insofern schon eine Form der staatlichen Kontrolle stattfindet.  
                                                
200 vgl. Hemmens (2001), S. 22f. 
201 vgl. Collins (2005), S. 10 
202 vgl. ebd., S. 10ff.  
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Die Zusammensetzung der Ausbildung ergibt sich aus diversen, wechselnden 
Programmpunkten, wie legalen Befugnissen und Limitationen des „private security officers“, 
Techniken der Observation, Kenntnisse von Feuerbestimmungen oder die Fundamente des 
Streifengangs etc. Wissen und Erfahrung, die in Klassenräumen als auch in der Praxis 
vermittelt und in etwaigen schriftlichen Test abgefragt werden können. Nicht zu vergessen 
eventuelle Schießübungen im Rahmen der Schulung für bewaffneter Dienstleistungen.203  
 
Im Konnex mit der Ausbildung zu einem gewerblichen Sicherheitsbereitsteller erscheint die 
Frage nach der Implementation der gesetzlichen Veranschlagungen in der Realität der 
Sicherheitsindustrie maßgeblich, denn die besten Anordnungen wären sinnlos, wenn sie nur 
auf dem Papier bestünden. „[…] the data indicate that 59% […]oft he states that did require 
training […] also provided some sort of regular review of existing security officer training 
and 95% of those states […] went so far as to review the actual content of the training 
programs“.204 
 
Staatliche Maßnahmen zur Sicherstellung des Gehorsams der Adressaten und der 
Übereinstimmung mit den geforderten Ausführungen, sind selbstredend in allen Bereichen 
des Regulationsregimes von essentieller Bedeutung. Vertrauen ist gut, aber Kontrolle ist 
besser, um für den erwünschten Effekt der Gesetze garantieren zu können. Der dafür 
notwendige rechtliche Nachdruck dürfte insofern nur über gewisse Formen der behördlichen 
Überprüfung und Überwachung herzustellen sein. Diesbezügliche administrative Aufgaben 
sind wiederrum an eine ausreichende Ressourcenbasis gebunden, welche in einigen 
amerikanischen Staaten aber nicht unbedingt üppiger Natur ist. Schon der Rand Report in den 
70er Jahren wies auf die teilweise eklatante Unterfinanzierungen und -besetzungen hin, mit 
dem drastischsten Beispiel, dass diejenige, für sämtliche Regulationen im Staate, betreffs des 
Sicherheitsgewerbes, zuständige offizielle Stelle, mit nur einem Mitarbeiter besetzt war. 
Ähnliches hielt das „National Advisory Committee on Criminal Justice Standards and Goals“ 
1976 für Kalifornien fest. Im größten Staat der USA waren ganze 10 Personen mit 
entsprechenden verwaltungstechnischen Akten und Kontrolltätigkeiten zum Zwecke der 
Wahrung des legislativ intendierten „outcome“ beschäftigt.205  
 
„As some oft he states have not changed their legislation since this period and 
the budgetary climate for public organizations has deteriorated over the last 
                                                
203 vgl. Hemmens (2001), S. 22ff. 
204 Collins (2005), S. 14 
205 vgl. Button (2006), S. 569f. 
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30 years, there seems little evidence to suggest that regulatory bodies have 
become more efficient with larger budgets and more staff“.206  
 
Inwiefern der Mangel an staatlicher Kontrolle, die Durchsetzungskraft der Gesetze in den 
USA beeinflusst, war bisher kaum Gegenstand intensiver wissenschaftlicher 
Auseinandersetzungen, trotz ihrer wohl nicht zu bestreitenden Notwendigkeit. Definitive 
Aussagen können demgemäß nicht gemacht werden oder würden eine solche Bezeichnung 
nicht verdienen, weil im Reich der Spekulationen anzusiedeln. Nichtsdestotrotz dürfte die 
Einschätzung einer verminderten Folgsamkeit seitens der privaten Sicherheitsindustrie, nicht 
daneben liegen, speziell wenn man sich die Häufung an nachweislichen Verfehlungen ansieht.  
 
Direktspezifische Statistiken fehlen zwar, jedoch wird über Umwege eine Systematik in den 
Missständen des Sicherheitsgewerbes offensichtlich. Aus Gerichtsakten betreffs 
entsprechenden Verhandlungen, Anzeigen und Beschwerdeprotokollen der Polizei, 
Versicherungsansprüchen sowie der Berichterstattung in den Medien, lässt sich ein 
konsistentes Bild des Fehlverhaltens zeichnen. Dieses erstreckt sich von Freiheitsberaubung 
und anderer Spielarten des rechtswidrigen Festhaltens, über unangemessene bzw. illegale 
Durchsuchungen, Behinderung der Justiz, bis hin zu unsachgemäßem Waffengebrauch. 
Schlimmsten Falles ist die Anwendung von Gewalt ersichtlich, auch exzessiver und tödlicher 
Art. Beispiele in den denen, bei geringstem Anlass, letale Gewalt zum Einsatz gelangten, sind 
leider nicht von der Hand zuweisen.  
 
Wiewohl man sich nicht einmal auf mut- und böswilliges Verhalten versteifen muss,207 auch 
im Zusammenhang mit fahrlässigen Handlungsweisen, sind Verletzungen an Leib und Leben, 
Teil der Realität der privaten Sicherheitsindustrie, überdies in einem ansteigenden Ausmaß, 
das in wahrscheinlicher Korrelation zum Wachstum der Branche selbst steht. Der Staat 
Michigan ist ein erschreckendes Exempel dafür, wo innerhalb eines Jahres 3 Menschen zu 
Tode kamen, welche einer unfachgerechten Unterbringung von „verhafteten Personen“ in 
dafür nicht geeigneten Räumlichkeiten durch „proprietary security officers“ geschuldet 
waren.208 
 
Man vermag aber nicht nur bei den ausführenden Sicherheitsangestellten, bei den 
„Fußsoldaten“ so zusagen, ein Sammelsurium an Auswüchsen aufzudecken, ebenso sind  
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207 vgl. Nemeth (2005), S. 21f.  
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Bemängelungen an der Geschäftsgebarung von Unternehmen und der strategischen Anleitung 
durch das Management, angebracht. Täuschende Werbung und Verkaufstechniken, fingierte 
Bietungsverfahren, interner Betrug und kriminelle Korruption, Ausgabe von mangelhafter 
bzw. ungeeigneter Ausrüstung, als auch Ausbildungsstandards. Das sind nur einige der 
Vorwürfe, die in den USA gegen Sicherheitsunternehmen vorgebracht werden und insofern 
die Vermutung nahelegen, dass sie keinen positiven Effekt auf die Belegschaft haben. 
Speziell Vernachlässigungen bei Trainings- und Schulungsmaßnahmen, sowie Background 
Checks stellen sich unweigerlich als Katalysatoren für jenes gravierende Fehlverhalten von 
Angestellten dar, welches zuvor beschrieben wurde.  
 
Wenn nun der Wille, vor allem in politischer Hinsicht, vorhanden ist, dahingehend Abhilfe zu 
schaffen, die Missstände zu beseitigen bzw. zumindest zu Reduzieren, scheinen des Staates 
prinzipiellen Fähigkeiten, dazu ausreichender Natur zu sein. „It is indisputable that there is a 
linkage between the behavior, good or bad, and the level of regulatory requirements and 
oversight in the security industry”.209 Diese Erkenntnis dürfte sich auch in der Politik 
durchsetzen, nicht nur im Rahmen staatlicher Gesetzgebung, welche langsam aber stetig die 
Interventionsparameter erweitert, speziell auf lokaler/ regionaler Ebene ist eine neugefundene 
Sensibilität für die Notwendigkeit der legalen Erfassung des Sicherheitsgewerbes ersichtlich. 
Kein Wunder, sind doch die kommunalen Administrationseinheiten an vorderster Stelle dem 
Volkszorn exponiert, wenn etwaige Exzesse der Privaten auffliegen. Oft in klassischer 
Anlassgesetzgebungsmanier werden im Zuge negativer Medienberichterstattungen und 
einsetzender Aufwallungen in der Zivilgesellschaft, strengere Bestimmungen erlassen.210  
 
Insofern möge selbst bei vollkommener staatlicher Vernachlässigung der Regulierung der 
Sicherheitsindustrie, eine weitreichende Anleitung und Kontrolle durch die „cities“ und 
„counties“ erfolgen, wie es zum Beispiel die Stadt San Franzisco für sich erwogen hat. An 
deren entsprechenden Statuten speziell die Präzision auffällt, mit der die verschiedenen Typen 
an privatem Sicherheitspersonal definiert und darauf zugeschnittene Einsatzbedingungen 
erstellt wurden. Auch der, nicht selten in den USA vernachlässigten Differenzierung in der 
Lizenzierung und Registrierung zwischen Unternehmen und Angestellten, wird Rechnung 
getragen, entlang der zuvor, über ihre Aufgaben und Funktionen bestimmten Typen. Immer 
unter der Voraussetzung die dafür zuständigen „chief of police“ und „police commission“ 
entscheiden aufgrund beflecktem Leumund, charakterlicher Ungeeignetheit und anderer 
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festgehaltener Ausschließungskriterien nicht dagegen, können in den Unternehmer- bzw. 
Berufsstand privater Sicherheitsdienstleister eintreten. San Franziscos offizielle Stellen 
müssen darüberhinaus über die Terminierung eines Arbeitsverhältnisses unterrichtet werden, 
verlangen Versicherungsabdeckung und Registrationsgebühren, sowie stellen klare 
Richtlinien auf, um Verwechslungen mit Sicherheitsbehörden zu verhindern. Und einiges 
mehr, von dem die Reglementierung des Handfeuerwaffengebrauchs als wesentlichster Punkt 
noch zu erwähnen wäre.211  
 
Die Anordnungen der Stadt San Franzisco sollten exemplarisch verdeutlichen, wie umfassend 
sich substaatliche Steuerungseinheiten in die Regulation des Sicherheitsgewerbes einschalten 
können. Selbst wenn in den meisten Fällen kein derart tiefgreifendes Regime etabliert wird, 
kann man sich die Unmengen an Bestimmungen und Vorschriften auf lokaler/ regionaler 
Ebene vorstellen, welche die USA mosaikartig überziehen und keinen Ansprüchen auf 
Homogenität genügen müssen. Insofern sind vor allem national agierende Unternehmen in 
einem Dschungel aus Paragraphen und Auflagen gefangen, deren allein zu entrichtende 
Gebühren, Unsummen verschlingen müssen.212  
 
Der bürokratische Hürdenweg ist ein wesentlicher, aber nur einer unter vielen Gründen, 
warum sich das Meinungsklima unter den Sicherheitsunternehmern, gegenüber früheren 
Zeiten, zugunsten eines Mehr an Regulation, speziell staatlich - einheitlicher Standards, 
gewandelt hat. Die professionellen Ansprüche der Sicherheitsindustrie als Geschäft an sich, 
dürfte es immer mehr als Notwendigkeit erscheinen lassen, homogene Kriterien und 
Richtlinien aufzustellen, was in der nämlichen diversifizierten Wirtschaftsbranche nur von 
einer Zentralinstanz bewerkstelligt werden kann. Zuvorderst steht das Interesse an der 
Anhebung des Kompetenzniveaus der „security officers“, welche als alltägliche Präsenz in der 
Öffentlichkeit, die eigentlichen Aushängeschilder des Sicherheitsgewerbes darstellen. Um 
deren potentiell skandalträchtiges Verhalten auf ein Minimum zu reduzieren, ist die 
Schärfung ihres Befähigungsprofils als auch die Bereitstellung adäquater Arbeitsbedingungen 
erforderlich. Ein weiterer Ansatzpunkt stellt die Gebarung der Unternehmen selbst dar, 
dahingehend sich fairem Wettbewerbsregeln zu unterwerfen, den Schutz des Klienten als 
Geschäftspartner zu erhöhen, sowie ein Mindestmaß an Glaubwürdigkeit zu garantieren. 
Wobei all dies im Endeffekt demjenigen Zecke dient, den Status der privaten 
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Sicherheitsindustrie zu erhöhen respektive für diese einen Zugewinn an Legitimität zu 
erreichen.213  
 
Denn ohne diese wird es vor dem Hintergrund sukzessiver Ausweitung der Aufgaben der 
privaten Sicherheitsdienstleister nicht gehen. Selbst in Zeiten der Erosion des Rechts als 
singulärer Legitimationsgrundlage, wie von Max Weber postuliert, und der dafür gestiegenen 
Signifikanz von Verteilungsfähigkeiten und Funktionsausführung (wurde in den 
Theoriekapiteln näher ausgeführt), scheint die Ausstrahlung von Legalität, zumindest für die 
Sicherheitserbringung, immer noch unentbehrlich. Recht zwar nicht mehr als alleinige Quelle 
von Legitimität, aber ungebrochen als deren Kern. In den USA können zum Beleg, Fälle 
herangezogen werden, wo praktisch die gesamte Polizeifunktion kleiner Städte, hauptsächlich 
aus Kostengründen, an private Anbieter ausgelagert wurde. Wobei diese Experimente alle 
langfristig, vor allem an den rechtlichen Interpretationen und verfassungsrechtlichen 
Verantwortlichkeiten gescheitert sind, nebst heftigem Widerstand von 
Polizeigewerkschaften.214  
 
Industrievertreter betonen insofern auch, dass sie nicht Antreten um den Sicherheitsbehörden 
den Rang abzulaufen, sondern diese in ihrer Arbeit unterstützen zu wollen, im Schutz von 
Individuen, sowie der Nation. Wobei sich das Sicherheitsgewerbe als unerlässlich betrachtet, 
was höchstwahrscheinlich auch den Tatsachen entspricht. Die logische Folge für die Privaten, 
vor dem Hintergrund der massiven Expansion ihres Geschäfts, ist eine Konsolidierung des 
Erreichten, in Form von Normierung und Standardisierung. Im O - Ton von ASIS 
International:  
 
„The development of […] minimum criteria has become essential for enabling 
the private security industry to meet the need of providing effective security to 
its clients as well as meeting the demands associated with new homeland 
security initiatives. Effective security today requires workers who are familiar 
with all aspects of a facility’s security system for assessing and containing 
potential threats. Security officers are required to be well versed in emergency 
procedures and able to work with anorganization to ensure that emergency 
procedures can be implemented successfully. They are also required to be able 
to work closely and effectively with public safety personnel“.215 
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Zweifelsohne richtet sich das Sicherheitsgewerbe darauf ein zu bleiben, die Fundamente für 
zukünftige weiterführende Entwicklungen zu legen. Dahingehend versuchen speziell die 
großen, nationalen Organisationen durch gezieltes Lobbying ihnen genehme Gesetze zu 
erwirken. Einheitliche Kriterien und ein möglichst geringer bürokratischer Aufwand stehen 
dabei, ganz oben auf der Wunschliste. Nichtsdestotrotz geht die Verrechtlichung der 
Sicherheitsindustrie nur langsam voran, wenn auch voran.  
 
In Ermangelung von staatlichen Bestimmungen greifen Unternehmen auch auf 
Selbstregulation zurück, zur Ausgabe von „codes of conduct“ und „ethic guides“.  
 
„This can be done […] through industry associations, or at the level of the 
firm. Self-regulation has been criticised as being ineffective because it is 
voluntary. It is typically the largest firms that undertake self-regulation, and 
this is perceived as a means of driving out smaller firms and reducing 
competition. In industry selfregulation, an industry sets standards for itself, 
often through voluntary industry associations“.216 
 
Der Freiwilligkeit liegt der inhärente Knackpunkt der Selbstregulation, bei etwaig 
auftretenden Unbequemlichkeiten, liegt deren Befolgung alleinig am Gutdünken der 
Betroffen selbst, die allgemeine Effektivität, bei noch so guten Vorsätzen, darf in Frage 
gestellt werden.217 Im Prinzip handelt es sich bei dieser selbst auferlegten Reglementierung, 
um eine Art Simulierung von rechtlicher Legitimität, in Ermangelung staatlicher 
Akkreditierung. 
 
Zum Abschluss seien noch die föderal - legalen Implikationen erwähnt, welche zuvor in 
dieser Arbeit, vielleicht ein wenig vorschnell, als unbedeutend abgetan wurden. Zwar gibt es 
tatsächlich kaum rechtlich handfestes vorzuweisen, das den Weg durch den US - Kongress 
genommen hat und auch bestanden hätte, jedoch müssen schon im Vorhinein, Ausnahmen 
angeführt werden. Aufgrund internationaler Verträge sind bestimmte „sensible“ 
Einrichtungen nationsweiten, verschärften Regulationen unterworfen. Darunter fallen Hafen- 
und Nuklearanlagen sowie Flughäfen, deren Schutz strengeren Auflagen genügen muss und 
auf die vor allem seit dem 11. September ein besonderes Augenmerk gelegt wird.  
 
Die terroristische Gefahr sorgte in den letzten Jahren auch für eine allgemein erhöhte 
Frequenz der Behandlung des Themas, private Sicherheitsbereitstellung, in den 
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Bundeslegislativorganen. Trotzdem blieb die Gesetzesausbeute mehr als bescheiden, nur eine 
relevante Entscheidung passierte den Kongress und auch die nur als Anhängsel. „Der Private 
Security Officer Employment Authorization Act“, der es 2003 erfolgreich durch den Senat 
schaffte und eine bundesweite Abfrage von Vorstrafen von Sicherheitsunternehmern beim 
FBI möglich machen sollte, wurde schlussendlich dem „Intelligence Reform Act“ einverleibt. 
Dabei aber in seiner Reichweite zurückgeschraubt und anscheinend derart unklar gehalten, 
dass bis heute die Überprüfung von Fingerabdrücken potentieller privater 
Sicherheitsangestellter, in der Praxis nur unter Schwierigkeiten funktioniert218 und daher nur 
relativ selten von den Unternehmern in Anspruch genommen wird. 
 
6.3 Fazit 
 
Zuvorderst aus dem Kapitel mitzunehmen, ist der Status des Regulationsregimes für das 
Sicherheitsgewerbes in den USA, der nur als „work in progress“ bezeichnet werden kann. 
Unter der Voraussetzung eine intensivere Normierung ist erwünscht, was speziell auf der 
poltischen Rechten nicht immer der Fall ist, muss die legale Einfassung in vielen Bereichen 
als unzureichend erachtet werden. Erkenntlich vor allem auch im Vergleich mit den 
internationalen Vorreitern. Dennoch ist eine evolutionäre Stoßrichtung zu mehr Engagement 
staatlicher Institutionen in der Anleitung der Sicherheitsindustrie zu erkennen, wenngleich 
dies in den USA eine mehr als komplexe Angelegenheit darstellt. Zurückzuführen auf die 
Beteiligung aller drei legislativ - administrativen Ebenen des US - politischen Systems, selbst 
wenn rein rechtlich, den Staaten die alleinige Gesetzgebungskompetenz bezüglich der 
privaten Sicherheitsindustrie obliegt, mischen sowohl die „federal“ als auch die „county and 
city legislators“, mehr oder weniger stark mit. Vor allem Letztere haben teilweise sehr 
umfassende Bestimmungen installiert, die solange sie nicht mit staatlichen Statuten in 
direktem Widerspruch stehen, absolute Geltung in ihrer jeweiligen Jurisdiktion haben. Die 
Folge dessen ist ein heterogenes, unübersichtliches Gesamtsystem aus Regulationen, welches 
nicht unbedingt zum Vorteil gereicht, sowohl für die privaten Sicherheitsdienstleiser, sowie 
im Sinne des Allgemeinwohls und der Individualrechte.  
Erstere, speziell national agierende Unternehmen, müssen sich mit Myriaden an 
unterschiedlichen Gesetzen auseinandersetzten, was durchaus einer Form der 
Rechtsunsicherheit gleichkommt, nicht zu vergessen die anfallenden Unkosten für Gebühren, 
die an jedem Standort mit wechselnder Rechtszuständigkeit entrichtet werden müssen. 
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Außerdem erschließt sich dem Sicherheitsgewerbe zusehends, dass Fehlverhalten seinerseits, 
einer der größten Mühlsteine in der Entwicklung des Geschäfts darstellt, da gerade in der 
Sicherheitsbreitstellung, die Toleranz der Öffentlichkeit als auch der Kunden für 
Entgleisungen enden wollend ist. Da zweifelsohne ein Kausalverhältnis zwischen dem 
Ausmaß staatlicher Regulation und der Häufung von ethischen bis kriminellen Fehltritten von 
privatem Sicherheitspersonal bzw. deren Arbeitgeber besteht, scheint sich eine Mehrheitsfront 
unter den Unternehmern formiert haben, welche die legale Normierung und Standardisierung 
durch den Staat begrüßt, ja sogar zu forcieren versucht.  
 
Ein Zugewinn an Regulation ist zweifelsohne auch im Interesse des Schutzes von 
Bürgerrechten, denn mit immer weiterem Vordringen von privaten Akteuren in 
Aufgabenbereiche der Sicherheitsbehörden, üben diese zum Teil Befugnisse aus, die ihnen 
professionell nur indirekt zustehen und sich in ihrem Ausmaß, durchaus mit jenen der 
staatlicher Institutionen vergleichen lassen, aber nicht der selben verfassungsrechtlichen 
Kontrolle unterliegen.  
 
The important point to stress is that while the legal powers of the private police 
are usually different in important respects from those of the public police, they 
are often no less extensive and no less important in getting the job of policing 
done effectively. In fact, the legal powers available to private police frequently 
provide them with authority for substantial intrusions on the privacy and 
liberty of individuals (such as random surveillance and searches) which we 
typically deny to the public police in democratic societies (although our 
reluctance in this regard in recent years admittedly seems to be 
diminishing).219  
 
Man könnte hierbei von einer gewissen Ironie sprechen. Über Jahrhunderte wurden der 
hoheitsrechtlichen Herrschaft des Staates, legal abgeschirmter Räume für eine weitgehend 
unbehelligte persönliche Entwicklung abgerungen, nun scheint es aber so, als würde diesen 
gerade von ziviler Seite, Bedrohung bedeuten. Dies gilt nur in vermindertem Maße für die 
Öffentlichkeit, aber hochgradig für Privatbesitz und wahrscheinlich am problematischsten für 
semi - öffentliche Räume. Zwar stehen den privaten Sicherheitsdienstleistern, in den meisten 
amerikanischen Staaten keine ausgiebigeren Befugnisse zur Verfügung, als normalen 
Bürgern, jedoch über ein Konglomerat von Jedermanns-, Haus- und Eigentumsrechten, 
erfolgt eine beachtliche Ermächtigung, welche Eingriffe ermöglicht, die selbst der Polizei, 
wegen grundrechtlicher Vorbehalte, nicht möglich sind.  
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Andererseits sind die Privaten in viel geringerem Umfang vor straf- wie zivilrechtlicher 
Verfolgung geschützt als die Sicherheitsbehörden. Speziell Zivilklagen scheinen ein 
geeignetes Mittel zu sein, sich als Opfer von gewerblichen Sicherheitstätigkeiten, Recht zu 
verschaffen. Selbst wenn ein Belangen nach strafrechtlichen Gesichtspunkten nicht möglich 
ist, sind in der US - Rechtskultur, Schadensersatzklagen in hohem Grade von Erfolg gekrönt, 
und so auch bezüglich der privaten Sicherheitsdienstleister.220 Insofern stellt sich eine 
indirekte Kontrollinstanz ein, da vermehrt rechtliche Auseinandersetzungen nicht nur ans 
Geld gehen, sondern damit auch dem eigenen Image ein Bärendienst erwiesen wird. In 
Anbetracht dessen, dass Ansehen und Glaubwürdigkeit immer stärker zu Funktionskonstanten 
des Sicherheitsgewerbes werden, können sich Unternehmen gravierende Fehltritte schlicht 
und einfach nicht mehr leisten. In Konsequenz, der sich zusehends durchsetzende Wunsch 
nach höheren, gleichgeltenden Standards in der Industrie, anscheinend in Korrelation mit der 
Erkenntnis, dass dies nur über adäquate staatliche Reglementierungen zu bewerkstelligen sein 
wird. Grundsätzlich spiegelt sich darin, die Angewiesenheit der privaten 
Sicherheitsdienstleister auf den Staat bzw. dessen Hoheitsrecht, um sich den Anstrich von 
Legitimität zu geben. 
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7 Wachstum und Stagnation innerhalb der US -
Sicherheitsindustrie 
 
Wie in fast allen Belangen der US - amerikanischen Sicherheitsindustrie ist es auch in den 
vorliegenden Aspekten ungemein schwierig verlässliche, bzw. aktuelle Daten aufzustöbern, 
um sich ihrer wissenschaftlich einwandfreien Verwendbarkeit, gewiss zu sein. Hauptsächlich, 
weil sich die Unternehmen nur ungern in ihre Karten sehen lassen und Bilanz sowie 
Personalstand Großteils unter Verschluss zu halten trachten.221 Obschon unabhängig davon, 
welche Quellen man als hilfreich oder unbrauchbar qualifiziert, sich der Eindruck der 
unaufhaltsamen Expansion zuvorderst aufdrängt. Unzweideutig belegen die Zahlen den 
Siegeszug der privaten Sicherheitsdienstleister, ein Mehr an Gewinnen, Marktpenetration, 
Angestellten, Kunden  und Aufgaben, alle indikativen Segmente über die wirtschaftliche 
Entwicklung der Branche, firmieren unter dem Zeichen des Erfolgs. Zumindest von einem 
unternehmerischen Standpunkt aus gesehen, denn der durchschnittliche Arbeitnehmer kann 
über kein verwandtes Schicksal jubilieren, er muss seit Jahren mit einem stagnierenden 
Gehalt sein Auslangen finden, sowie zumeist mit unzureichenden Zusatzleistungen, wenn 
überhaupt vorhanden, und langen Arbeitsstunden. 
 
7.1 Wachstum seit Jahrzehnten 
 
Durch die Kommodifizierung dereinst dem Staat vorbehaltener Sicherheitsaufgaben und die 
Erschließung neuer, technologischen, politischen und sozialen Veränderungen entrissene, 
Betätigungsbereiche, entstand eine Dynamik der rasanten Verbreitung von privaten 
Sicherheitsdienstleistungen und -unternehmen, welche von Bayley und Shearing „the rebirth 
of private security“ genannt wurde. Wobei sie den Start des kometenhaften Aufstiegs mit den 
60er Jahren des 20. Jahrhunderts veranschlagten. Das mag für andere westliche Demokratien 
gegolten haben, aber in den USA waren die privaten Akteure trotz überhand der staatlichen 
Institutionen, nie völlig außen vor.  
 
„The Rand report, which provides the best historical picture of private security 
in the United States, found that in 1950 there were approximately half as many 
security guards as police staff. This is approximately a decade and a half, 
before the “rebirth” of private security is alleged to have taken place. […]. 
What is clearly true is that the private security industry has become more 
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important since the 50s, both in absolute terms and relative to public 
policing.222 
 
Mit der Initialexpansion einher, begann auch die Verschiebung von den „in-house security 
guards“ zum kontraktuell angestellten Sicherheitspersonal, bereitgestellt von spezialisierten 
Unternehmen. Um nicht zu sagen Erstere wären verschwunden, aber aufgrund der rasant 
steigenden Nachfrage in der Gesellschaft nach privaten Sicherheitsdienstleistungen, sind ihre 
kostengünstigeren sowie flexibleren „Vertragspendants“ zur ersten Wahl aufgestiegen.223 
Dies schlug sich auch in den nackten Zahlen nieder, die sich in den, vom National Institut of 
Justice beauftragen, Hallcrest Report I und II vorfanden. In deren Zuge, zeitlich einzuordnen 
zwischen 1985 und 1990, ein Anstieg auf 1.5 Millionen privater Sicherheitsbedienstete 
konstatiert wurde, wovon sich 1 Million auf die Kontraktbediensteten verteilten und der Rest 
auf das von Unternehmen, hauseigene gehaltene Personal.224 
 
Jedoch dürften die Zahlen der Hallcrest Untersuchungen zu hoch gegriffen gewesen sein, 
speziell auch der bis ins Jahr 2000 gegebene Ausblick, der mit veranschlagen 1.9 Millionen 
Arbeitnehmer im Sicherheitsgewerbe, einen Wert festlegte, welcher selbst heute nicht erreicht 
sein dürfte.  
 
„The 2008 - 2009 Occupational Outlook Handbook by the U.S. Department of 
Labour, Bureau of Labour Statistics contains information on several 
occupational categories related to the private security industry: security guards 
and gaming surveillance officers; private detectives and investigators; and 
security and fire alarm installers. […]. Security guards and gaming 
surveillance officers held more than 1 million jobs in the latest reporting year. 
[…]. Employment of security guards and gaming surveillance officers is 
expected to grow faster than the average for all occupations through 2016 as 
concerns about crime, vandalism, and terrorism continue to increase”.225 
 
Zu den Wachkörpern gesellen sich zusätzlich 52 000 Privatdetektive und anderweitige private 
Ermittler, 57 000 Installateure von Alarmanlagen, sowie 319 000 Versicherungsdetektive, 
Sicherheitsgutachter und „examiners and adjusters“. Zusammengenommen ergeben diese 
Zahlen, einen niedrigeren Wert, als zumeist in einschlägiger Literatur angeführt wird, in der 
1.8 bzw. 1, 5 - 2 Millionen Arbeitnehmer als Ausmaß der Beschäftigung populär zu sein 
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scheint.226 Jedenfalls sollten die diversen Angaben gewisse Vorbehalte, über die reale 
Größenordnung an Angestellten, im US-Sicherheitsgewerbe festhalten. Der gleichen Skepsis 
scheint es sich ratsam zu bedienen, wenn von der quantitativen Verbreitung der 
Sicherheitsunternehmen die Rede ist, denn auch hier unterliegen die Schätzungen einer 
beträchtlichen Schwankungsbreite. Von nur 9000 Firmen Mitte der 1990er, über Angaben 
von 13000 bezüglich Unternehmen mit reinen Wachtätigkeiten bzw. 15000 insgesamt, bis zur 
genannten Höchstzahl von 60 000, welche aber eher unwahrscheinlich anmutet.227 Die hohen 
Divergenzen bezüglich der genauen Anzahl an Arbeitnehmern und Unternehmer dürfte vor 
allem auch ein definitorisches Problem sein. Hinsichtlich, welche Aktivitäten tatsächlich zur 
privaten Sicherheitsbereitstellung dazugezählt werden sollten, wobei von Les Johnson der 
spezifische Term des „hybrid policing body“ geprägt wurde, der die Zwiespältigkeit mancher 
Tätigkeiten und folglich ihrer Ausführer, zum Ausdruck bringt.228 
 
Mehr Gewissheit gibt es über die Umsätze der Sicherheitsindustrie in den USA, geschuldet ist 
diese dem Marktforschungsunternehmen Freedonia Groupe, die seit den 90ern in 
mehrjährigem Abständen, Marktanalysen und Zukunftsprognosen zu Verfügung stellt. 
Innerhalb dieses Zeitraums eine massive Maximierung der Einnahmen zu konstatieren ist 
beinahe schon müßig, ungeachtet dessen sind alleine zwischen 1995 und 2000 jährliche 
Wachstumsraten von durchschnittlich 7.9 Prozent angefallen. Wobei die größten Gewinner im 
Geschäft mit privat geführten Gefängnissen zu verorten waren, welche ihre Umsätze vor dem 
Millenniumswechsel, um satte 19 Prozent jährlich, steigern konnten.229 Nicht das die 
Sicherheitsbranche es nötig gehabt hätte, aber die Ereignisse des 11. September sorgten 
zusätzlich für positiven Vorschub in ihren Bilanzen, aber nur kurzfristig, nach 2003 erfolgte 
eine Redimensionierung für den weiteren Verlauf der Dekade, auf stete 5 Prozent Wachstum 
pro Jahr. In absoluten Zahlen erschließt sich daraus ein Markt von 51 Milliarden Dollar, nach 
Stand von 2009. Dabei setzt sich die Verteilung der Einnahmen folgendermaßen auseinander: 
39 Prozent fallen auf Wachttätigkeiten (guarding), 30 Prozent auf Alarmüberwachung, 8 
Prozent auf private Investigation, 6 Prozent auf Justizvollzugstätigkeiten im Rahmen privater 
Gefängnisse und der Rest, 17 Prozent, kommt diversesten privaten Sicherheitsverrichtungen 
zu.  
                                                
226 vgl. Dempsey (2009), S. 66; Collins (2001), S. 17; Jones (2006), S. 103; Starre (2010),  S. 5; 
http://www.mcall.com/business/outlook/all-security-030908,0,7324098.story 
227 vgl. Dempsey (2009), S. 66f.; vgl. Demsey (2008), S. 65;  
vgl. http://findarticles.com/p/articles/mi_m1094/is_n2_v31/ai_18667995/pg_3/?tag=content;col1 
228 vgl. Jones (2002), S. 135 
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Unzweifelhaft erkennbar, das Geschäft mit der Sicherheit floriert und ein Einhalten ist nicht 
in Sicht, zumindest wenn es nach der Freedonia Group geht, die ein Marktvolumen von 65.9 
Milliarden bis 2012 prognostiziert.230 
 
7.1.1 Gründe für das Wachstum der Sicherheitsindustrie in den USA 
 
In die, bereits in den Theoriekapiteln allgemein ausgeführten, Grundlagen der massiven 
Expansion der „private security“, kann man im großen und ganzen auch die Entwicklungen in 
den USA einpassen. Jedoch gibt es spezielle politische, ökonomische und soziale 
Konstellation, die Besonderheiten hervorriefen, respektive globale Trends in Amerika noch 
stärker zu Tage förderten.  
 
In den USA stellt sich das Postulat, dass nicht unbedingt das tatsächliche Vorhandensein von 
einem Übermaß an Kriminalität respektive ein verhältnismäßig großer Anstieg deren, für die 
verstärkte Versorgung mit privater Sicherheit in der Bevölkerung verantwortlich sein muss, 
sondern vielmehr die Wahrnehmung von Verbrechen, als besonders richtig dar. Die USA sind 
insofern ein Paradebeispiel. Seit dem Beginn der 1990er Jahre ist die Kriminalität 
kontinuierlich gesunken, speziell in der wohl wichtigsten Kategorie der Morde, haben sich die 
Vorkommnisse auf einen Stand verringert, der das letzte Mal Anfang der 1960er zu 
verzeichnen war (5 Morde pro 100 000 Einwohner). Desgleichen, zwar in abgeschwächter 
Form, bei allen anderen Spielarten von Gewaltverbrechen sowie den meisten 
Eigentumsdelikten.231 Diese Fakten sind offenbar aber nicht ins breite Bewusstsein der 
Öffentlichkeit vorgedrungen, hierbei die Medien sicherlich eine tragende Rolle einnehmen, 
aber auch der Umstand, dass die Strafverfolgungsbehörden nur 21 Prozent der begangenen 
Verbrechen aufklären. Somit ist es in den letzten 20 Jahren zwar unwahrscheinlicher 
geworden, Opfer zu werden, jedoch nicht, dass einem danach Gerechtigkeit widerfährt.232 
 
Die Ungläubigkeit gegenüber den offiziellen Statistiken und die subjektive Wahrnehmung in 
der Bevölkerung eines Vormarsches der Kriminalität, können alleinig den Erfolg der privaten 
Sicherheitsdienstleister aber nicht erklären. Im kausalen Konnex damit, vielleicht sogar in 
vorrangiger Stellung, stehen auch die Sicherheitsbedürfnisse der US - 
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Unternehmenslandschaft. Wie hoch der Schaden von, gegen Unternehmen gerichtete 
Verbrechen sowie strafrechtlich relevanten Verfehlungen am Arbeitsplatz ist, wurde seit den 
Hallcrest - Untersuchungen nicht mehr detailiert und umfassend eruiert, weshalb es schwer 
fällt definitive Aussagen darüber zu treffen. Die Schätzungen reichen von $67 Milliarden bis 
zu $320 Milliarden, eine Bandbreite, die als nicht sehr hilfreich erscheint.233 
 
„Obviously figures vary, principally because satisfactory measures of many 
crimes against businesses and industry have not yet been found but also 
because much internal crime in particular is never reported to the police, either 
because internal disciplinary action has already been taken, or to avoid bad 
publicity and management embarrassment by exposing to the public the 
business’s lack of security controls. Security concerns remain constant for 
employee theft, property crime, and issues related to life safety. The newest 
problems revolve around fraud, computer crimes, and workplace violence.234 
 
Geschuldet ist diese erhöhte Gefährdung von Unternehmen, sowohl technologischen 
Entwicklungen, die Übergriffe auf fremdes Eigentum, physischer, wie geistiger Natur, 
erleichtern, als auch dem Wandel in persönlicher Einstellung und Moral. Die Loyalität 
gegenüber dem Arbeitgeber hat sich massiv verringert, umgekehrt trat eine Anonymisierung 
der Arbeitskräfte in fast allen Wirtschaftszweigen ein und in Wechselwirkung, verringern sie 
Hemmschwellen am Arbeitsplatz.235 
 
Neben der Zivilbevölkerung und den Unternehmen trägt auch der US - amerikanische Staat 
tatkräftig zur Festigung der Position der privaten Akteure in der Sicherheitsbereitstellung bei. 
Nicht selten geschieht dies unter dem Banner der nationalen Sicherheit. Schon zu Beginn des 
kalten Krieges wurden bundesweit Standards festgesetzt, welche Bewerber um Staatsaufträge 
bzw. Haltern dieser, als Bedingung der Zusammenarbeit, spezifische Sicherheitsmaßnahmen 
diktierte. „This standard made security personal no longer optional for over 11 000 thousand 
defence - related facilities”.236 Im Zuge der ersten terroristischen Anschläge auf Flugzeuge 
wie Flughäfen in den 70ern, kamen diesbezügliche Sicherheitsaufgaben hinzu, die 
weitestgehen an private Akteure ausgelagert wurden. Zuletzt waren es die erschütternden 
Ereignisse vom 11. September, die die maßgeblichen staatlichen Stellen veranlasste, 
(verschärfte) Sicherheitsvorkehrungen für sogenannte „soft targets“ einzufordern. Die so in 
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die Pflicht genommenen Häfen, Shopping Center, Chemiefabriken, Hospitäler etc. brachten 
zwangsläufig erweiterte Geschäftsfelder für die Sicherheitsunternehmer.237 
 
Aber nicht nur Bedenken der nationalen Sicherheit lassen staatliche Institutionen private 
Interessen fördern, Ressourcenknappheit stellt sich ebenso als signifikanter Faktor dar. 
Gerade in den USA ist der ideologisch - historische Ruf nach einem schlanken Staat und 
niedrigen Steuern stark ausgeprägt und setzt die Strafverfolgungsbehörden von vornherein 
unter Druck nach den billigsten Optionen ihrer Aufgabenverrichtung Ausschau zuhalten. 
Verschärft wurde die Situation zusätzlich durch die 2008 ausgebrochene Finanz- und 
Wirtschaftskrise, welche den Budgets der diversen Polizeieinheiten landesweit hart zugesetzt 
hat.238 Insofern ist die Auslagerung von Ermittlungen in nicht gewaltbezogenen Fällen an die 
private, bei weitem billigere „Konkurrenz“, zu einer attraktiven Variante geworden. In der 
Bevölkerung scheint die „Teilzivilisierung“ der öffentlichen Sicherheit, zumindest in „specific 
lower-level policing tasks“, aus Gründen der Kostenersparnis, durchaus Anklang zu finden.239 
 
7.2 Stagnation der Löhne und der Bedienstetenkontinuität 
 
Die Sicherheitsindustrie wächst wie kaum eine andere in den USA und hat sich gerade in den 
letzten Jahren als rezessionssicher bewiesen, desgleichen sind die Zukunftsaussichten 
ungetrübt. In makroökonomischer Hinsicht lassen die Zustände kaum zu wünschen übrig, 
jedoch kommen diese hauptsächlich den Anteilseignern und dem Management, die hohe 
Gewinne schreiben, zugute. Davon ist der durchschnittliche Angestellte aber weit entfernt, im 
Besonderen die „private security officers“, der Mehrheit der Bediensteten, für diese gilt 
immer noch, mit Abstrichen, was schon der Rand Report in den 1970ern festgehalten hat, sie 
sind schlecht bezahlt und mit ebensolchen Arbeitszeiten geschlagen. Mit Abstrichen ist 
gemeint, dass sich natürlich Veränderungen bzw. Fortschritte in den letzten 4 Dekaden 
eingestellt haben, vor allem mit dem Vordringen in anspruchsvollere 
Sicherheitsbereitstellungsaufgaben, sind auch hochbezahlte Arbeitsplätze geschaffen worden, 
die besser gebildete Kräfte anziehen. Die Masse schlingert aber immer noch am Mindestlohn 
entlang, muss oft ohne tiefergehende Ausbildung auskommen, sowie lange Stunden, ohne 
Zusatzleistungen, arbeiten. 
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„Parformak reports that contract security officer annual salaries averaged 
$19.400 in 2003, less than half the average salary for the police. A study of 100 
security officer in New York revealed a variation in wages from the federal 
minimum of $5.15 to $16.25 per hour, with an average of $9.86”.240 
 
Nach letztem Stand, des, vom “U.S. Bureau of Labor Statistics“ herausgegeben, 
“Occupational Outlook Handbook”, ist das Durchschnittsgehalt auf knappe $23.000 
gestiegen,241 in Anbetracht der Inflation, wohl kein allzu großer Sprung. So sieht das auch die 
größte Gewerkschaft der „private security officer“, die SEIU (Service Employees 
International Union), welche die Bezahlung, wie Rahmenbedingungen an sich, als 
unangemessen anprangert:  
 
„With such poor working conditions, few security officers stay on the job for 
long- often resulting in inexperienced, poorly trained officers. A recent report 
on the private security services industry in the U.S. estimates that annual 
employee turnover in our industry still exceeds 100 percent for many security 
companies and can be as high as 300 to 400 percent for low-road firms. These 
turnover rates rival those of the fast food industry and pose a serious risk to 
public safety as private security officers often are first responders to life-
threatening emergencies”.242 
 
Dass eine Gewerkschaft niedrige Löhne und schlechte Arbeitsbedingungen in ihrem 
Betätigungsfeld ortet, dürfte nicht verwundern, jedoch scheint diese Meinung allgemeine 
Zustimmung zu genießen. Sowohl die einschlägige wissenschaftliche Literatur, als auch hohe 
Unternehmensvertreter, wie Interessensvereinigungen der Industrie, sehen dringenden 
Verbesserungsbedarf, in den genannten Problembereichen.243 Einstimmig wird nach höheren 
Standards gerufen, wiewohl für derartig viel Einhelligkeit bemerkenswert wenige Fortschritte 
zu verzeichnen sind. Diesbezüglich ist das Regulationsregime in den USA wohl wieder als 
Hauptursache zu nennen. Aufgrund des Mangel an einheitlichen Bestimmungen ist die 
Sicherheitsindustrie den unirritierten Marktkräften ausgesetzt, welche zusätzliche Kosten 
durch höhere Löhne und besseres Training als Wettbewerbsnachteil entstehen lassen. Rick 
Shannon, “senior managing director” von Vance, ein Ableger von Garda (5. größtes 
Sicherheitsunternehmen der Welt), brachte es in einem Interview folgendermaßen zum 
Ausdruck: „In large part, the problem is one of market forces -- comprehensive security 
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training and improved pay and benefits packages require investment. To remain competitive, 
many security services firms provide the bare minimum required”.244  
 
7.3 Fazit 
 
Kurz und bündig: das Sicherheitsgewerbe boomt. An allen Wirtschaftsindikatoren der 
Branche, lässt sich dies als Tatsache ablesen. Umsätze, Gewinne sowie Angestelltenzahlen 
steigen jährlich, hinzukommend, neue Funktionen respektive sich erweiternde, und ein Ende 
ist nicht abzusehen. Das Bedürfnis nach Sicherheit in der amerikanischen Gesellschaft, 
übersteigt bei weitem das Vermögen der Sicherheitsbehörden, dieses auch zu befriedigen. 
Wobei die USA fast als Prototypus herangezogen werden können, für das Phänomen, dass 
trotz kontinuierlich sinkender Kriminalität, vor allem bei Gewaltverbrechen, die Angst davor 
steigt. Was auf einen Vertrauensverlust, in weiten Teilen der Bevölkerung, gegenüber den 
staatlichen Sicherheitsorganen, hinweist. Während hierbei ein irrationales Moment 
mitschwingt, ist die verstärkte Eindeckung der Unternehmen mit privaten 
Sicherheitsleistungen, tatsächlichen Herausforderungen ihrer Interessen geschuldet. Durch 
gravierende Veränderungen im technologischen, wie unternehmenskulturellen Bereich, sind 
sie einer verstärkten Gefährdung ausgesetzt. Ganz zu schweigen, von jenen, welche durch die 
Klassifizierung als „soft targets“, nach dem 11. September, im Namen der nationalen 
Sicherheit nachrüsten mussten und damit die Profite des Sicherheitsgewerbes anheizten. Aber 
nicht alle Teilnehmer, der privaten Sicherheitsbereitstellung, kommen in den Genuss großer 
Gewinnausschüttungen, im Gegenteil, gerade die größte Berufsgruppe der „private security 
officer“ muss sich mit niedrigen Löhnen, schlechten Arbeitsbedingung und nicht genügender 
Ausbildung zurechtfinden. Denn im Preiskampf um jeden Kunden, würden die Investitionen 
zur Verbesserung der Zustände, wettbewerbshemmend wirken. Die Frage, die sich dabei stellt 
ist, wann die Missstände und damit oft, ein qualitativ minderwertiges Produkt, die 
unbestreitbaren Kostenvorteile, überschatten beginnen. Nicht unwahrscheinlich, dass dies 
auch in den Führungsetagen der Sicherheitsunternehmen kontemplative Reflexe auslöst, ist es 
doch vielerorts das Management, das nach höheren Standards in der Industrie verlangt. 
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8 Phänomene der Privatisierung von Sicherheit und ihre 
Implikationen für Staat und Gesellschaft in den USA 
 
Die Welt der privaten Sicherheitsbereitstellung ist komplex und schwer überschaubar 
geworden, speziell in den USA, wo sie den Alltag in höherem Ausmaß penetriert hat, als in 
den meisten anderen westlichen Demokratien. Es gibt kaum Funktionen, Verrichtungen und 
Aufgaben im Namen der Sicherheit, die von ziviler Seite, nicht auch bedient und nicht mehr 
der Polizei oder anderen Behörden, exklusiv überlassen werden. Wobei nicht alles, was 
private Akteure dabei anpacken, eine gesellschafts- bzw. staatspolitische Schwere 
dahingehend zukommt, dass sie Potentiale der herrschaftlichen (zur Erinnerung, der Staat 
wurde, zu anfang dieser Arbeit, als Herrschaftsgebilde definiert) und sozialen Veränderungen 
in sich bergen. Die Installation von Alarmanlagen, mag ein ehrenwerter Beruf sein, 
nichtsdestotrotz sind an ihm kaum revolutionäre Facetten auszumachen, ebenso etwa 
Versicherungsermittler oder Sicherheitsgutachter, die in ihrer Charakteristik, nicht jene 
Eigenschaften pflegen, welche das erkenntnisleitende Interesse, dieser Arbeit wecken. Zumal 
es nicht so sehr an den diversen Tätigkeiten selbst gelegen ist, sondern viel mehr, inwiefern 
sie Phänomene des menschlichen Zusammenlebens bzw. der Steuerung wichtiger 
gesellschaftlicher Zwecke, bedingen, oder in Wechselwirkung mit diesen, sich als 
systemerhaltend erweisen.  
 
Zuvorderst ist dabei von der Entstehung und der Existenz des „mass private property“ zu 
reden, jener von Clifford Shearing und Philip Stenning, Anfang der 1980er gemünzte Begriff, 
welcher die Expansion von immer größeren Flächen privaten Besitztums auf dem 
Öffentlichkeit bzw. kommunale Vorgänge stattfinden, bezeichnet. In ihren eigenen Worten:  
 
“Because more and more public places are now located on private property, 
the protection of property – which lies at the heart of private security’s function 
– has increasingly come to include the maintenance of public order, a matter 
which was, hitherto, regarded as the more or less exclusive prerogative of the 
public police. With the growth of mass private property, private security has 
been steadily encroaching upon the traditional beat of the public police. In so 
doing, it has brought areas of public life that were formerly under state control 
under the control of private corporations”.245 
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Das Wachstum der privaten Sicherheitsbereitstellung, wird innerhalb ihrer 
Argumentationslogik, zur Folge, eben dieser Anhäufung von privatem Eigentum, als Funktion 
tieferliegender Veränderungen in den Besitzverhältnissen. Das ist in den einschlägigen 
wissenschaftlichen Kreisen nicht unwidersprochen geblieben, vor allem wurde beanstandet, 
dass kaum stichhaltige empirische Beweise für diese Behauptung vorhanden wären und somit 
die beschriebene Kausalität, in ihrer Absolutheit, so nicht einwandfrei bewiesen werden 
kann.246 Nichtsdestotrotz ist das „mass private property“ ein signifikanter Faktor, im sozialen 
Sinne an sich, sowie für die Sicherheitsindustrie wirtschaftlich und in diesen Eigenschaften ist 
es für diese Arbeit von außerordentlichem Interesse. Findet doch die Produktion von 
Sicherheit im Rahmen des „mass private property“ ihre ostentativste Ausformung, für den 
staatlichen Herrschaftsanspruch und das Gewaltmonopol als seinem Kern. 
 
Im weiteren Verlauf des Kapitels erfolgt daher eine genauere Betrachtung, der, 
vorangegangen schon kurz erläuterten, zwei Seiten des „mass private property“. Zum einen, 
der exklusiven „gated communities“, zum anderen, den inklusiven Formen der „hybrid - 
spaces“ mit genauerer Betrachtung des Einkaufszentrum. Als letzter Punkt sollen noch, die 
privaten Strafgefangenhäuser zur Analyse herangezogen werden, da deren bereits alltägliche 
Existenz, nach Einschätzung dieser Arbeit, die einzige bereits etablierte Privatisierung einer 
höhere stehenden Kompetenz der Sicherheitsbehörden darstellt. Bevor dazu Stellung 
genommen werden kann, müssen allgemein deren Funktionslogiken und Methoden erläutert 
werden, welche sich hauptsächlich im „private security officer“ personifizieren. Dieser ist 
nicht nur der bei weitem sichtbarste Vertreter der „private security“, weil vor allem meist 
uniformiert, sondern seine Aufgaben und Verrichtungen, sind integraler Bestandteil der zur 
Ausführung kommenden Phänomene. 
 
8.1 Strategien des Sicherheitsgewerbes und der „Private Security Officer“ 
als sein ausführendes Organ. 
 
“[...] the strategies of commercials security tend to differ significantly from 
those of the traditional police in that they are more instrumental than moral, 
offering a more proactive rather than reactive approach to problem-solving. 
They tend to be concerned with loss prevention and risk reduction rather than 
with law enforcement or the detection and conviction of criminals. In mass 
private property the regulatory force of “membership” and “access” is a 
powerful mode of control. If the law is invoked it is more often likely to be 
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contract law, rather than the criminal law. The powers of removal, dismissal 
and exclusion - […] - are potent administrative tools to policing. […]. 
Commercial security tends to inscribe incentives for conformity and orderly 
conduct: a “rewards infrastructure”. It prefers to operate through consensual 
forms of control rather than coercive ones traditionally associated with state 
regulation”.247 
 
Vor diesem Hintergrund ist die Rolle des Wachtmanns, in Ermangelung eines geeigneteren 
deutschen Begriffs wird die viel akkuratere und vor allem nicht mit derart veralteten 
Bedeutungen überfrachtete Bezeichnung des „private security officers“ vorgezogen, einer 
beispiellosen Aufwertung unterlegen. Die rapide Expansion der Sicherheitsindustrie 
exponierte diesen zusehends in der Öffentlichkeit und ebenso einem höheren 
Anforderungsprofil, wie zum Beispiel die Auseinandersetzung mit zunehmend komplexeren 
Überwachsungstechnologien.248 Gleichwohl das Kompetenzniveau, wie hinlänglich in dieser 
Arbeit angemerkt, nicht ausreichend gestiegen ist, kann dennoch allgemein ein qualitative 
Wertsteigerung ihrer Verrichtungen vermerkt werden, welche sich in sechs Kernfunktionen 
einteilen lassen: „housekeeping“, Kundenbetreuung, Verhinderung von Verbrechen und 
asozialem Verhalten (wie auch immer dieses von den Verantwortlichen definiert wird), 
Durchsetzung der Regeln und Administration von Sanktionen, „responding to emergencies 
and offences in progress“ und Informationssammlung sowie -weitergabe. Die meisten der 
genannten Tätigkeiten sind einigermaßen selbsterklärend.  
 
„Housekeeping“ bezieht sich auf die Feststellung und Weiterleitung von etwaigen Schäden an 
Gebäuden sowie Gelände und andere nicht erwünschte technische Hindernisse, die dem 
sicheren und reibungslosen Ablauf des Betriebs im Wege stehen. Außerdem die Überprüfung 
der sicherheitstechnischen Integrität des Anwesens, z.B.: schließen der Fenster oder 
Eruierung des Zustands von Sicherheitskameras. Durchsetzung von Regeln und Bestrafungen 
bedeutet eine Involvierung in Angelegenheiten, in deren Verlauf zu Verdacht steht, dass die 
Hausordnung missachtet oder Verhalten an den Tag gelegt wurde, welches potentielle 
Kunden abschrecken könnte. Sollte nach Aufforderung der Einstellung, das als Störung 
betrachtete Benehmen nicht eingestellt werden, liegt es im Ermessen der „security officer“ 
Verweise auszusprechen und die Person oder Personen vom Gelände zu eskortieren.249  
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Bezüglich der Ausrüstung mit Schusswaffen, sind die „security officer“ zwei Instanzen 
unterstellt, den etwaig vorhandenen gesetzlichen Bestimmungen, der zuständigen Jurisdiktion 
und den Wünschen des Auftraggebers. Erstere stellen, wie erläutert, in den USA kaum 
gravierendere Hindernisse dar, diejenigen Staaten, die Ausbildungsstandards für die Erlaubnis 
zur Schusswaffenmitführung in Kraft haben, verfügten zumeist keine allzu aufwendigen 
Vorgaben. Insofern liegt es vor allem an den Vorstellungen der Besitzer und Eigentümer, auf 
deren Privatgrundstücken Sicherheitsverrichtungen erfolgen sollen, ob ihre Bedürfnisse die 
Bewaffnung der Angestellten erfordern. Ohnehin ist deren Interesse, es erst gar nicht zu 
einem derart ernsthaften Zwischenfall kommen zu lassen, dass der Schusswaffengebrauch 
notwendig erscheint.250 
 
Prävention ist die Losung der privaten Sicherheitsbereitstellung, weswegen Shearing und 
Stenning, die Überwachung als die zentrale Charakteristik der Sicherheitsarbeit festgehalten 
haben, persönlich, auf Patrouille und per Elektrotechnologie.251 Dies gilt speziell für die 
Verrichtungen auf „mass private property“, wobei besondere Eigenschaften des 
Sicherheitspersonals gefragt sind:  
 
“[…] a low visibility, a continuous presence, membership of the institutional 
structures that they operate to control, the appearance of not being backed by  
‘authority’, a generally ‘unskilled’ status, an infrequent recourse to physical 
coercion, and an ‘integrative’ rather than ‘segregative’ approach.  […] the 
preventative objectives of private security are facilitated by their unrestricted 
access to the areas that they are employed to patrol”.252 
 
8.2 Gated Communities 
 
Den Strategien der Sicherheitsindustrie und die daraus abgeleiteten Methoden der 
Arbeitsverrichtungen eröffnet sich bei den “gated communities” (GC’s) oder nicht weniger 
richig “gated residential developments”253 (GRD’s) ein breites Betätigungsfeld. 
Zugangswacht, bewaffnete Patrouillen, Videoüberwachung, Nummernschildkontrolle etc., 
jedoch sind nicht alle der eingefriedeten Gemeinschaften mit einem derartigen Luxus 
ausgestattet, „gated community“ ist nicht gleichbedeutend mit 24 Stunden bemannter privater 
Sicherheit. Um etwaige Vorurteile und falsche Annahmen auszuschließen sollte daher zuerst, 
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eine genauer Erörterung der Verfasstheit von „gated community“ vorgemommen werden. Im 
weitesten Sinne versteht man darunter: “Walled or fenced housing developments to which 
public access is restricted, often guarded using CCTV and/or security personnel, and usually 
characterised by legal agreements (tenancy or leasehold) which tie the residents to a common 
code of conduct”.254 Die Grundbedingung der Einordnung von Nachbarschaften in die 
Kategorie der GC’s ist also die Abgeschlossenheit des Territoriums, Restriktionen für den 
öffentlichen Zugang. Dies schließt verschiedenste Formen von privat - kommunalen 
Wohnarrangement aus, z.B.: Apartmenthäusern/ komplexe mit überwachten Zugängen 
zusammensetzen,255 oder Zusammenschlüsse ganzer Viertel, zum Zwecke der Koordinierung 
des lokalen Lebensentwurfs, eventuell inklusive der Anstellung privater Sicherheit, allerdings 
die Straßen Teil des öffentlichen Netzes sind und damit für jedermann zugänglich bleiben. 
Was bei den GC’s nicht der Fall ist, die gesamte Fläche innerhalb des abgeschotteten Gebiets 
ist Privatbesitz. Die darin wohnenden müssen dabei rechtlich Anteilseigener werden und mit 
Beitragszahlungen den Erhalt des Grundstücks sowie kollektive Leistungen mitfinanzieren, 
zudem sich gemeinschaftlichen Regeln des Miteinanders unterwerfen. „This legal framework 
represents a shift from private property rights of the individual owner to ownership by the 
community; an unusual blend of collectivism combined with a retreat into privatised 
spaces”.256 Ganz zu schweigen, dass es eine Variante der autonomen Regulierung von 
Lebenszusammenhängen darstellt, die vormals dem Staat vorbehalten waren.  
 
Der erste Schub einer substantiellen Verbreitung von GC’s ist in Retrospektive während der 
1960er Jahre auszumachen, zwar gab es ähnliche Anlagen schon im 19. Jahrhundert,257 
jedoch in Form und Auswirkung auf soziale Verhältnisse suchen die zeitgenössischen GC’s 
ihres gleichen. Die ersten für den Massenmarkt zugänglichen waren durchgeplante 
Seniorensitze im sogenannten „sunbelt“, vor allem Florida, es sollte nicht lange dauern, bis 
andere Bevölkerungsgruppen sich auf die Vorzüge des umschlossenen Wohnens besannen. 
Sowohl gut Betuchte, als auch Mittelschichtsangehörige fanden sich immer öfter und 
zahlreicher in GC’s zusammen, weshalb seit spätesten der 1980er kaum größere urbane 
Zentren in den USA ohne sie vorstellbar sind.258 Während zu Beginn der geschilderten 
Entwicklung kaum 500 eingefriedete Gemeinschaften in den USA vorzufinden waren, ist 
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deren Anzahl im Verlaufe der nächsten dreieinhalb Dekaden, mit Stand von 1997, auf 20.000, 
mit 9 Millionen Einwohnern angestiegen.259 Und mit der Anzahl auch ihre Inhomogenität, 
was Blakely und Snyder dazu veranlasste 3 Subtypen zu identifizieren, die sich auf der 
Motivation derjenigen gründen, die sich in den GC’s zusammenfinden. Erstens 
Rentnervereinigungen, Golf und Country Clubs, sowie „resort developments“, welche, wie 
sich unschwer aus den Bezeichnungen ablesen lassen, hauptsächlich aus Gründen ähnlicher 
Lebensweisen und Freizeitbeschäftigungen integrierten. Zweitens Prestige - Gemeinschaften, 
deren Antrieb vor allem die Symbolisierung des Standesunterschiedes im Vergleich zu 
anderen, „Untergebenen“, darstellt, aber eben auch dessen Erhalt und die Sicherung des 
Platzes in der sozialen Hierarchie. Der dritte und letzte Typ stellt die, von Blakely und Snyder 
sogenannten, Sicherheitszonen dar, wobei der alles überwiegende Grund der Menschen sich 
zu solcherart klassifizierten GC’s anzusammeln, das Bedürfnis nach Sicherheit und Schutz 
vor Kriminalität ist. Es sollte nicht verwundern, dass die Sicherheitszonen den größten Zulauf 
der 3 Kategorien aufweist, was aber erstaunt ist, dass sie hauptsächlich von Angehörigen aus 
der Mittelschicht und gar darunterliegenden sozioökonomischen Klassen vereinnahmt 
werden.260  
 
“They may be center city or suburban, in rich or poor areas, but gates are 
primarily a protection from some threat, real or perceived. In the first two 
categories, the developer builds gates as an amenity and image that helps sell 
houses; in the security zone, it is the residents who build gates, retrofitting their 
neighbourhoods to shield them from the outside world”.261  
 
In der „Arme Leute“ - Version werden vor allem die Betroffene selbst tätig, überwältig 
von den urbanen Problemen von Kriminalität und überbordenden Verkehrs, lobbyieren 
die Anrainer bei den lokalen Autoritäten für die Errichtung von Einfriedungen, das 
geht soweit, dass sie sich, wenn die entsprechenden Erlaubnisse vorliegen, tatsächlich 
am Bau der Barrieren beteiligen.262 Insofern fallen sie als Kunden für das 
Sicherheitsgewerbe weg, da ihre monetären Mittel zu beschränkt sind, um 
entsprechende Leistungen einzukaufen. 
 
Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen, für alle Varianten der GC´s ist 
Sicherheit von großer Bedeutung, darf man den existierenden wissenschaftlichen 
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Umfragen dazu glauben schenken, aber nur bei den Sicherheitszonen sind kaum andere 
Beweggründe der Einwohner auszuforschen, während jene Monokausalität in der 
Motivation bei den anderen 2 nicht erkenntlich ist.263 Ironischer weise sind es aber 
gerade diese, welche zumeist die ausgeprägtesten Sicherheitsvorkehrungen aufweisen, 
denn wie bei allen Fragen privater Sicherheitsbeschaffung ist nicht das Ausmaß der 
Angst vor äußeren Bedrohungen entscheidend, sondern die Finanzkraft, sie legt den 
Radius des Möglichen fest.  
 
“Gates range from elaborate two-story guardhouses manned 24 hours a day to 
roll-back wrought iron gates to simple electronic arms. Guardhouses are 
usually built with one lane for guests and visitors and a second lane for 
residents, who may open the gates with an electronic card, a punched-in code, 
or a remote control. Some gates with round-the-clock security re-quire all cars 
to pass the guard, and management issues identification stickers for residents' 
cars. Others use video cameras to record the license plates and sometimes the 
faces of all who pass through. Unmanned entrances have intercom systems, 
some with video monitors, for visitors seeking entrance”.264  
 
In weniger sicherheitsfokussierten und/ oder wohlhabenderen GC’s sind derlei Maßnahmen 
überdies nicht zwangsläufig mit Bedacht auf kriminelle Elemente installiert worden, könnten 
sich deren Bewohner zumeist ohnehin ein Leben in Gegenden mit niedriger Verbrechensrate 
leisten. Mindestens genauso von Bedeutung ist das Fernhalten von Unannehmlichkeiten, wie 
z.B.: Unternehmensvertretern, und generell Eindruck von Privatsphäre, dem Bewusstsein 
Fremdes fernhalten zu können. Es ist ein Ausschlussverfahren des Andersartigen265 und 
Versuch der Kontrolle der Nachbarschaft, nach eigenen und Vorstellungen Gleichgesinnter. 
Zudem spielen Instandhaltung und Wertsteigerung des Eigentums eine Rolle.266 
 
8.2.1 Ökonomische und politische Interessen als Vorschub für „gated communities“ 
 
Nach Durchsicht der einschlägigen Literatur zur gegebenen Thematik ist eine 
Schwerpunktsetzung auf individuelle und soziale Implikationen ersichtlich und 
vernachlässigt, nach Ansicht dieser Arbeit, übergeordnete ökonomische und politische 
Einflussfaktoren. Die Rede ist hierbei nicht nur von den Sicherheitsunternehmern, deren 
Gewinnspanne sich aufgrund der GC´s erhöht, aber nur mittelbar zu deren Wachstum 
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beitragen. Vielmehr sind es Projektentwickler, deren Geschäft die Errichtung und folglich der 
Verkauf von GC’s darstellt, und deren Wille auf Expansion steht, welche unter tatkräftiger 
Mithilfe der maßgeblichen staatlichen Institutionen bewerkstelligt wird. Die Städte nutzen 
ihre Macht, um Anträge zur Privatsierung ihrer Jurisdiktion angehörigem Land entweder zu 
bewilligen oder zu verweigern, in Aussicht auf urbane Entwicklung, deren Kosten sie nicht 
tragen müssen und für deren Erhalt sie nur in verringertem Maße zuständig sind, 
nichtsdestotrotz Steuereinahmen abwerfen. Der Bedarf an Infrastruktur liegt an den 
Unternehmern zu bauen, welche ihre Aufwendungen zu guter Letzt an die Käufer 
weiterreichen. Um größtmögliche Profite zu garantieren wird die Massenproduktion 
angestrebt, hauptsächlich für die breite Mittelschicht.267 In Folge sind die Produzenten von 
eingefriedeten Wohnraumanlagen beständig auf der Suche an geeignetem, 
entwicklungsfähigem Land, dabei gehen sie nicht immer zimperlich vor. 
 
“[…] developers seek to ensure the profitability of their housing tracts by 
securing exclusive control over desirable resources for their buyers. Sometimes 
this bid for control requires petitioning for zoning changes, public hearings, 
and assuming maintenance of roads and resources constructed by public tax 
dollars. However, sometimes simply putting up gates to restrict or intimidate 
the public’s access to the resource is often sufficient to convert the public space 
into a GC amenity”.268 
 
Dahingehend die “private security” eine tragende Rolle spielt, da durch deren Einsatz solch 
ein Vorgehen erst möglich wird und sich die Funktionslogik des Sicherheitsgewerbes wieder 
einmal unter Beweis stellt, nicht die Aufrechterhaltung von Recht und Ordnung ist deren 
oberstes Prinzip, sondern die Wahrung von Wünschen und Interessen der zahlenden 
Kundschaft. Einschränkender weise muss um des Ausgleichs Willen dazu erläutert werden, 
die Profitmaxime ist jedem Geschäft inhärent, und im Falle der GC’s sind sie nur Teil einer 
größeren Auseinandersetzung zwischen privatem und öffentlichem 
Koordinierungszusammenhängen, die rechtlich noch nicht austariert sind. 
 
8.2.2 Probleme und Konsequenzen der „gated communities“ 
 
Auf Grund der rechtlichen Unklarheiten scheint die Bereitschaft der Städte und ihrer 
Institutionen die Privatisierungen voranzutreiben, von Kurzsichtigkeit geprägt zu sein. Erfolgt 
doch im Rahmen der GC‘s die weitestgehende Übernahme staatlicher Leistungen und 
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Aufgaben in der amerikanischen Geschichte. Geregelt wird dies über die „associationes“, 
denen jeder Heimeigner verpflichtend als Mitglied beizutreten hat und von einem aus ihrer 
Mitte gewählten Direktor geleitet werden muss. Die Frage, ob Laien dazu befähigt sind, die 
mannigfaltigen Herausforderung in der Anleitung eines Gemeinwesens bestehen zu können, 
wird in der Realität nicht selten negativ beantwortet, vor allem, wenn das Geld für den Zukauf 
von professionellem Knowhow nicht vorhanden ist. Missmanagement führt schlussendlich zu 
verfallender Infrastruktur und Überschuldung der Haushalte, im schlimmsten Fall der 
Zahlungsunfähigkeit müsste wohl wieder der Staat einspringen. Aber auch davor ist er öfter 
gefragt als ihm lieb sein kann, da es letztentscheidenden Gremien bei Disputen zwischen 
Mitgliedern der GC’s nicht gibt, werden diese nicht selten über den normalen Rechtsweg 
abgewickelt. „There is a high level of internal conflict to overrule enforcement and 
assessment collection, including the use of foreclosure for unpaid assessments”.269 Außerdem 
kommt es immer wieder zu Differenzen zwischen GC’s und Außenstehend, manchmal mit 
lokalen Regierungen selbst, wenn Tätigkeiten bzw. Unterlassungen der „associations“ das 
Allgemeinwohl tangieren oder gar gefährden. Patentlösungen gibt es noch keine und zumeist 
müssen Gerichte Tatsachen schaffen. Jedoch auf längere Sicht könnten die Probleme der 
GC´s und ihre Reibungen mit der Außenwelt kostspieliger werden, als die sehr verlockenden 
Steuereinnahmen und Kostenersparnisse für die Städte.270 
 
Ein populäres Argument der Proponenten von GC´s, zwecks Hinweis auf die finanzielle 
Vorteilhaftigkeit für den Staat, ist, dass der Einsatz von privatem Sicherheitspersonal 
Polizeikontingente für anderweitige Einsätze frei macht und somit der Allgemeinheit auch 
mehr Schutz zukommt. Die Folgerichtigkeit dieser Aussage ist aber mehr als zu bezweifeln, 
da die Einwohner jener GC’s, welche sich bemannte Sicherheit leisten können, ohnehin in 
Vierteln mit niedriger Kriminalität leben würden, wo das Polizeiaufkommen selten 
außerordentliche Ausmaße annimmt. Argumentationen derlei Art sind aber ohnedies müßig, 
sie verfehlen den springenden Punkt, die Frage des Nutzen für den Staat bzw. des 
Gemeinwohls stellt sich jenen kaum, deren Bestrebung es ist, in eine umschlossene 
Gemeinschaft einzuziehen.271  
 
“There is little doubt that urban problems are the stimuli for this wave of 
gating. A growing underclass, high levels of foreign immigration, and a 
restructured economy are leaving many feeling insecure. Gated communities 
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are a search for stability and control in the face of these dramatic demographic 
changes. The drive for separation, exclusion, and protection that gated 
communities represent is just a part of the larger spatial pattern of 
segmentation in which this country is increasingly separated by income, race, 
and economic opportunity. […]. As citizens separate themselves into 
homogenous, independent cells, their ties to the greater polity and society 
become attenuated, increasing resistance to efforts to resolve municipal, let 
alone regional, problems”. 
 
Blakely und Snyder sprechen hierbei vielen Kommentatoren der Entwicklung aus der Seele, 
welche die Befürchtung hegen, dass die demokratisch - staatlichen Strukturen durch die 
Privatisierungen von „Territorium“ und Staatsaufgaben zusehends geschwächt werden. In 
Folge des abnehmenden Identifikationspotentials mit dem großen Ganzen, sich die 
Wohlhabendsten hinter ihren Mauern verschanzen, ihren eigenen Staat machen und die 
Sinnhaftigkeit der Entrichtung von Steuern für Leistungen hinterfragen beginnen, für die sie 
schon bezahlt haben.272 
 
8.3 Das Einkaufszentrum als Beispiel für inklusive „hybrid - spaces“ 
 
Einkaufzentren, als auch die „gated communities“ werden unter dem Begriff der „hybrid - 
spaces“ subsumiert, hin weislich ihrer zwiegespaltenen Charakteristik, öffentliche sowie 
private Eigenschaften in sich zu vereinen. In den Darstellungen der wissenschaftlichen 
Literatur wird dadurch der Eindruck von 2 Gegenstücken erweckt, zwei Seiten derselben 
Medaille, nur mit unterschiedlichen Vorzeichen. Wobei die Shopping Center, genauso wie die 
ähnlich veranlagten Vergnügungsparks oder Ferienresorts, größtmögliche Inklusion, zwecks 
maximalen Profits anpeilen, während die GC´s den Ausschluss als oberste Maxime 
praktizieren. Zwar spielt die Exklusion von Unerwünschtem, alles was die Einkaufslust 
potentieller Kunden verringert, auch eine tragende Rolle in der Konzeption und speziell in der 
Sicherheitsherstellung von Einkaufszentren, jedoch eher unter dem Verständnis eines 
Instruments, im Dienste des übergeordneten Grundprinzips. Durch die singuläre Ausrichtung 
der Shopping Center, den Warenverkauf reibungslosest zu ermöglichen, ist auch der 
Privatisierungsgrad niedriger, die Übernahme von staatlichen Funktionen, erschöpft sich 
hauptsächlich in der privaten Sicherheitsbereitstellung, indessen die GC’s ein umfassendes 
Privatisierungskonzept darstellen, ein Versuch der staatsautonomen Koordinierung von 
Gemeinschaftszusammenhängen. Ein weiterer nicht zu vernachlässigenden Unterschied stellt 
die Existenz einer zentralen Autorität in den Shopping Centern dar, derer die GC’s 
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ermangeln. Mit dieser gegensätzlichen Verfasstheit der Entscheidungsstrukturen, ergeben sich 
ebenso divergierende Formen der sozialen Kontrolle und Zwangsverhältnisse. In den 
eingefriedeten Gemeinschaft herrscht ein Egalitätsanspruch, jeder Anteilshaber ist Mitglied 
der „associations“ und hat damit Einflussmöglichkeiten, dem Kunden eines Einkaufszentrums 
ist derartiges nicht geboten, er verhält sich entweder regelkonform oder er wird von den 
Verantwortlichen vom Gelände verwiesen, schlimmsten Falls festgesetzt und der Polizei 
übergeben. Insofern weichen auch die Überwachungsmethoden voneinander ab, zum einen 
breitflächig und nach angenommenen Gefährdungspotentialen gestaffelt, zum anderen nach 
Eindringlingen und unerwünschten Personen Ausschau haltend. In GC’s stehen die 
Einwohner selbst nicht unter Überwachung, ausgenommen vielleicht sozialer und 
nachbarschaftlicher Kontrollformen, in Einkaufszentren stellt jeder Kunde gleichzeitig ein 
Risikopotential dar und unterliegt damit prinzipiell einem Verdachtsmoment, welches im 
Auge behalten werden muss. 
 
Die Eruierung jener Unterschiede sind deshalb wichtig, weil diese Arbeit im Verlauf der 
Analyse zu der Ansicht gelangt ist, dass die Vermengung von Einkaufszentren 
(Vergnügungsparks, Ferienresorts etc.) und GC’s unter dem Begriff der „hybrid spaces“ nicht 
ohne weiteres möglich sein sollte. Um nicht zu sagen, dass sie falsch ist, jedoch ergibt sich 
aus ihr ein gewisse Unschärfe, gängige allgemeine Beschreibungen der Sicherheitsstrategien 
in „hybrid spaces“ scheinen mehr auf Shopping Center und die anderen inklusiven, 
profitorientierten quasi - öffentlichen Orte zugeschnitten zu sein als auf „gated communities“. 
Für die in weiterer Folge strategischen Erläuterungen der Sicherheitsbereitstellung in 
Einkaufszentren, welche oft allgemein für „hybrid spaces“ zur Verwendung kommen, sollte 
dies also mit bedacht werden. 
 
8.3.1 Ausbreitung der „shopping mall“ in den USA 
 
“A number of sources have suggested that there was a major expansion in the 
number of privately-owned shopping malls in the USA after the 1950s. It has 
been estimated that the number of shopping centres in the USA was about 100 
during the early 1950s, but by the late 1970s this had expanded to over 
20,000. By the 1980s, it was suggested that there were over 28,500 shopping 
malls in North America. Private shopping centres have come to dominate the 
retail trade in the USA and Canada, accounting for more than half of all retail 
sales by the early 1980s”.273 
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Dieser Prozess der massiven Expansion, hauptsächlich zwischen 1960 und 1980 anzusiedeln, 
wurde als „the malling of America“ bezeichnet, wodurch heute fast 9 Millionen Menschen 
Arbeit finden und über $50 Milliarden an lokalen Steuern in die Staatskassen gespült werden. 
Anfang des neuen Millenniums hatte der Andrang derartige Ausmaße angenommen, dass in 
nur einem Monat über 200 Millionen Einkäufer die Zentren landesweit stürmten und dabei 
Umsätze von 1,8 Billionen zurückließen. Die Beliebtheit der „malls“ erschließt sich aus einer 
Kombination von Konsumentennachfrage, die alle erdenklichen Produkte an einem Ort 
vorfinden, und einer logistischen Vorteilhaftigkeit für die Zulieferer, welche massenhaft 
Waren an einer zentralen Verteilungsstelle loswerden können. Entlang der Größe der 
Shopping Center erfolgt ihre Klassifizierung, in „neighbourhood centres“ mit einem 
Attraktionsradius von nicht mehr als 2 Meilen, sowie „community centres“ mit einer 
Kundschaft, die sich in einem Umkreis von 3 - 5 Meilen finden lässt. Darüber liegen in etwa 
2500 regionale Einkaufszentren, deren Ausmaße 2 größere Kaufhäuser und über 100 
Einzelgeschäfte umfassen und eine Anziehungskraft auf Menschen aus bis zu 20 Meilen 
Entfernung ausüben. In der letzten Kategorie befinden sich nur 300 Vertreter, wahre 
Megakomplexe namens „super regional malls“, mit einer fast 3 - fachen Ausdehnung im 
Vergleich zu den regionalen Shopping Centern.274  
 
Das massive Wachstum der Verkaufstempel hat zum Auftauchen der sogenannten „edge 
cities“ einen signifikanten Beitrag geleistet. Dieser Begriff gibt jenen Entwicklungen einen 
Namen, die in den 1950er einsetzten und das urbane Leben in den USA nachhaltig verändert 
haben.  
 
“The first wave toward edge cities happened in the 1950s, when Americans 
moved their homes out of older downtowns and into brand-new suburbs. The 
second wave was the malling of America in the 1960s and 1970s, when 
purveyors of goods and services followed their customers home. The third wave 
moved the central historic purpose of cities, jobs, to where people had been 
living and shopping for two generations”.275 
 
Demzufolge stellt das Entstehen der “edge cities” eine Absetzbewegung von den Stadtkernen 
dar, mit Übersetzung von Wohnraum, Industrie und Handel in die Vororte und funktioneller 
Unabhängigkeit vom urbanen Zentrum. Der Umzug in die „suburbs“ erfasste vor allem 
wohlhabendere Bevölkerungsteile und die weiße Mittelschicht und hinterließ die weniger gut 
Betuchten und ethnischen Minderheiten. Ebenfalls bekannt als „white flight“ hat jener Trend 
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demographische Verortungen geschaffen, welche Fragen der sozialen Polarisierung und 
„racial segragation“ aufkommen lassen.  
 
8.3.2 Sicherheitsherstellung in Einkaufszentren 
 
Traditionell stellen die Shopping Center signifikante Ressourcen für die Sicherheit ihrer 
Einrichtungen ab, hauptsächlich privat erbracht, entweder durch dem Hause angehöriges 
Personal, oder immer öfter von spezialisierten Unternehmen angekauft. Aber auch 
Kooperationen mit der Polizei stehen hoch im Kurs, denn sie erhöhen die Wahrnehmung von 
Sicherheit und je höher diese ist, desto besser für das Geschäft. Das wissen die Besitzer und 
die operativ Verantwortlichen von Einkaufzentren, nicht umsonst stellt sich das Vertrauen in 
die Sicherheit als altbewährtes Marketinginstrument dar. Bevor diese beworben werden kann, 
muss sie jedoch erst einmal hergestellt sein, was mit gängiger Ausstattung für inklusive 
„hybrid spaces“ erfolgt. Flächendeckende Videoüberwachung auf dem höchsten Stand der 
Technik, zusätzlich zu der entsprechend ausreichenden Verteilung von „private security 
officer“. Wobei deren Arbeitsmethoden nach spezifischen Strategien ausgerichtet sind. 
Prävention steht an erster Stelle, Probleme erkennen und eindämmen bevor sie akut werden, 
dem geht ohnehin schon das Bestreben voraus, keine Umstände und Möglichkeiten für 
„disorder“ aufkommen zulassen. Zur Ausführung gelangt dies über die Kategorisierung von 
Gruppen, z.B. wenn Jugendliche als höheres Risiko eingestuft werden und dementsprechend 
strikter unter Beobachtung stehen, als auch teilweise strengere Regeln zu beachten haben. In 
der „mall of america“ finden Jugendliche an Wochenenden nach 18 Uhr ohne die Begleitung 
einer über 21 - jährigen Person keinen Einlass. Risikovermeidung und -management, um nicht 
das Nachsehen zu haben, ein Vorgehen, das nicht selten Vorwürfe des „profiling“ oder gar 
des Rassismus aufkommen lässt.276 
 
Außerdem operiert die Sicherheitsherstellung in Einkaufszentren über den Anschein von 
Einvernehmlichkeit und Einsicht, ungebührliches Verhalten wird sich verbeten und um 
Verständnis gebeten, jedoch bei Unnachgiebigkeit erfolgt die Expedierung vom Grundstück. 
Das Ausleseverfahren setzt aber schon vorher ein, Menschen, die nicht zumindest den 
Eindruck erwecken, potentiell Geld aufwenden zu können, z.B. Obdachlose, werden auch 
ohne Fehlverhalten ihrerseits nicht weit kommen. Den Sicherheitsansprüchen des Konsums 
wird selbst schon im Strukturdesign Rechnung getragen. „Hence, within the instrumental 
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order of the marketised fortified fragment, your behaviour is ‘consensual’ insofar as you are 
permitted to ‘choose’ from a strategically-circumscribed range of selections”.277 
 
Manche sehen darin die Erosion von öffentlicher Kultur und demokratischem Prozess, wo 
zwar Diversität erwünscht ist, jeder der zahlen kann hat im Prinzip Zugang, aber nur nach 
genau temperierten Vorgaben.278 
 
8.4 Private Gefängnisse  
 
Mit den privaten Strafvollzugsanstalten wird die Welt des „mass private property“ zurück 
gelassen, handelt es sich dabei doch um eine reine „Privatangelegenheit“. Zivil geführte 
Gefängnisse handeln zwar im Auftrage staatlicher Institutionen, jedoch ihre Funktion üben sie 
ohne öffentliche Beteiligung aus, abgesehen von etwaigen Kontrollen. Ihre Verrichtung, die 
Verwahrung von Gesetzesbrechern, dient nicht einem weiterführenden Zweck, sondern 
erschöpft sich, in sich selbst. Die privaten Haftanstalten verkörpern wohl am besten die 
Übernahme von Sicherheitsaufgaben vom Staat, da sie vielschichtige Betriebe von 
komplexem Charakter darstellen, im Unterschied zu vielen anderen ausgelagerten Tätigkeiten 
(z.B. Bewachung von Kasernen). Insofern könnten sie als Gradmesser betrachtete werden, für 
die Befähigung der Ausführung höherer staatlicher Sicherheitsfunktionen. 
 
8.4.1 Verbreitung der privaten Gefängnisse 
 
“Though private sector involvement in prisons may be traced back a century or 
more there has been a major revival of interest and activity in this area since 
the late 1980s. Changing political, social and economic circumstances 
prompted the growth of private corrections in the USA in the 1980s. […] 
increasing legal requirements, deteriorating conditions in prisons, tighter 
budgetary control, an ideological climate supportive of privatization and the 
growing threat of expensive law-suits by federal courts opened a window of 
opportunity for the private sector”.279 
 
Hilfsservices vonseiten privater Akteure im Strafvollzug haben eine lange Geschichte in den 
USA, den Beginn der völligen Übernahme und der autonomen Verwaltungen kann aber erst 
mit den 1960er Jahren angesetzt werden, währenddessen Einrichtungen mit niedrigeren 
Sicherheitsansprüchen, wie Jugendstrafanstalten und Auffanglager für Immigranten, in zivile 
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Hände gelegt wurden.280 Allerdings sind darin nur die ersten Gehversuche des Gewerbes zu 
sehen, der wahre Boom setzte nicht vor Mitte der 80er des letzten Jahrhunderts ein, als die 
Überantwortung von Gefängnissen für Erwachsene, gesponsert durch die Administration 
Reagans, begann und dadurch salonfähig wurde.281 Die maßgebliche Erweiterung des 
Geschäftsfelds kann daher nicht unabhängig von dem grundlegenden sozialen und politischen 
Wandel jener Ära erläutert werden. Mit dem Aufkeimen neoliberaler Wirtschaftsraison und 
der ihr beinhaltenden Vorstellung der Überlegenheit der privaten Hand, welche prinzipiell 
effizienter und damit kostengünstiger wirtschaften kann als die öffentliche, wurde ein 
vorteilhafteres Umfeld für die Aktivposten des privaten Strafvollzugs geschaffen. 
Desgleichen mit konservativen Gesellschaftsidealen, deren „tough on crime“ - Prämisse, die 
Sträflingszahlen exorbitant ansteigen ließ. In Kombination sorgen sie für die bis heute größte 
Herausforderung für den staatlichen Strafvollzug, in Form eines Doppelproblems: 
Überbelegung bei gleichzeitigem Kostendruck, aufgrund Budgetkürzungen. Die private 
Alternative erscheint dahingehend oft als attraktive Möglichkeit zur Erleichterung, zumindest 
kurzfristig.282 Zudem speist sich das Wachstum der zivil geführten Gefängnisse aus der 
Verzweiflung der „local goverments“ in vor allem ländlichen Gebieten, wo die 
Deindustrialisierung zu Massenarbeitslosigkeit, Abwanderungsbewegungen und leeren 
Steuerkassen geführt hat. Die privaten Gefängnisse stellen für derartig in Bedrängnis geratene 
Regionen wirtschaftliche Konsolidierungsmaßnahmen dar, dementsprechend wetteifern sie 
mit Subventionierungen und Investitionserleichterungen um den Ausschlag für ihren Standort 
zu geben.283  
 
Die USA sind bei weitem der größte Markt für die privaten Betreiber von Strafanstalten, in 
absoluten Zahlen machen sie dort auch die höchsten Gewinne, relativ gesehen halten sie aber 
immer noch einen sehr geringen Anteil am Gesamtvolumen der Aufwendungen und der 
Gefängnispopulation, nach den aktuellsten Schätzungen dürften es um die 6 Prozent sein. Ob 
aber diese Marge weiterhin nach oben schießt, wie es in der Vergangenheit der Fall war, ist 
seit der Jahrtausendwende nicht mehr absolut gesichert. Aufgrund diversesten Skandalen, 
Klagen und Untersuchungen, welche die Kostenvorteilhaftigkeit der privaten Gefängnisse 
anzuzweifeln begannen, ist eine Stagnation der Beorderung dieser durch die US - Staaten und 
lokaler Jurisdiktion eingetreten. Dass die Branche in den letzten Jahren trotzdem 
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Umsatzsteigerungen verbuchen konnte, lag vor allem am Ausbau der privaten Kapazitäten auf 
Bundesebene, welche ihre zu vorige Zurückhaltung bei der Auslagerung ablegte und verstärkt 
in Arrangements mit den Privaten eintrat. Geschuldet vor allem der Einführung von 
„mandatory mimimal sentencing“ und dem „war on drugs“.284  
 
8.4.2 Handhabung und Probleme durch private Gefängnisse 
 
„[…] although inmates were once commodified for the profitability of their labor, in to day’s 
new market inmates have become commodities them selves valued for their bodily ability to 
generate per diem payments to their prison keepers”.285 Diesbezügliche Fragen der Moral, ob 
die Besetzung von Häftlingen mit Stückkosten vertretbar ist, waren in der politischen 
Auseinandersetzung kaum von Belange, nur zu Anfang der Entwicklung, meldeten sich 
wenige kritische Stimmen zu Wort. Ebenso in der US - wissenschaftlichen Literatur, wo man 
schnell von etwaigen Skrupeln Abstand nahm und sich zumeist auf umfassende Regulations- 
und Kontrollbestimmungen als moralisch ausreichende Standards besann.286 Dem Anspruch 
des richtigen Handelns mag damit tatsächlich genüge getan sein (oder auch nicht), jedoch 
findet eine Übersetzung in die Realität ohnehin nicht statt. Der Antrieb der legislativen 
Organe in den USA, die privaten Gefängnisse an die rechtliche Kandare zulegen, ist schwach 
ausgeprägt und fügt sich damit nahtlos ins Gesamtbild des Regulationsregimes der privaten 
Sicherheitsbereitstellung ein. Die Notwendigkeiten des Wettbewerbs und das Streben nach 
Profit zeigen auch hier ihre Wirkung und veranlassen die Betreiber nicht selten Abkürzungen 
zu nehmen, welche sich für die Insassen, aber auch für das Wachpersonal zumeist nicht gut 
ausnehmen.  
 
„Private prisons make money by cutting corners, which means skimping on 
food, staffing, medicine, education, and other services for convicts. It also 
means fielding poorly trained, ill-equipped, non-unionized, and often brutal 
guards. Exploitation of guards leads to high turnover rates […]”.287 
 
In Folge dessen sich fast zwangsläufig Missstände ergeben mussten, die in der Vergangenheit 
nicht selten zu größeren Skandalen führten. Manchmal so gravierende, dass private 
Gefängnisse wieder verstaatlicht wurden und/ oder gar Staaten gänzlich von der Auslagerung 
des Strafvollzugs absahen. Dazu beigetragen haben ebenso erfolgreiche Klagen von 
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misshandelten Inhaftierten, oder führten zumindest zu strengeren Überprüfungen seitens der 
staatlichen Stellen.288  
 
Ein treibender Faktor in der Verbreitung der zivilen Gefängnisse war die Gewichtung beider 
Seiten auf die Kostenfrage. Die öffentliche Hand, unter Druck mit immer weniger Ressourcen 
immer mehr zu leisten, als auch die privaten Akteure, welche selbstbewusst Ersparnisse 
anpriesen, sollte man ihnen das Vertrauen schenken, und sie verfing sich, diese Darstellung. 
Es sollte dabei keine Rolle spielen, dass es dafür nicht wirklich stichhaltige Beweise gab, im 
Gegenteil, 1996 stellte eine Studie des „General Accounting Office“ keine signifikanten 
Einsparungen durch private Strafanstalten fest.289 Nicht das es nicht auch das Gegenteil 
behauptende Untersuchen gäbe, jedoch scheint das Kostenargument seine Unverbrüchlichkeit 
verloren zu haben. Bestimmt mit ein Grund warum sich kommerzielle Gefängnisbetreiber, 
zusehen auf Lobbying versehen um ihre Interessen zu wahren. Diese erfolgt auf direkte weise, 
wie auf indirekte, im Kampf um Aufträge selbst, als auch für vorteilhafte rechtliche 
Rahmenbedingungen. Dahingehen stehen sie in Allianz mit den konservativen Kräften im 
Lande, denn beide setzen sich für härtere Strafen und mehr Haftantritte bei möglichst vielen 
Gesetzesbrüchen ein.290 Zweifelsohne eine bedenkliche Entwicklung, unterminiert sie doch 
den demokratischen Entscheidungsprozess und inwiefern sich vor diesem Hintergrund der 
Einflussnahme in Legislativprozesse die Beseitigung der genannten Missstände 
bewerkstelligen lässt, ist schwer zu beantworten.  
 
8.5 Fazit 
 
Die Welt der privaten Sicherheit setzt sich aus vielen Tätigkeiten auseinander, nicht alle von 
ihnen erfüllen den reinen Selbstzweck der Sicherheitsherstellung, sondern arbeiten einem 
übergeordnet Ziel zu. Es ist die Ansicht dieser Arbeit, dass gerade jene Verrichtungen die 
größten Auswirkungen auf die Verfasstheit des Staates und seinen Herrschaftsanspruch 
besitzen. Im Rahmen des „mass private property“ steigt die Arbeit des Sicherheitsgewerbes 
auf eine höhere Bedeutungsebene, da sie Teil eines Raumordnungskonzepts werden und nicht 
nur mehr sicherheitstechnischen Aspekten anhängen. Hinsichtlich der „gated community“ 
könnte man fast von kleinen Staaten sprechen, deren exklusiven Ansprüche von privaten 
Akteuren abgesichert werden. Das mag ein wenig weit gegriffen sein, vor allem, da die GC’s 
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üblicherweise keine Zentralinstanzen haben, welche allgemein verbindliche Entscheidungen 
auch gegen den Willen der Mitglieder durchsetzen können. Insofern kommt es, wie in diesem 
Kapitel dargestellt, nicht selten zu Zerwürfnissen unter den „Exilanten“, die erst recht wieder 
von staatlichen Instanzen geschlichtet werden müssen. Wenn GC’s kleine Staaten wären, 
würden sich die „private security officer“ als so etwas wie Polizeiäquivalente ausnehmen, 
auch dahingehend muss man Einspruch erheben, haben sie doch keinerlei Eingriffsrecht 
gegenüber den sie bezahlenden Einwohnern. Den GC´s und in Verbund mit diesen den 
privaten Sicherheitsdienstleistern, fehlt also noch ein ganzes Stück um in wahre Konkurrenz 
mit dem Staat zu treten. Nichtsdestotrotz stellen sie den weitestgehenden Versuch der 
staatautonomen Koordinierung von kommunalen Lebensverhältnissen dar. Und wer weiß, ob 
in Zukunft speziell wohlhabende Amerikaner, eingehüllt in ihren selbst geschaffenen Kokon, 
die Sinnhaftigkeit Steuern zu entrichten, zum Zwecke des Allgemeinwohls, nicht in Frage 
stellen werden.  
 
In den Einkaufszentren, stellvertretend für die inklusiven „hybrid spaces“, stellt sich die 
Situation anders dar. Nicht nur von der entgegengesetzten Anlage her, so viele Menschen wie 
möglich zum Besuch und Einkauf zu bewegen. Auch in der hierarchischen Verfasstheit der 
Entscheidungsstrukturen ist ein signifikanter Unterschied zu den GC´s erkennbar, der eine 
stringentere Kontrolle eines jeden auf dem Gelände Befindlichen möglich macht. In 
Anbetracht der gängigen Sicherheitsstrategie der Prävention, wohlweislich eine 
Notwendigkeit, denn innerhalb deren Logik stellt jeder Kunde gleichzeitig eine 
Verdienstmöglichkeit wie Gefahrenquelle dar, die überwacht werden muss. Wobei 
unterschiedliche Risikomaßstäbe angelegt werden, inwiefern diese Zustande kommen ist nicht 
selten Vorurteilen geschuldet. Insofern stellen die Sicherheitsmaßnahmen eine Form der 
sozialen Kontrolle dar, welche althergebrachte Ressentiments tradiert und dazu Interaktion 
auf eine genau vorgegebene Weise, eine die ökonomischen Interessen am wenigsten störende, 
einschränkt.  
Am Ende des Kapitels erfolgte eine Abkehr von den Belangen des „mass  private property“ 
und eine Hinwendung zu der wohl komplexesten von den staatlichen Sicherheitsbehörden 
ausgelagerten Tätigkeit, die Verwahrung von Straftätern. Eine multidimensionale Aufgabe, 
bei der diverseste Verrichtungen, auch nicht sicherheitsrelevante, ineinandergreifen müssen, 
um einen Betriebsablauf herzustellen. Am Ende der Durchsicht, sollte zur Debatte stehen, ob 
private Gefängnisse besser oder zumindest genauso gut wie staatliche funktionieren, letzten 
Endes ist dies doch der Sinn und Zweck der Sache. Wiewohl diese Arbeit bei weitem nicht 
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tief genug in die Materie eingedrungen ist um ein abschließendes Urteil darob zu fällen, kann 
trotzdem festgehalten werden, dass es gravierende Mängel beim privaten Strafvollzug gibt. 
Hauptsächlich zurückzuführen auf profitgesteuerte Einsparungen in allen möglichen 
Bereichen bezüglich Insassen und Aufsichtspersonal, was möglich gemacht wird durch zu 
nachlässige Regulierungen und Kontrollen seitens der staatlichen Stellen. Zudem werden die 
Kostenersparnisse anscheinend nicht an die Auftraggeber, die Steuerzahler, weitergeleitet, 
zumindest gibt es keine stichhaltigen Beweise für die allzeit in Verwendung stehende 
Behauptung der Betreiber von privaten Gefängnissen, es billiger zu machen als der Staat. 
Warum also eine wichtige Sicherheitsfunktion wie den Strafvollzug privatisieren, wenn 
Qualität, als auch Kostenvorteile für den öffentlichen Haushalt nicht gesichert sind? Eine 
Frage, die nur mit Blick auf die politischen und sozialen Umstände beantwortet werden kann. 
Privatisierung und das Ende des „big goverment“ liegen im Trend und besonders in den USA 
sind genügend ideologisch sattelfeste Konservative mit der Umsetzung dieser Agenda 
beschäftigt. 
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9 Conclusio  
 
Am Ende einer Auseinandersetzung mit der Thematik dieser Arbeit mag man bei diversen 
Aspekten zu unterschiedlichen Ansichten gelangen, aber es dürfte schwer sein sich des 
Eindrucks zu erwehren, dass sich die Herstellung von Sicherheit in der Gesellschaft nicht 
einem grundlegenden Wandel unterzieht. Private Akteure nehmen Einfluss in Bereichen, die 
vormals staatlichen Institutionen vorbehalten waren und vereinnahmen zudem neue 
Beschäftigungsfelder, geschaffen durch technologische und soziale Anstöße. Einschätzungen 
dahingehend, welcher Ausgang all dem beschieden ist, stellt sich als schwierig zu 
beantworten dar, weil sich die Entwicklung noch im vollen Gange befindet. Nichtsdestotrotz 
erschließen sich aus der vorangegangenen Analyse einige Anhaltspunkte.  
 
Teil einer übergeordneten Revolution  
 
Die weitläufige Privatisierung von Sicherheitsbelangen ist nicht aus einem Vakuum 
entstanden, ihr liegen tieferliegende Transformationsmechanismen zugrunde, deren 
Auswirkungen die Koordinierung von Lebenszusammenhängen an sich verändern zu 
scheinen. Zurückzuführen hauptsächlich auf eine Zangenbewegung von sich 
fragmentierenden Gesellschaften bei gleichzeitiger Auflösungen nationaler Räumer durch 
globale, Grenzen verachtende Vernetzung. Im Verbund sorgen sie für neue Lebensrealitäten, 
die sich zunehmend vom Staat als Steuerungsentität und Identitätslieferanten, verabschieden. 
Was diesem erkenntlich zu schaffen macht, budgetär gesehen, er steht unter konstantem 
Druck der Ressourcenknappheit, als auch bezüglich der emotionalen Distanzierung seitens 
seiner Bürger. Dahingehend von Bedeutung, dass sich ihre Loyalität auf eine größere 
Sachlichkeit im Sinne der materiellen Verteilungslogik gründet und sich damit die 
Vorstellung staatlicher Legitimität verändert. Die Gunst der Stunde nutzten dabei die 
Anhänger von ökonomisch inspirierten Gesellschaftskonzeptionen, welche glauben im Markt 
einen superioren Regulator gefunden zuhaben und damit die Privatisierung von staatlichen 
Aufgaben und Verrichtungen eine Folgerichtigkeit darstellt, worunter auch öffentliche 
Sicherheitsleistungen fallen. Abgerundet wird das Hintergrundbild von Tendenzen der 
verstärkten Wahrnehmung von Unsicherheit, die nicht selten mehr auf irrationalen Momenten 
beruhen als auf Tatsachen, nichtsdestotrotz der Nachfrage nach privater Sicherheit Vorschub 
leistet. 
  118 
Zusammenarbeit zwischen Staat und privaten Akteuren 
 
Man möchte gegenteiliges annehmen, jedoch ist in der Regel eine positive Resonanz, 
zumindest auf strategisch - politischer Ebene, vonseiten staatlicher Institutionen bezüglich 
privater Sicherheitsdienstleister zu erkennen und umgekehrt sowieso, stehen diese doch in 
einem relativen Abhängigkeitsverhältnis zum Leviathan. Dessen Recht und Handeln setzt 
Maßstäbe und könnte selbstredend gravierende Hindernisse für die privaten Akteure 
bereithalten. Tut er aber nicht, im Gegenteil, gängiger weise zählen Staaten zu den größten 
Auftraggebern des Sicherheitsgewerbes. Ironischer weise einstimmend in die Vorstellung von 
einem schlanken Staat und den vorrangigen Maximen der Kostenersparnis werden staatliche 
Institutionen selbst Kunden bei der „Konkurrenz“. An den Ausführungen zu den privaten 
Gefängnissen in den USA wurde dieser Umstand gut erkenntlich. Zusätzlich veranschaulichte 
das US - Beispiel die prinzipielle Bereitschaft zur Förderung der Sicherheitsindustrie bzw. der 
Zusammenarbeit mit dieser, wozu vielzählige öffentliche/ private Kooperationen und 
Organisationen beitragen, sowie das Schaffen vorteilhafter rechtlicher Rahmenbedingungen, 
oder gerade die Vernachlässigung einer legalen Einfassung. Im Prinzip gibt es in den USA ein 
Grundverständnis der Sinnhaftigkeit staatlich - privater Sicherheitsnetzwerke, wobei dieses 
Ansinnen noch „work in progress“ darstellt, von der Theorie zur Praxis ist es noch ein weiter 
Weg. Ein funktionierendes, generelles Arbeitsmodell zur Implementation effektiver 
Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitsbehörden und der Industrie ist noch nicht in Sicht. 
Insofern muss in mühsamer Kleinarbeit, zumeist im lokalen Bereich, ein Auskommen 
gefunden werden. 
 
Ökonomischer Druck, Sparen und Profite 
 
Dem Klima einer ökonomisierten Gesellschaft kann sich auch der Staat nicht entziehen, die 
Dominanz neoliberaler Prämissen und eine immer knapper bemessene Ressourcengrundlage, 
bei gleichzeitig höherem Anforderungsprofil, lässt Sicherheitsbehörden finanzielle 
Standpunkte stärker in ihre Handlungslogik einfließen. Offensichtlichstes Beispiel, das in 
Rechnung stellen von Leistungen, zwar nicht übermäßig weit verbreitet, jedoch kann es 
speziell in den USA der Fall sein, dass bei einem Fehlalarm der Sicherheitsanlage, eine 
Rechnung von den umsonst ausgerückten Staatsdienern ins Hause flattert. Darüber hinaus und 
von wesentlich größerer Bedeutung, die generelle Neigung Aufgaben an private Akteure 
abzutreten um den Haushalt zu entlasten, wobei die Qualität der Verrichtung nur zweitrangige 
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Bedeutung einzunehmen scheint. Wiederum anschaulich an den Verhältnissen um die 
privaten US - Gefängnisse zu erkennen, wo der überragende Anstoß für die Privatisierung des 
Strafvollzugs, die vermeintlich geringeren Kosten gewesen sein dürften. Die Motivlage 
Sparen ist vor allem seit der Finanzkrise überdeutlich und wird zumeist auch unterschiedslos 
von der Bevölkerung gut geheißen. Dem Einsparungstheorem der Behörden steht das 
Profitstreben der Sicherheitsdienstleister gegenüber, welche die Sicherheit als Ware erfassen 
und in einem Tauschhandel an den Konsumenten bringen. Im Gegensatz zum Staat, der im 
öffentlichen Interesse handeln muss, schon aus Selbsterhaltungsgründen, hängt doch ein guter 
Teil seiner Legitimität an der ausreichenden Versorgung der Bevölkerung mit Sicherheit, 
wahren die privaten Akteure die Partikularinteressen ihrer Auftraggeber, was sie durchaus in 
Konflikt mit dem öffentlichen Interesse bringen kann. Im Zusammenhang mit den „gated 
communities“ konnten solche Fälle aufgezeigt werden, um öffentliches Land für private 
Bauzwecke verwerten zu können, bedienen sich Projektentwickler privater 
Sicherheitsdienstleister zur Einschüchterung, mit rechtlich fragwürdigen Methoden.  
 
Regulation von privater Sicherheit 
 
Wie in dieser Arbeit festgehalten wurde, mag der Staat ein Gewaltmonopol besitzen, daraus 
leitet sich aber nicht automatisch die alleinige Berechtigung der Sicherheitserzeugung in der 
Gesellschaft ab. Unbestritten kommt dem Staat eine Verpflichtung zur grundsätzlichen Sorge 
und zum Einstand für die physische Unversehrtheit seiner Bürger, sowie deren Besitzstandes 
zu, nichtsdestotrotz kann er nicht die Bemühungen von privater Seite gänzlich unterbinden, 
zumindest nicht in ausgebildeten, auf Recht basierenden Demokratien. Daher stellt sich nur 
die Frage, nach Art und Maß der Verrichtungen des Sicherheitsgewerbes. Grundlegendst 
muss die Unumschränktheit des Gewaltmonopols abgesichert sein, der Staat kann keinerlei 
Anwandlungen der kommerziellen Sicherheitsdienstleister dulden, die dieses auch nur 
ansatzweise herausfordern. Die Natur des Gewaltmonopols gebietet die Verhinderung bzw. 
Ausschaltung jeglicher anderen Quelle der Gewalt, mit wenigen Ausnahmen, wie den 
Notrechten und zwangsgewaltlichen Befugnissen auf Basis privaten Eigentums. Gerade jene 
Ausnahmefälle hat sich das Sicherheitsgewerbe zur Regel gemacht, etwaige 
Gewaltanwendungen oder Zwangshandlungen werden über diese gerechtfertigt. Insofern 
muss man sich die Frage stellen, ob durch die Übertretung ihrer limitierten Gewaltbefugnisse, 
die Legitimität des Gewaltmonopols in Mitleidenschaft gezogen wird? Sollten derlei 
Zuwiderhandlung System annehmen, dürfte dies wohl ein derart verfasstes Problem 
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darstellen, ansonsten kann man sie mehr oder weniger unter gewöhnliche kriminelle Akte 
einordnen, welche einer entsprechenden Verfolgung durch die zuständigen Behörden 
unterliegen. Am Beispiel der USA sollte ersichtlich geworden sein, dass die privaten 
Sicherheitsdienstleister rechtliche Konsequenz bei Fehlverhalten fürchten müssen, nicht nur 
strafrechtlich, sondern ebenso in der Form der in den USA sehr beliebten Zivilklage seitens 
der Geschädigten. Gerade bei Exzessen scheint der Ruf aus der Bevölkerung nach strenger 
Bestrafung reflexartig zu erfolgen, darum könnten Rechtsbrüche durch private 
Sicherheitsdienstleister, solange sie nicht ein gewisses Ausmaß überschreiten, sogar die 
Staatlichkeit und das Gewaltmonopol stärken. Die Judikative scheint in der Hinsicht in den 
USA die maßgebliche Kontrollinstanz zu sein, denn aufgrund der durchgehend eher lasch und 
unklar geschaffenen rechtlichen Vorschriften seitens der „legistlatores“, schaffen richterliche 
Entscheidungen oft für die notwendige Anleitung in Belangen bzw. Verfehlungen des 
Sicherheitsgewerbes.  
 
Beantwortung der Forschungsfrage: „Inwiefern tangieren Privatisierungen im Bereich 
der inneren Sicherheit die Staatsgewalt und in weiterer Folge dessen Kern das 
Gewaltmonopol, stellen sie gar eine Gefahr für dieses dar“? 
 
Es steht außer Zweifel, dass die Rückwirkung der privaten Sicherheitsherstellung für die 
Staatsgewalt von beträchtlicher Natur ist. Im Verlauf der theoretischen Auseinandersetzung 
mit der Thematik wurde die Staatsgewalt als jenes Element der Staatlichkeit definiert, dessen 
vorrangigste Aufgabe, die Herstellung von Letztentscheidungen, über die Bildung eines 
einheitlichen Willens darstellt. Die Privatisierung von Sicherheitsaufgaben, wie alle anderen 
Formen der Auslagerung von Staatstätigkeiten, schaltet sich direkt in diesen Prozess ein, 
indem Entscheidungsbefugnisse auf nichtstaatliche Akteure übertragen werden. Dahingehend 
entstehen wechselseitige Abhängigkeiten, deren Implikationen auf Verhandlungsbasis, 
zwischen Staat und privaten Sicherheitsdienstleistern, abgehandelt werden müssen. Am 
augenscheinlichsten wird dies am öffentlichen Raum selbst, die privaten Akteure sind Teil 
seiner Aufrechterhaltung und Ordnung geworden. Sie üben soziale Kontrolle aus, speziell an 
den „hybrid spaces“ wird dies als Faktum ersichtlich. Selbstredend muss sich der Staat die 
Befähigung erhalten, Entscheidungen im Alleingang treffen und durchsetzten zu können, 
hierbei sich das legitime Gewaltmonopol als das durchschlagende Argument ausnimmt. Die 
Staatsgewalt, wie erläutert wurde, stellt sich inhärent als amorphe Natur dar, sie unterliegt 
konstantem Wandel, herbeigeführt durch das Kräfte und Ränkespiel der verschiedensten 
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sozialen Gruppierungen. Das Gewaltmonopol hingegen muss unantastbaren Charakter 
besitzen, in seiner Überlegenheit physischer Gewaltmittel, als auch dem Glauben der Bürger 
an seine Rechtmäßigkeit. Nichts im Verlauf der Analyse am Beispiel der USA ließ sich 
dahingehend interpretieren, dass die privaten Sicherheitsdienstleister danach trachten dem 
Gewaltmonopol den Rang abzulaufen oder diesem durch das Wachstum der Branche und dem 
Zusammenspiel seiner Akteure ein Gegengewicht erwächst. Vielmehr betonen diese 
beständig ihren Willen in partnerschaftlicher Manier den Staat entlasten zu wollen, wonach 
auch dem Staat der Sinn steht, beide Seiten wähnen sich dadurch in einer vorteilhaften 
Position. Ein Umstand. der mehr für das Sicherheitsgewerbe gilt, gerade öffentliche 
Institutionen stellen oft die finanzkräftigsten Kunden dar und lassen ihre Profite anschwellen, 
was im Geschäft mit der Sicherheit den allerwesentlichsten Faktor darstellt. Also warum sich 
gegen den Staat stellen, wenn man von ihm profitieren kann. 
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Abstract 
 
Die Diplomarbeit beschäftigt sich mit dem Phänomen der steten Zunahme der Erbringung von 
Sicherheitsleistungen durch private Akteure und damit dem Eindringen dieser in die Domäne 
des Staates. Im Vordergrund stehen dabei das Spannungsfeld zwischen öffentlicher und 
privater Sphäre und ihre wechselseitige Beeinflussung, insbesondere hinsichtlich, inwieweit 
die privaten Sicherheitsaktivitäten die Staatsgewalt und das Gewaltmonopol tangieren. 
Insofern erfolgt in der Analyse eine Zweiteilung in einen extensiven Bergriffs- und 
Theorieteil und eine Abhandlung über die realen Verhältnisse in den USA. Von ersterem 
mitzunehmen ist vor allem die Definition des Staates als Herrschaftsgebilde und als dessen 
Kern das Gewaltmonopol, welches im Sinne der legitimistischen Lehre Max Webers zur 
Ausführung kommt. In deren Anschluss entfaltet sich die theoretische Rahmensetzung über 
die Darstellung der innergesellschaftlichen und globalen Ursachen der zur Analyse 
auserkorenen Entwicklung, um sich dann dieser selbst mit all ihren Facetten, in genereller Art 
und Weise, zu widmen. Spezifischer wird es mit den Erläuterungen zur USA. Zuerst ein 
Überblick über die historischen Abläufe der privaten Sicherheitsherstellung, dann ihre legale 
Einfassung durch die „goverments“, dem die Illustration des enormen Wachstums des 
Sicherheitsgewerbes folgt. Zu guter Letzt wird ein spezielles Augenmerk auf die 
Zusammenhänge zwischen „mass private property“ und der privaten Sicherheitsbereitstellung 
geworfen, ein Bild, das noch von privat geführten Gefängnissen abgerundet wird. Wobei sich 
die Konzentration auf diese Phänomene aus ihrer Natur der weitreichendsten Unabhängigkeit 
von staatlicher Einflussnahme bzw. von der Komplexität ihrer betrieblichen Abläufe erklärt.  
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